
B
undeskanzlerin Angela Merkel
(CDU) ließ erst gar keine
Zweifel an ihren Absichten
aufkommen. Bereits eine hal-
be Stunde nach der Rücktritts-
erklärung von Christian Wulff

als Bundespräsident am Freitagvormittag
kündigte die CDU-Chefin an, bei der Suche
nach einem Nachfolger für das höchste
Staatsamt einen parteiübergreifenden Kon-
sens suchen zu wollen. Mit Wulff und seinem
Vorgänger Horst Köhler hatte Merkel zuvor
zwei von CDU, CSU und FDP nominierten
Kandidaten ins höchste Staatsamt verholfen,
die beide vorzeitig abtraten. Angesichts der
hauchdünnen Mehrheit, über die Schwarz-
Gelb in der Bundesversammlung verfügt,
will die Kanzlerin nun nach einem Gespräch
mit den Koalitionspartnern „unmittelbar auf
Sozialdemokraten und Grüne zugehen“. Ziel
sei es, „einen gemeinsamen Kandidaten“
vorzuschlagen, sagte Merkel.

Konsequenzen Wulff trat nach nur 598 Ta-
gen zurück – kürzer bekleidete keiner seiner
neun Vorgänger das höchste Staatsamt. Der
52-Jährige zog damit die Konsequenzen aus
den Vorwürfen, mit denen er seit zwei Mo-
naten konfrontiert ist – von der Inanspruch-
nahme eines günstigen Privatkredits für
sein Haus in Großburgwedel über kostenlo-
se Urlaube bei Unternehmerfreunden bis
zur staatlichen Mitfinanzierung einer um-
strittenen Lobyveranstaltung. Am vergange-
nen Donnerstag beantragte die Staatsan-
waltschaft Hannover die Aufhebung der Im-
munität des Bundespräsidenten, um ein Er-
mittlungsverfahren wegen möglicher Vor-
teilsannahme beziehungsweise -gewährung
einleiten zu können – ein Novum in der Ge-
schichte der Bundesrepublik. 
Im konkreten Fall geht es um einen mit dem
Filmunternehmer David Groenewold ver-
brachten Sylt-Urlaub des Ehepaars Wulff im
Jahr 2007. Die von Groenewold zunächst
beglichenen Kosten für einen Hotelaufent-
halt will ihm Wulff in bar erstattet haben.
Brisant ist, dass ein Unternehmen, an dem
Groenewold beteiligt ist, vom Land Nieder-
sachsen zu Wulffs Zeiten als Ministerpräsi-
dent eine Bürgschaft erhielt. Der Bundestag,
der über die Aufhebung der Immunität zu
entscheiden gehabt hätte, muss sich mit
dem Antrag der Staatsanwaltschaft Hanno-
ver jedoch nicht mehr befassen. Denn der
Schutz vor Strafverfolgung erlischt unmit-
telbar mit dem Ende der Amtszeit – unab-
hängig davon, wie sie beendet wird.
Wulff benötigte am Freitag   knapp vier Mi-
nuten für seine Rücktrittserklärung. Um
11.03 Uhr trat Wulff mit seiner Frau Bettina
in den großen Saal von Schloss Bellevue.
Deutschland brauche einen Präsidenten,
der vom Vertrauen einer breiten Mehrheit

der Bürger getragen wird, sagte er. Die Ent-
wicklung der vergangenen Tage und Wo-
chen habe gezeigt, dass dieses Vertrauen
und damit seine Wirkungsmöglichkeiten
„nachhaltig beeinträchtigt“ seien. „Aus die-
sem Grund wird es mir nicht mehr möglich,
das Amt des Bundespräsidenten nach innen
und nach außen so wahrzunehmen, wie es
notwendig ist. Ich trete deshalb heute vom
Amt des Bundespräsidenten zurück, um
den Weg zügig für die Nachfolge frei zu ma-
chen“, sagte Wulff um genau 11.05 Uhr. 
Die gegen ihn erhobenen Vorwürfe wies
Wulff in seiner Erklärung erneut zurück. Er
habe „Fehler gemacht“, sei aber „immer
aufrichtig“ gewesen. Mit Blick auf die „an-

stehende rechtliche Klärung“ zeigte sich der
frühere niedersächsische Ministerpräsident
und CDU-Vize davon überzeugt, dass sie
„zu einer vollständigen Entlastung führen“. 
Unklar ist, ob Wulff einen Ehrensold erhält.
Dieser richtet sich nach der Höhe der Amts-
bezüge des Bundespräsidenten, beträgt also
zurzeit 199.000 Euro pro Jahr. Vorausset-
zung für den Erhalt des Ehrensoldes ist nach
dem „Gesetz über die Ruhebezüge des Bun-
despräsidenten“ von 1953, dass er „mit Ab-
lauf seiner Amtszeit oder vorher aus politi-
schen oder gesundheitlichen Gründen“ aus
dem Amt scheidet. Die Entscheidung über
die Gewährung des Ehrensolds trifft die
Bundesregierung.

Übergangsweise übernimmt der amtieren-
de Bundesratspräsident, Bayerns Minister-
präsident Horst Seehofer (CSU), das Amt
des Staatsoberhauptes. An Stelle Wulffs
wird Merkel am 23. Februar die Rede auf der
Gedenkveranstaltung für die Opfer des
rechtsextremen Terrors in Berlin halten. 

Wahl spätestens am 18. März Viel Zeit für
die Suche nach einer geeigneten Persönlich-
keit für das höchste Staatsamt bleibt nicht.
Laut Grundgesetz muss die Bundesver-
sammlung spätestens 30 Tage nach dem En-
de der Amtszeit des Bundespräsidenten zu-
sammenkommen, um das neue Staatsober-
haupt zu wählen. Das wäre der 18. März.

Die Bundesversammlung wird von Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU) ein-
berufen. Dieser befindet sich ebenso unter
den diskutierten Kandidaten wie seine Stell-
vertreterin Katrin Göring-Eckardt (Grüne).
Auch dem Bürgerrechtler Joachim Gauck
und dem früheren Bundesumweltminister
Klaus Töpfer (CDU) sowie der Bundesar-
beitsministerin Ursula von der Leyen
(CDU) werden Chancen eingeräumt.
SPD-Fraktionschef Frank-Walter Steinmeier
forderte Merkel auf, die Gespräche mit der
Opposition über einen Präsidentenkandi-
daten „ohne jegliche eigene Vorfestlegun-
gen“ zu führen.  Es müsse ein Staatsober-
haupt gefunden werden, das „breit in der
Gesellschaft Verankerung“ finde. Grünen-
Fraktionschef Jürgen Trittin betonte, „nach
zwei gescheiterten“ Präsidentschaften gehe
es „nicht um einen schwarz-gelben Bundes-
präsidenten“. Die Grünen würden sich
„gern“ an der Suche nach einem Kandida-
ten beteiligen. „Dies ist nicht die Zeit für
parteipolitsche Spielereien“, sagte Trittin.
FDP-Fraktionschef Rainer Brüderle machte
deutlich, dass es „in der Bundesversamm-
lung keine Mehrheit gegen die Koalitions-
parteien geben“ werde. CSU-Landesgrup-
penchefin Gerda Hasselfeldt mahnte: „Wir
tun gut dran, nun in aller Ruhe einen geeig-
neten Kandidaten zu finden.“

Im Eiltempo Linke-Fraktionschef Gregor
Gysi forderte Merkel auf, ihre nur an SPD
und Grüne gerichtete Einladung zu Gesprä-
chen zu korrigieren. „Wir brauchen einen
Bundespräsidenten, der von allen Parteien,
ich betone allen Parteien, im deutschen
Bundestag getragen wird», sagte Gysi. Ein
gemeinsamer Kandidat sei wichtig, um Ver-
trauen in das Präsidentenamt wiederherzu-
stellen. Die Vorbereitung der Präsidenten-
wahl bedeutet für die Bundestagsverwal-
tung viel Arbeit im Eiltempo: von A wie Ab-
stimmungskärtchen über B wie Bestuhlung
im Plenarsaal und H wie Hotelbuchungen
bis hin zu Z wie aktuelle Zeitungen und
Zeitschriften, die am Tage des Ereignisses im
Bundestag bereitliegen sollen. Allerdings
sind die Bundestagsmitarbeiter in Übung.
Die Bundesversammlung tritt im März in-
nerhalb von nur zwei Jahren zum dritten
Mal zusammen. Monika Pilath ❚

Bellevue sucht Nachmieter
BUNDESPRÄSIDENT Nach Wulffs Abgang wollen die Parteien einen Konsenskandidaten finden
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Abgang mit Dame: Nach seinem Rücktritt vom Amt des Bundespräsidenten verlässt Christian Wulff mit seiner Frau Bettina den großen Saal von Schloss Bellevue.

ZITATE ZUM RÜCKTRITT
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KÄMPFT FÜR DEN EURO
Finanzminister Schäuble will die Währung 
sattelfest für die Zukunft machen  SEITE 4 

Rainer Brüderle, Vorsitzender der FDP-
Bundestagsfraktion: „Christian Wulff zog die
Konsequenz aus den Vorgängen der vergan-
genen Wochen und hat das Amt des Bundes-
präsidenten vor weiterem Schaden bewahrt
... Klar ist, es wird in der Bundesversammlung
keine Mehrheit gegen die Koalitionsparteien
geben.“

David McAllister (CDU), Ministerpräsident
von Niedersachsen: „Der Entscheidung von
Christian Wulff bekunde ich meinen vollen
Respekt. ... Als niedersächsischer Ministerprä-
sident von 2003 bis 2010 hat Christian Wulff
sehr viel Positives für Niedersachsen geleis-
tet. Er hat unser Land trotz nicht einfacher
Rahmenbedingungen enorm nach vorn ge-
bracht.“

Erzbischof Robert Zollitsch, Vorsitzen-
der der Deutschen Bischofskonferenz: „Der
Bundespräsident ist den christlichen Kirchen
stets mit Interesse und Wohlwollen begegnet.
Er hat Papst Benedikt XVI. nach Deutschland
eingeladen und ihn mit großer Warmherzig-
keit aufgenommen. Dafür empfinden wir viel
Dankbarkeit.“

Klaus Ernst, Vorsitzender der Linkspartei:
„Seine Initiative für ein gemeinsames öffent-
liches Gedenken an die Opfer des Rechtster-
rors war respektabel. Und im Übrigen hat es
Deutschland gutgetan, dass im Schloss Belle-
vue für eine Zeit ein modernes Paar mit Kind
gewohnt hat." 

Präses Nikolaus Schneider, Vorsitzender
des Rates der EKD: „Bundespräsident Christi-
an Wulff hat sich dem wesentlichen Thema
des Zusammenhalts unserer Gesellschaft mit
Engagement gewidmet. Kritische Diskussio-
nen hat er dafür in Kauf genommen. Ich dan-
ke Bundespräsident Christian Wulff für wich-
tige Anstöße, die er in seiner Amtszeit dazu
gegeben hat.“ 

Frank-Walter Steinmeier, Chef der SPD-
Bundestagsfraktion: „Ich glaube, dass die
wochenlangen Debatten um das Amtsver-
ständnis von Christian Wulff der Glaubwür-
digkeit von Politik geschadet haben. Deshalb
muss der Nachfolger eine Persönlichkeit wer-
den mit Erfahrung und Haltung in der Poli-
tik.“

Aiman Mazyek,Vorsitzender des Zentralra-
tes der Muslime: „Ich teile die Verschwö-
rungstheorie einiger in unserer Commnunity
ausdrücklich nicht, wonach Herr Wulff wegen
seinen Aussagen zum Islam den Hut nehmen
musste.“ 

Winfried Kretschmann (Grüne), Minis-
terpräsident von Baden-Württemberg: „Der
Schritt war unausweichlich. Nur so konnte
weiterer Schaden vom Amt des Bundespräsi-
denten abgewendet werden.“

Angela Merkel, Bundeskanzlerin und
CDU-Vorsitzende: „Ich habe die Erklärung
des Bundespräsidenten mit größtem Respekt
und – ganz persönlich –  auch mit tiefem Be-
dauern zur Kenntnis genommen ... Wulff und
seine Frau haben Deutschland im In- und
Ausland würdig vertreten.“

Horst Seehofer, bayerischer Ministerpräsi-
dent und CSU-Vorsitzender: „Mit diesem
Schritt rückt Christian Wulff die Würde und
die Bedeutung des höchsten Staatsamtes an
die erste Stelle. Niemand hat sich diesen be-
dauerlichen Gang der Dinge gewünscht.“ 

Dieter Graumann, Präsident des Zentral-
rats der Juden in Deutschland: „Wir würdigen
... ausdrücklich sein konsequentes Eintreten
für die Rechte der religiösen Minderheiten
und seine besondere Sensibilität im Umgang
mit dem dunkelsten Kapitel der deutschen
Geschichte.“

Sigmar Gabriel, Vorsitzender der SPD:
„Ich gehe davon aus, dass die CDU-Vorsit-
zende und Kanzlerin Merkel nicht zum dritten
Mal einen Bundespräsidenten nach rein par-
teitaktischen Motiven auswählt. Sie muss alle
Parteien zu Gesprächen über einen überpar-
teilichen Kandidaten oder eine überparteili-
che Kandidatin einladen – ohne irgendwelche
Vorfestlegungen zwischen Union und FDP.“

Guido Westerwelle (FDP), Bundesaußen-
minister: „Das große Thema des Herrn Bun-
despräsidenten war die Integration der Men-
schen unterschiedlicher Herkunft und unter-
schiedlicher Religionen hier in Deutschland.
Da hat er sich nicht nur im Inland, sondern
auch im Ausland wirklich große Verdienste
erworben." 
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Von der Inanspruchnahme eines
günstigen Privatkredits über kos-
tenlose Urlaube bei Unterneh-
mern bis zur staatlichen Mitfinan-

zierung einer umstrittenen Lobby-Veran-
staltung: Christian Wulff sah sich vielen
Vorwürfen ausgesetzt. Ein Rückblick: 

25. Oktober 2008: Christian Wulff, damals
Ministerpräsident von Niedersachsen, be-
kommt von der Unternehmergattin Edith
Geerkens einen Privatkredit über 500.000
Euro zum Kauf eines Hauses. 

18. Februar 2010: Wulff antwortet auf eine
mündliche Anfrage im niedersächsischen
Landtag, dass es zwischen ihm und dem
Unternehmer Egon Geerkens in den vergan-
genen zehn Jahren keine geschäftlichen Be-
ziehungen gegeben habe. 

12. Dezember 2011: Wulff versucht, „Bild“-
Chefredakteur Kai Diekmann zu erreichen,
um einen Bericht zur Finanzierung seines
Privathauses zu verhindern oder zu ver-
schieben. Auf der Mailbox droht er Medien-
berichten zufolge den „endgültigen Bruch“
und „Krieg“ mit Springer an, falls die Ge-
schichte erscheint. 

13. Dezember: Die „Bild“-Zeitung berich-
tet erstmals über Wulffs umstrittene Haus-
kauf-Finanzierung. 

15. Dezember: Wulff bedauert, den Kredit
von Edith Geerkens vor dem niedersächsi-
schen Landtag nicht erwähnt zu haben. 

18. Dezember: Es gibt neue Vorwürfe gegen
Wulff im Zusammenhang mit Gratis-Ur-

laubsaufenthalten in Häusern befreundeter
Unternehmer. Aus einer Liste, die Wulffs
Anwaltsbüro veröffentlicht, geht hervor,
dass er zwischen 2003 und 2010 insgesamt
sechs Mal im Urlaub zu Gast bei Unterneh-
mern war. In der Erklärung zu der Liste
heißt es, die Urlaube hätten keinen Bezug
zu Wulffs öffentlichen Ämtern gehabt.

22. Dezember: Der Bundespräsident ent-
schuldigt sich öffentlich für die entstande-
nen Irritationen. Zugleich entlässt er seinen
Sprecher Olaf Glaeseker. 

4. Januar 2012: Wulff gibt ARD und ZDF
ein Interview, in dem er den Anruf bei Diek-
mann als „schweren Fehler“ bezeichnet und
volle Transparenz bei allen Fragen ankün-
digt. Am Folgetag veröffentlicht sein Anwalt
aber nur eine zusammenfassende Stellung-
nahme.  

19. Januar: Wegen Korruptionsverdachts
lässt die Staatsanwaltschaft Hannover Glae-
sekers Haus und Büros durchsuchen. Glae-
seker wird vorgeworfen, über die nieder-
sächsische Staatskanzlei die Veranstaltungs-
reihe „Nord-Süd-Dialog“ des Event-Veran-
stalters Manfred Schmidt gefördert zu

haben. Weil er dafür möglicherweise Ge-
genleistungen erhielt, wird gegen Glaeseker
wegen Bestechlichkeit ermittelt. 

21. Januar: Nach Medienberichten hat Nie-
dersachsens Landesregierung mehrere Tau-
send Euro für den „Nord-Süd-Dialog“ be-
zahlt – für eine Publikation, die während der
Veranstaltung als Geschenk verteilt wurde.

8. Februar: Der Filmunternehmer David
Groenewold soll 2007 einen Luxus-Kurzur-
laub der Familie Wulff auf Sylt zunächst be-
zahlt haben, berichtet die „Bild“-Zeitung.
Im selben Jahr erhielt der Filmunternehmer
eine Bürgschaftszusage des Landes Nieder-
sachen. Die Staatsanwaltschaft Hannover
prüft den Fall.

16. Februar: Die Staatsanwaltschaft Han-
nover beantragt die Aufhebung der Immu-
nität von Bundespräsident Wulff. Es gebe ei-
nen Anfangsverdacht wegen Vorteilsnahme
und Vorteilsgewährung. 

17. Februar: Wulff tritt zurück. Bundes-
kanzlerin Merkel kündigt an, mit der Oppo-
sition einen gemeinsamen Kandidaten für
dessen Nachfolge zu suchen.              che ❚

Zu viele Ungereimtheiten 

Angela Merkel am 17. Februar

CHRONIK Im Dezember 2011 tauchten erste Vorwürfe gegen Wulff auf. Seitdem kamen ständig neue hinzu
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ZWEI SEITEN EXTRA
Der Rücktritt von Christian Wulff
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Es wäre in der Geschichte der Bundesrepu-
blik ein bislang einmaliger Vorgang gewe-
sen: die Aufhebung der Immunität eines
Bundespräsidenten. Denn für ihn gilt nach
dem Willen des Grundgesetzes dasselbe
Recht auf Immunität wie für die Abgeord-
neten des Bundestages. Mit dem Rücktritt
Wulffs am vergangenen Freitag endete auch
das bereits angestoßene parlamentarische
Verfahren zur Aufhebung seiner Immunität.
„Der Antrag ist faktisch gegenstandslos“,
sagte der Vorsitzende des Immunitätsaus-
schusses, Thomas Strobl (CDU). Denn mit
dem Ende des Mandats ende auch seine Im-
munität. „Eine Immunität, die es nicht
mehr gibt, kann man auch nicht mehr auf-
heben“, sagte er. 

Parlamentarische Mühlen Als Wulff ver-
gangenen Freitag im Schloss Bellevue sei-
nen Rücktritt verkündete, waren die parla-
mentarischen Mühlen des Bundestages aber
bereits angelaufen: Bundestagspräsident
Norbert Lammert (CDU) hatte eine Stunde
zuvor bestätigt, das Schreiben der Staatsan-
waltschaft Hannover erhalten zu haben.
Darin war förmlich um die Aufhebung der
Immunität von Christian Wulff gebeten
worden. 
Die Geschäftsordnung des Bundestages
sieht für diesen Fall vor, dass der Antrag an

den Ausschuss für Immunitätsangelegen-
heiten weitergeleitet wird. Die zuständigen
Parlamentarier des Ausschusses prüfen
dann den Antrag. Prüfen heißt dabei, das sie
ausschließen müssen, dass hinter einem
solchen Antrag möglicherweise ein poli-
tisch motivierter Willkürakt der Staatsan-
waltschaft stehen könnte. 

Die Gründe dafür gehen weit in die Ge-
schichte zurück. Denn noch im letzten Jahr-
hundert wurden Vertreter der Legislative nur
allzu oft von der Regierung und der Justiz
durch willkürliche Strafverfahren an ihrer
Arbeit gehindert. In Deutschland war 1933
die Verabschiedung des Ermächtigungsge-
setzes nur dadurch möglich, dass zuvor
Dutzende von kommunistischen und sozi-
aldemokratischen Abgeordneten durch ei-
ne Festnahme an ihrer Teilnahme an der
Abstimmung gehindert worden waren. 

Plenum entscheidet Heutzutage prüfen
die Mitglieder des Immunitätsausschusses
daher gründlich jede Aufhebung der Immu-
nität. Sie bereiten eine entsprechende Be-
schlussempfehlung für das Plenum vor, das
dann das letzte Wort hat. Es entscheidet da-
rüber aber ohne Aussprache. 
Wichtig ist dabei aber, dass der Bundestag
mit einer solchen Genehmigung keine Aus-
sage über den Tatvorwurf, also über die Fra-
ge von Schuld oder Nichtschuld macht. Der
Bundestag ermöglicht lediglich, dass die Er-
mittlungen überhaupt aufgenommen wer-
den können. Wäre es im Fall von Christian
Wulff also zu einer Aufhebung der Immu-
nität gekommen, hätte dies nichts darüber
ausgesagt, inwieweit die Vorwürfe gegen ihn
berechtigt sind.  Annette Sach ❚

S
chnell hatte er sein Thema ge-
funden und schien damit alle
Kritiker und Zweifler zum Ver-
stummen zu bringen: „Zu aller-
erst brauchen wir aber eine kla-
re Haltung. Ein Verständnis von

Deutschland, das Zugehörigkeit nicht auf
einen Pass, eine Familiengeschichte oder ei-
nen Glauben verengt, sondern breiter ange-
legt ist“, forderte der drei Monate zuvor ge-
wählte Bundespräsident Christian Wulff
zum 20. Jahrestag der
Deutschen Einheit am 
3. Oktober 2010.  Und er
fügte an: „Das Christen-
tum gehört zweifelsfrei
zu Deutschland. Das Ju-
dentum gehört zweifels-
frei zu Deutschland. Das
ist unsere christlich-jüdi-
sche Geschichte. Aber der
Islam gehört inzwischen
auch zu Deutschland.“ 
Mit diesen wenigen, zuvor aber noch nie in
dieser Klarheit ausgesprochenen Sätzen
schien Wulff all jene widerlegt zu haben, die
glaubten, dass der intellektuelle Joachim
Gauck „der bessere Präsident“ gewesen wä-
re, wie es der „Spiegel“ vor der Bundesprä-
sidentenwahl am 30. Juni 2010 verkündet
hatte. Und Wulff verabschiedete sich damit
auch vom Image des braven, aber farblosen
Parteisoldaten, der ganz im Sinne der selbst-
ernannten „bürgerlichen Mitte“ von Union
und FDP agieren würde. Denn dass der Is-
lam ab sofort zu Deutschland gehören soll-

te, brachte ihm nicht nur den Zorn von
Hans-Peter Friedrich (CSU) ein, der dies auf
seiner ersten Pressekonferenz als frisch ge-
backener Bundesinnenminister im März
2011 als „Tatsache, die sich auch aus der His-
torie nirgends belegen lässt“ kritisierte. 
Mit dieser Äußerung tat Friedrich Wulff  in
gewisser Weise sogar einen – wenn auch un-
gewollten – Gefallen: Er zwang ausgerech-
net Sozialdemokraten und Grüne, die
Gauck zum neuen Herren in Bellevue hat-

ten küren
wollen, sich
s c h ü t z e n d
vor den Prä-
sidenten zu
stellen.
Wulff konn-
te auch um
so glaubwür-
diger in der
Rolle des

Mittlers zu den Muslimen in Deutschland
auftreten, weil er damit nahtlos an seine
letzte wichtige Entscheidung als niedersäch-
sischer Ministerpräsident anknüpfte. Im
April 2010 hatte er im Zuge einer Kabinetts-
umbildung mit Aygül Özkan erstmals in
Deutschland eine muslimische Ministerin
in eine Regierung geholt. 
So verwunderte es auch nicht, dass es die
Türkische Gemeinde in Deutschland war,
die als erstes am vergangenen Freitag ein
Wort des Bedauerns zu Wulffs Rücktritt
fand. „Wir haben dadurch inhaltlich einen
guten Bundespräsidenten verloren“, ver-

kündete der Bundesvorsitzende des Dach-
verbandes, Kenan Kolat. Und mit Blick auf
Wulffs Eintreten für einen EU-Beitritt der
Türkei setzte er hinzu, dies sei „die Messlat-
te“ für den nächsten Bundespräsidenten. 

Glanz in Bellevue Der 1959 in Osnabrück
geborene Wulff verstand es als jüngster Bun-
despräsident in der Geschichte der Republik
in den ersten Monaten durchaus, „bella fi-
gura“ zu machen. Zu einem erheblichen Teil
hatte er dies auch seiner 14 Jahre jüngeren
Ehefrau Bettina zu verdanken, die er nach
der Scheidung von seiner ersten Frau Chris-
tiane Vogt im April 2008 geheiratet hatte.
Jung, selbstbewusst, sportlich und attraktiv
verlieh sie ihrem stets etwas bieder wirken-
den Ehemann etwas von jenem präsidialen
Glamour, der in Washington und Paris zu
bestaunen ist und den sich offenkundig vie-
le Deutsche auch im Schloss Bellevue wün-
schen. Und die Boulevard-Presse wurde
nicht müde, diesen Glanz ausgiebig zu po-
lieren. 
Zusammen mit ihren Kindern Anna-Lena
und Leander, die Christian und Bettina
Wulff aus ihren vorangegangenen Partner-
schaften mit in die Ehe brachten, und dem
gemeinsamen Sohn Linus Florian, vermit-
telte die Wulffs jene moderne Patchwork-Fa-
milie, die den Lebenswirklichkeiten des 21.
Jahrhunderts entspricht. Seine persönlichen
Lebensverhältnisse waren es dann auch, die
dem Katholiken Wulff erneut Glaubwürdig-
keit und Authentizität verliehen, als er Papst
Benedikt VI. bei dessen Staatsbesuch öffent-

lich die Frage stellte, „wie barmherzig“ die
katholische Kirche „mit den Brüchen in den
Lebensgeschichten von Menschen“ zukünf-
tig umgehen wird. Mit dieser Frage hatte er
unverhohlen den Ausschluss von wiederver-
heiratet Geschiedenen von der Kommunion
kritisiert und vielen Katholiken aus dem
Herzen gesprochen. 
Es sollte genau jene Glaubwürdigkeit sein,
die ihm dann im Umgang mit den gegen
ihn erhobenen Vorwürfen verloren ging. Mit
seinen Anrufen bei „Bild“ -Chefredakteur
Kai Diekmann und Springer-Chef Mathias
Döpfner war der sprichwörtliche Rubikon
in der Tat übschritten, wie der zürndende
Bundespräsident auf Dieksmanns Anrufbe-
antworter schimpfte. Doch er war es selbst,
der ihn überschritt. Und im Gegensatz zu
Caesar überschritt Wulff die Grenze nicht
wie ein souverän agierender Staatsmann aus
strategischem Kalkül. Es war eher eine Kurz-
schlussreaktion, die erstaunlich unsouverän
wirkte für einen Mann, der auf über 30 Jah-
re politische Erfahrung zurückblicken kann
und die „Ochsentour“ der Berufspolitiker
durchlaufen hat. 

Musterkarriere Bereits als 16-Jähriger war
Wulff 1975 in die CDU und die Schüler
Union eingetreten und legte neben seinem
Jurastudium, das er 1990 mit dem zweiten
Staatsexamen abschloss, eine mustergültige
Karriere hin. Im Jahr 1983 war er bereits
Landesvorsitzender der Jungen Union Nie-
dersachsen, rückte ein Jahr später in den
Landesvorstand der CDU auf, dessen Vorsitz

er 1994 übernahm. Erste Erfahrungen als
Mandatsträger sammelte er als Ratsherr von
Osnabrück ab 1986, und 1994 trat er bei
den Landtagswahlen bereits erstmals als
Spitzenkandidat gegen Niedersachsens Mi-
nisterpräsident Gerhard Schröder (SPD) an.
Auch vier Jahre später konnte er sich gegen
Schröder nicht durchsetzen, erwarb sich
aber als Oppositionsführer den Ruf, über
Ausdauer und Standhaftigkeit zu verfügen.
Den Durchbruch schaffte Wulff schließlich
2003 mit dem Sieg über Schröders Nachfol-
ger Sigmar Gabriel. Als Ministerpräsident
und einer von vier stellvertretenden Bundes-
vorsitzenden gehörte Wulff ab sofort zu den
Granden in der Union. 
Doch trotz all der Erfahrungen eines Polit-
Profis agierte Wulff seit Ende des vergange-
nen Jahres wie ein Getriebener, der sich im
Wochentakt mit neuen Vorwürfen konfron-
tiert sah. Seine Versuche, durch das Einräu-
men von Fehlern einerseits und die Selbst-
stilisierung als Opfer einer Medienkampa-
gne anderseits das Blatt zu seinen Gunsten
zu wenden, löste in der Öffentlichlikeit zu-
nehmend Unverständnis und einen galop-
pierenden Glaubwürdigkeitsverlust aus. So
scheiterte Christian Wulff letztlich genau an
jenem Vorwurf, den er Bundespräsident Jo-
hannes Rau im Januar 2000 im Zuge der so-
genannten „Düsseldorfer Flugaffäre“ ge-
macht hatte: „Es ist tragisch, dass Deutsch-
land in dieser Zeit keinen unbefangenen
Bundespräsidenten hat, der seine Stimme
mit Autorität erheben kann.“ Diese Zeit hat
er nun beendet. Alexander Weinlein ❚

Hüter der Immunität: Christian Strobl 

BILANZ Christian Wulff glänzte mit Glaubwürdigkeit und scheiterte wegen fehlender Glaubwürdigkeit

An den Ufern des Rubikons

Horst Seehofer
springt ein
VERTRETUNG Am Aschermittwoch wird
Horst Seehofer ein überraschend erhaltenes
Zusatzamt für einige Stunden beiseite legen
müssen: Dann hat der bayerische Minister-
präsident und CSU-Chef in Passau beim
„Politischen Aschermittwoch“ einige tau-
send Anhänger in der Dreiländerhalle in
Stimmung zu bringen. Dass Seehofer in die-
sem Jahr nicht nur Ministerpräsident und
Bundesratspräsident ist , sondern nach dem
Rücktritt von Christian Wulff zugleich die
Aufgaben des Bundespräsidenten wahrzu-
nehmen hat, dürfte den CSU-Mann nicht
von seinem pflichtgemäßen Politpolter-
Programm in Passau abhalten. 
Es ist reiner Zufall, dass Seehofer plötzlich
höchst repräsentative Aufgaben wie die Ak-
kreditierung von Botschaftern oder die Er-
öffnung von Ausstellungen zu übernehmen
hat. Im Bundesrat wechselt das Präsidenten-
amt jährlich. Der turnusmäßige Wechsel hat
nichts mit Mehrheitsverhältnissen, sondern
nur mit dem Alphabet zu tun. Bayern war
wieder dran, und damit ist Seehofer Bun-
desratspräsident. Der hat neben der Leitung
der Sitzungen der Länderkammer noch ei-
ne weitere Aufgabe, die in Artikel 57 des
Grundgesetzes geregelt ist: „Die Befugnisse
des Bundespräsidenten werden im Falle sei-

ner Verhinderung oder bei vorzeitiger Erle-
digung des Amtes durch den Präsidenten
des Bundesrates wahrgenommen.“
Damit ist klar gesagt, dass der Bundesrats-
präsident nicht stellvertretender Bundesprä-
sident ist und auch nicht dessen Zurückhal-
tung in tagesaktuellen Fragen verinnerli-
chen muss. Somit kann Seehofer weiterhin
Volksentscheide zu Euro-Rettungsschirmen
fordern und dem dagegen opponierenden
CSU-Europa-Abgeordneten Markus Ferber
bescheinigen, für den Kurs der CSU in sol-
chen Fragen nicht zuständig zu sein. Auch
muss Seehofer nicht in den Amtssitz des
Bundespräsidenten, das Schloss Bellevue,
umziehen. Er selbst sagte nur knapp: „Die-
se Aufgaben werde ich jetzt bis zur Wahl ei-
nes neuen Bundespräsidenten mit Respekt
und Achtung wahrnehmen.“ Für die Wulff-
Nachfolge steht Seehofer nicht zur Verfü-
gung: Das Amt in München ist für ihn das
„schönste der Welt“. 
Als Wulffs Vorgänger Horst Köhler 2010 zu-
rücktrat, musste ein anderer Bundesratsprä-
sident dessen Aufgaben erledigen. Es war
der Bremer Bürgermeister Jens Böhrnsen
(SPD), der die präsidialen Aufgaben entwe-
der in seinem Bremer Bürgermeister-Büro
oder in seiner Berliner Landesvertretung er-
ledigte. Böhrnsen, der immerhin vier Geset-
ze unterzeichnete und einige Ernennungen
vornahm,  sprach später von einem „tollen
Erlebnis“. hle ❚

»Wir haben einen
guten Präsidenten
verloren.«
Kenan Kolat (Türkische 
Gemeinde in Deutschland)
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Bundesratspräsident Horst Seehofer
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Keine Frage von Schuld oder Nichtschuld
Immunität Mit dem Rücktritt von Christian Wulff ist auch das Immunitätsverfahren eingestellt  

Verständigt sich, wie von Bundeskanzlerin
Angela Merkel (CDU) angestrebt, die
schwarz-gelbe Koalition mit SPD und Grü-
nen auf einen gemeinsamen Kandidaten für
die Nachfolge des zurückgetretenen Bun-
despräsidenten Christian Wulff, wird die
Wahl des elften Staatsoberhaupts der Bun-
desrepublik keine spannende Sache: Diese
vier Parteien übergreifende Mehrheit wäre
so groß, dass am Ergebnis der Wahl auch bei
Abweichlern in denen eigenen Reihen kei-
ne Zweifel bestünde. Ganz anders sähe das
aus, wenn wie zuletzt
bei Wulffs Wahl 2010
Schwarz-Gelb und Rot-
Grün mit eigenen Kan-
didaten in die Bundes-
versammlung gehen.
Dort nämlich verfügt
Merkels Koalition der-
zeit nur über eine Mehr-
heit von wenigen Stim-
men. 
Die Bundesversamm-
lung, deren einzige Auf-
gabe die Wahl des Bun-
despräsidenten ist, be-
steht laut Verfassung
aus den – derzeit 620 –
Bundestagsabgeordne-
ten „und einer gleichen

Anzahl von Mitgliedern, die von den Volks-
vertretungen der Länder nach den Grund-
sätzen der Verhältniswahl gewählt werden“.
Zum Staatsoberhaupt gewählt ist, heißt es
im Grundgesetz, „wer die Stimmen der
Mehrheit der Mitglieder der Bundesver-
sammlung erhält“. Bei 1.240 Mitgliedern
liegt diese Mehrheit bei 621 Stimmen. Wird
diese Hürde in den ersten zwei Wahlgängen
nicht genommen, reicht dann im anschlie-
ßenden dritten Wahlgang die einfache
Mehrheit.

Da die Bundesversammlung spätestens 30
Tage nach der Amtszeit des Bundespräsi-
denten zusammentreten muss – in diesem
Fall also spätestens am 18. März –, kann
sich ihre Zusammensetzung nicht mehr
durch Landtagswahlen ändern – die nächs-
te findet eine Woche später, am 25. März,
im Saarland statt. 

Losentscheid nötig Damit kommen CDU
und CSU in der Bundesversammlung nach
Berechnungen der Internetplattform wahl-
recht.de auf 486 bis 488 Stimmen und die
FDP auf 136, zusammen also auf maximal
624 Wahlleute. Die SPD stellt danach in der
Bundesversammlung 329 bis 330 Mitglie-
der, die Grünen 146 bis 147, Die Linke 125;
hinzu kommen 16 Sonstige. Dabei ergeben
sich die Schwankungen den Angaben zufol-
ge, weil in Baden-Württemberg CDU und
Grüne den gleichen rechnerischen An-
spruch auf den letzten Sitz haben; gleiches
gilt für CDU und SPD in Nordrhein-West-
falen – es muss das Los entscheiden. 
Die Koalition verfügt demnach im für sie
günstigsten Fall über acht Stimmen mehr
als der Rest. Will sie alleine einen Kandida-
ten in den ersten zwei Wahlgängen durch-
setzen, hätte sie drei Stimmen „über den
Durst“ – nicht gerade viel für eine wirkliche
„Kampfabstimmung“. Helmut Stoltenberg ❚©

 d
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Die Spannung hängt am Kandidaten 
BUNDESVERSAMMLUNG Schwarz-Gelb hat bei der Präsidentenwahl nur eine knappe Mehrheit 
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EXTRA2

Glanz und Glamour vergangener Tage: Bundespräsident Christian Wulff und seine Frau Bettina beim Sommerfest Anfang Juli 2010 im Garten des Schlosses Bellevue



E
in Vorbild möchte jeder sein.
Es hebt das Selbstwertgefühl,
wenn andere einem nachei-
fern. Insofern schmeichelt es
den USA, wenn die Menschen
jenseits des Atlantiks Vereinig-

te Staaten von Europa anstreben.
Freilich hebt es den Stolz noch ungleich
mehr, ein Vorbild von so außergewöhnli-
cher Güte zu sein, dass andere es kopieren
wollen, es aber nie in gleicher Vollkom-
menheit erreichen – und wenn sie sich
noch so sehr bemühen.
Diese zwei Seelen wohnen in der Brust vie-
ler Amerikaner beim Blick auf Europa 
20 Jahre nach dem Maastricht-Vertrag, der
auch die gemeinsame Außen- und 
Sicherheitspolitik begründete, sowie zehn
Jahre nach Einführung des Euro. Die meis-
ten US-Bürger finden ihr Staatsmodell
schon ziemlich klasse. „Exceptionalism“ ist
eine verbreitete Denkungsart, vor allem un-
ter Republikanern. Die USA seien die „shi-
ning city upon a hill“: das leuchtende Ver-
sprechen von Freiheit, Demokratie, ökono-
mischem Erfolg, wie es sonst nirgends er-
reicht werde – und zugleich die einzige
Weltmacht. 
In der Theorie hätten sie gerne einen Part-
ner von ähnlicher Qualität in Europa. In
der Praxis jedoch beschäftigen sich Politik
und Medien in den USA mehr mit den Kla-
gen, auf welchen Feldern Europa die Hoff-
nungen und Erwartungen heute nicht erfül-
len kann. Und wohl auch in absehbarer
Zeit nicht erfüllen wird. Dabei geht es we-
niger darum, wie ähnlich oder verschieden
man diese Vereinigten Staaten ökonomisch
und sozial ausgestaltet, ob mehr amerika-
nischer „capitalism“ oder eher „soziale
Marktwirtschaft“. Die Wahrscheinlichkeit
einer Angleichung ist da ziemlich gering.
Zu unterschiedlich sind die Traditionen.
Die entscheidende Frage für
Amerikaner ist vielmehr, ob
und wann die Europäer ei-
nen vergleichbaren Zusam-
menhalt und eine vergleich-
bare internationale Durch-
setzungsfähigkeit erreichen
werden wie die echten Ver-
einigten Staaten. Mit Blick
auf europäisches Handeln
gegenüber Libyen oder 
Iran sowie die Eurokrise
bleiben Zweifel.
Nahezu paradox wird die
Lage freilich, wenn Europäer die Skepsis
der Amerikaner mit ihren Selbstzweifeln
noch übertreffen, und US-Spitzenpolitiker
sie ermutigen müssen – wie jüngst auf der
Münchner Sicherheitskonferenz. In den
Wochen zuvor hatten Vordenker in deut-
schen Medien und Think Tanks eine Debat-
te geführt, wie sich die geopolitischen
Machtgewichte verschieben – nicht nur ein
bisschen, sondern fundamental. Die USA
interessierten sich angeblich kaum noch
für Europa, sie schauten nach Asien. Das
Bündnis über den Atlantik stehe für Vergan-
genheit, der Blick über den Pazifik für Zu-
kunft.

Enge Zusammenarbeit Außen-
ministerin Hillary Clinton und
Verteidigungsminister Leon Panet-
ta beschrieben die Realität ganz
anders. Europa bleibe Amerikas
erster Ansprechpartner, sagte Clin-
ton. Panetta erläuterte, warum die
USA zwei Brigaden aus Europa ab-
ziehen, versicherte aber zugleich:
Auch danach werde mehr US-Mili-
tär permanent in Europa stationiert
sein als auf jedem anderen Konti-
nent außerhalb der USA. Senator
Sam Nunn stellte klar: Die euro-
amerikanische Wirtschaftszone sei
das Rückgrat der Weltwirtschaft. 
Das alles stimmt. Der Handel über
den Atlantik ist größer als der Wa-
renaustausch über den Pazifik. Es
gibt eine atlantische Freihandelszo-
ne, aber keine pazifische. Die US-Investitio-
nen in Europa übersteigen die in Asien um
ein Vielfaches. Auch umgekehrt fließen
mehr Investitionen aus Deutschland in die
USA als nach China. Beides sind klare In-
dikatoren für Zukunftserwartungen. Eine
Militärallianz wie die Nato wird es auch in
Jahrzehnten in Asien noch nicht geben. 

Wie kann es dann dazu kommen, dass
Deutsche und Europäer eine Debatte füh-
ren, dass sie unwichtig zu werden drohen –
statt umgekehrt zu diskutieren, ob und wie
sie sich zu Vereinigten Staaten zusammen-
schließen, die dann auch so mächtig und

durchsetzungsfähig sein
werden wie die USA – und
damit ein attraktiver Part-
ner wären?
Die Erde erlebt eine gradu-
elle Verlagerung. Asiens
Wirtschaft und Bevölkerung
wachsen schneller als die in
Europa. Nicht nur China,
sondern auch Indien und
Südkorea sind „emerging
powers“. Japan bleibt trotz
seiner aktuellen Herausfor-
derungen eine Führungs-

macht. Aus globaler Perspektive werden
Asien und speziell China jedes Jahr ein
bisschen wichtiger – und folglich sinkt die
relative Bedeutung Europas aber auch der
USA im Konzert der Weltmächte ganz lang-
sam. Doch es wird noch eine ganze 
Weile dauern, ehe diese vielen kleinen Ver-
änderungen in der Summe eine fundamen-
tale Gewichtsverschiebung bewirken. So
weit kommt es im Übrigen nur, wenn
Asiens Aufstieg unaufhaltsam weitergeht.
Und wer will das schon garantieren ange-
sichts der vielen inneren Spannungen 
in China?

Leon Panetta zog in Mün-
chen eine ganz andere Schlussfolgerung: Es
sei höchste Zeit für einen strategischen Dia-
log Europas und Amerikas, wie sie gemein-
sam mit China und mit Asien umgehen. 
Möchte Europa diesen Ehrgeiz überhaupt
zeigen? Oder versteht es seine Asienpolitik
vornehmlich als Handelspolitik? Aus vie-

lerlei Gründen strotzen die Europäer der-
zeit nicht gerade vor Selbstbewusstsein. Die
Eurokrise zieht sich über zwei Jahre hin,
und so rasch wird sie kein überzeugendes
Ende nehmen. Der Libyenkonflikt ist noch
in frischer Erinnerung: Die Deutschen
drückten sich, Briten und
Franzosen ging nach weni-
gen Wochen die Munition
aus. Am Ende musste mal
wieder die Weltmacht Ame-
rika die Situation retten.
Gegenüber Iran spielt
Europa auch keine Achtung
gebietende Rolle.

Nichts zu beschönigen In
dieser gedrückten Stim-
mung europäischer Selbst-
zweifel wurde eine Rede
Präsident Obamas in Australien zum Aus-
löser für die These vom angeblich funda-
mentalen Wandel. In einer Rede in Darwin
wog er die Chancen und Risiken ab, die
sich aus Chinas Aufstieg ergeben, sicherte
den Verbündeten in Asien zu, sie könnten
sich im Notfall auf Amerika verlassen, 
und kündigte die Stationierung von 2.500
US-Soldaten an. Die USA seien schon lan-
ge eine pazifische Führungsmacht. Der Prä-
sident griff zu großer Rhetorik: Er rief ein
pazifisches Zeitalter aus. Obama sagte 
jedoch nicht, Asien werde aus US-Sicht
wichtiger als Europa.

Die in Deutschland verbreitete In-
terpretation hat wohl auch mit dem
angeknacksten Selbstvertrauen der
Europäer zu tun. Da wirkt die These
einleuchtend, nun orientierten sich
die USA an anderen Regionen, die
auf Grund ihrer wirtschaftlichen Dy-
namik attraktiver wirken.
Grund zum Verzweifeln besteht
nicht, weder beim Euro noch in Sa-
chen Militärmacht. Die Eurozone hat
ernste Probleme, da gibt es nichts zu
beschönigen. Die USA sind aber
kaum besser dran. In Relation zum
Bruttoinlandsprodukt (BIP) sind sie
sogar höher verschuldet. Und wenn
man den Umgang mit den Schulden-
krisen auf beiden Seiten des Atlantiks
vergleicht, darf Europa zumindest für
sich in Anspruch nehmen, dass es
handelt. Man würde sich gewiss
schnellere und effektivere Rettungs-
maßnahmen wünschen. Die USA 

jedoch haben bisher fast gar nichts 
unternommen gegen ihr größeres Schul-
denproblem. 
So ist es auf den ersten Blick verwunderlich,
dass alle über die Eurokrise und die von ihr
ausgehenden Gefahren reden und über die
Dollar-Risiken schweigen. Das hat auch da-

mit zu tun, dass die Wirtschafts- und 
Finanzmedien, die die globale Meinungs-
bildung dominieren, außerhalb der 
Eurozone erscheinen: in New York, in Lon-
don und in Asien. Es ist jedoch gut mög-
lich, dass das beherrschende Thema 2013

die Dollarkrise sein wird,
weil dann der Ernst der La-
ge in den USA unüberseh-
bar sein wird.
Beim Thema Militär müs-
sen die Europäer sich ent-
scheiden. Möchten sie als
Kontinent der Seeligen gel-
ten, der darauf setzt, dass
man alle Konflikte durch
Reden und Ausgleichszah-
lungen befrieden kann?
Oder wollen sie, da sie welt-
weit Handel treiben, auch

weltweit Einfluss nehmen und ihre Interes-
sen verteidigen – wozu es gehören würde,
nicht nur gemocht und respektiert, son-
dern bisweilen auch gefürchtet zu werden?
Man muss deshalb nicht gleich, wie die
USA, annähernd fünf Prozent des BIP fürs
Militär ausgeben. Aber die 1,3 Prozent, die
Deutschland aufwendet, reichen bestimmt
nicht. Die Nato hat als Ziel zwei Prozent
vorgegeben – ein gleichermaßen realisti-
scher wie vernünftiger Wert.

Fundament der Stärke Vereinigte Staaten
von Europa? Das ist ein ehrgeiziges Fern-
ziel. Vermutlich wollen Europas Völker das
gar nicht, jedenfalls nicht jetzt. Der Natio-
nalstaat ist für sie heute die wichtigere Be-
zugsgröße. Selbst wenn sie es wollten, hie-
ße das nicht, dass sie die USA kopieren
müssen. 
Ein paar Lehren lassen sich aus Amerikas
Beispiel aber schon ziehen. Zusammen-
schluss in Stärke ist nur erfolgreich, wenn
dahinter ein klarer Wille steht und wenn die
Sicherungsmechanismen für die Effizienz
von Wirtschaft und Währung auch in der
Praxis funktionieren. Denn sie sind das
Fundament für politische Stärke, nach in-
nen wie nach außen. Zum internationalen
Gewicht gehört neben der Strahlkraft als
Vorbild auch ein Militär, das es erlaubt,
Macht zielgerichtet zu projizieren. Solange
die Europäer das nicht wollen – oder sich
einreden, es sei besser, dies nicht zu wollen
– bleiben die Vereinigten Staaten von
Europa ein vager Traum.

Christoph von Marschall ❚

Der Autor ist White House Correspondent
der Berliner Zeitung „Der Tagesspiegel“ in
Washington. Soeben ist sein Buch „Was ist

mit den Amis los? Warum sie an Barack
Obama hassen, was wir lieben“ erschienen.

Schluss mit den Zweifeln!
VISION Die Vereinigten Staaten von Europa sind ein Fernziel. Noch fehlt den Europäern der nötige Wille
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Der Europäischen Union zum Trotz: Der Nationalstaat ist für die Völker Europas immer noch die wichtigste Bezugsgröße.

Karolos Papoulias Bei Karolos Papoulias,
dem Präsidenten Griechenlands, lagen in der
vergangenen Woche offenbar die Nerven

blank. Denn nicht
nur zähe Verhand-
lungen über die Zu-
kunft des hochver-
schuldeten Landes
bestimmten die Po-
lit-Agenda. Auch an
klaren Worten der
Geldgeber fehlte es
nicht. So hatte Bun-
desfinanzminister
Schäuble (CDU)

klargestellt, Griechenland dürfe kein Fass oh-
ne Boden werden. Das reichte: „Wer ist denn
Herr Schäuble, der Griechenland beleidigen
kann?“, polterte der 82-Jährige los. Mit Ver-
ständnisproblemen dürfte der Ärger wenig zu
tun haben. Denn Papoulias, der als Jugendli-
cher gegen die Nazi-Besatzung seines Landes
gekämpft hatte, ging während der grie-
chischen Militärdiktatur ins Exil nach Deutsch-
land und spricht fließend deutsch. che ❚

Euro hat Griechenland bisher aus einem im
April 2010 geschnürten Rettungspaket erhal-
ten.An diesem ersten Rettungspaket von ins-
gesamt 110 Milliarden Euro beteiligte sich
die EU mit 80 und der Internationale Wäh-
rungsfonds mit 30 Milliarden Euro. Über ein
zweites Rettungspaket von 130 Milliarden
Euro wird derzeit verhandelt. Der Bundestag
stimmt darüber am 27. Februar ab.

KOPF DER WOCHE

Präsident mit
Wut im Bauch

ZAHL DER WOCHE

73 Milliarden

ZITAT DER WOCHE

»Mäßigung 
ist das 
Gebot der
Stunde.«
Guido Westerwelle (FDP), Außenminister,
zur griechischen Kritik an Bundesfinanzminis-
ter Schäuble (siehe oben). Eine derartige Kri-
tik sei inakzeptabel, so Westerwelle weiter.

Das Parlament 
Frankfurter Societäts-Druckerei GmbH 
60268 Frankfurt am Main
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Die USA 
interessierten
sich angeblich
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Europa, sie
schauten nach

Asien.
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Mensch und Tier
Hilal Sezgin

Dürfen wir Tiere für unsere Zwecke nutzen?
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Das Bein in meiner Küche
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Mieke Roscher
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Wer die öffentliche Debatte über Europa ver-
folgt, könnte den Eindruck gewinnen, das The-
ma reduziere sich auf die Probleme des grie-
chischen Staatshaushaltes. Dabei wird verges-
sen, dass Europa viel mehr ist: Europa ist Stu-
dieren in Spanien, Arbeiten in Schweden,
Urlaub ohne Grenzkontrolle und Geldumtausch
in Frankreich. Europa steht für einen starken
Wirtschaftsraum, trotz der aktuellen Probleme
für kalkulierbare Finanzmärkte und vor allem
für Frieden. Europa ist aber auch der Italiener
an der Ecke, der multinationale Kindergarten,
der Handwerker aus Polen. Europa ist Bestand-
teil unser aller Leben, einfach so und inzwi-
schen ganz selbstverständlich.
Das Gerede von der angeblich weit verbreite-
ten und sehr grundsätzlichen Europa-Skepsis
entspringt medial aufgebauschter Kleingeistig-
keit. In Wahrheit ist der europäische Gedanke,
eine Solidarität der Staaten zum Wohle aller,
fest verankert. In Deutschland und anderswo
haben die Menschen begriffen, dass die Vortei-
le eines Miteinanders die gelegentlichen Nach-
teile deutlich übertünchen. Die Entschlossen-
heit, mit der die Gemeinschaft das krisenge-
schüttelte Griechenland in diesen Wochen auf-
fängt, belegt das eindrucksvoll.
Der Kontinent befindet sich in einem Prozess
ständigen Wandels. Dabei spielen die Parlamen-
te – die nationalen wie das europäische –
Schlüsselrollen. Starke Volksvertretungen kön-
nen Europa verändern, die Entwicklungen kon-
trollieren und bei Bedarf korrigierend eingrei-
fen. Dazu sind neben ausreichendem Selbstbe-
wusstsein der Abgeordneten vor allem gesi-
cherte Kompetenzen nötig. Beim Europäischen
Parlament gibt es da gewiss noch Handlungs-
bedarf, damit die politischen Richtlinien künftig
mehr als bisher beeinflusst werden können. Ei-
ne stärkere Gemeinschaft darf sich aber auch
nicht auf Kosten nationaler Souveränität etab-
lieren. Deshalb müssen die Parlamente in den
einzelnen EU-Staaten im Bewusstsein interna-
tionaler Verpflichtungen ihre eigenen Interes-
sen klar formulieren.
In Europa bleibt also auch abseits der aktuellen
Krisenbewältigung viel zu tun. So selbstver-
ständlich, wie die Gemeinschaft angenehmer
Bestandteil des Alltags geworden ist, ist die
Pflicht, Europa weiter zu festigen und auszu-
bauen. Die Politik sollte die Unkenrufe der Skep-
tiker dabei nicht überhören, aber auch nicht
zum Maßstab des eigenen Handelns machen.

EDITORIAL

Europa ist
viel mehr

VON JÖRG BIALLAS 

Europa ist der Name des Kontinents, auf dem wir leben.
Insgesamt gibt es dort 45 verschiedene Länder. 27, bald
28, dieser Länder leben dort unter einem gemeinsamen
Dach: der Europäischen Union. Das bedeutet, dass die-
se Staaten nicht mehr alles alleine regeln. Staatdessen
sprechen sich ihre Regierungen in vielen Fragen eng
miteinander ab. Das geht nicht immer ohne Streit. Es
macht für die Menschen in Europa aber vieles einfa-
cher: So kann man ohne Kontrolle in andere Länder
reisen.Außerdem helfen sich die Staaten gegenseitig.
Und seit zehn Jahren kann man in einigen  Länder so-
gar schon mit demselben Geld bezahlen. All das ist
heute Europa – weit mehr als ein Kontinent.

Europa

Die Eurozone
hat ernste
Probleme.
Die USA 
sind aber 

kaum besser
dran.
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Herr Minister, ist Ihnen in den vergan-
genen Wochen angesichts der Griechen-
land-Debatte eigentlich mal der Kragen
geplatzt?
Ich glaube, dass mit das Wichtigste zur Zeit
ist, dass einem genau das nicht passiert. Die
Probleme sind zu ernst, als dass man sich
nicht beherrschen könnte.

Der griechische Premierminister Lou-
kas Papadimos sagte in der entscheidenden
Abstimmung zum neuen Sparpaket: „Der
ganze Staat soll neu gegründet werden.“
Offenbar tun aber die Apparate nicht, was
das reformwillige griechische Kabinett
will. Sind der EU da die Hände gebunden?
Die Möglichkeiten der EU sind in der Tat be-
grenzt. Im Endeffekt ist es Griechenland, das
die Programme umsetzen muss. Die EU und
die  Mitgliedstaaten können Hilfe anbieten
und tun das auch, aber natürlich muss Grie-
chenland, wie jeder andere Mitgliedstaat
auch, über Hilfe und Beratung selbst ent-
scheiden. Es stehen zur Zeit mehr Mittel aus
europäischen Programmen wie Regional-
oder Strukturfonds zur Verfügung für Grie-
chenland, als abgerufen werden können.
Deswegen gibt es dafür auch Unterstützung
durch die Kommission vor Ort in Griechen-
land.

Der Unmut der Griechen hat sich auch
auf Sie ganz persönlich gerichtet. Verär-
gert?
Ach was. Wir wollen das Beste für Europa
und Griechenland, das wird niemand ernst-
haft bestreiten. Und wir anerkennen, dass
die griechische Bevölkerung durch harte Zei-
ten geht. Aber die Probleme liegen nun ein-
mal in Griechenland und können nur in
Griechenland und durch Griechenland ge-
löst werden: geringes Wirtschaftswachstum,
mangelnde Wettbewerbsfähigkeit, hohe
Schulden. Wir tun alles, um Griechenland
auf diesem Weg zu helfen und zu begleiten,
so lange Griechenland ihn gehen will. Ich
glaube, dass es eine ganz wichtige Aufgabe
aller Politiker in Europa ist, diese Zusam-
menhänge ihren Bevölkerungen zu erklären
und diese auf diesem Weg mitzunehmen.

Kommen wir zum Fiskalpakt. Warum
sollte die Schuldenbremse in der Fiskal-
union jetzt funktionieren, obwohl die im
Maastricht-Vertrag festgelegte Schuldenbe-
grenzung nicht funktioniert hat?
Es ist wahr: Deutschland und Frankreich ha-
ben den Stabilitäts- und Wachstumspakt
2003 und 2004 massiv verletzt. Deswegen
haben wir keinen Grund, mit dem Finger auf
andere zu zeigen. Aber wir haben die Kon-
sequenzen daraus gezogen: Seit Angela Mer-
kel Kanzlerin ist, halten wir uns an die Vor-
gaben. Ohne wenn und aber. Das müssen
andere auch tun. Und deswegen haben wir
gesagt, der Pakt muss Zähne bekommen 

Ist der Euro eigentlich mehr eine Belas-
tung oder eine Bereicherung für die Deut-
schen? Und: Hat die Nation den Euro ak-
zeptiert? 
Die Menschen sind klug. Die Deutschen wis-
sen in ihrer großen Mehrheit, dass eine ge-
meinsame europäische Währung ein großer
Vorteil für uns alle ist. Ursache für unseren
hohen Lebensstandard, unsere soziale Si-
cherheit, unsere geringe Arbeitslosigkeit
sind unsere großen Erfolge auf den Welt-
märkten. Und diese Position wird durch die
gemeinsame Währung Euro und den bei
weitem größten Wirtschaftsraum der Welt
entscheidend gestärkt. Deswegen sagen an-
dere EU-Länder mit Recht: Deutschland ist
das größte und erfolgreichste Land in
Europa, also müsst ihr Deutschen auch die
größten Leistungen erbringen, um den Euro
stabil zu halten. Das ist völlig in Ordnung.

Polen fürchtet sich vor einem Deutsch-
land, das sich vor seiner Führungsrolle in
Europa drückt. Woanders gibt es Unbeha-
gen über die deutsche Dominanz. Wie

kann Deutschland dazwischen glaubwür-
dig agieren?
Alles was gut für Europa ist, ist gut für
Deutschland, alles was schlecht für Europa
ist, ist auch schlecht für Deutschland. Diese
Erkenntnis müssen wir verantwortungsvoll
umsetzen. Das geht nur gemeinsam mit al-
len Mitgliedstaaten der Europäischen Union.
Europa ist Einheit und Vielfalt. Mit der Kri-
tik, Deutschland sei in Europa zu dominant,
muss man leben. Genauso mit der genau ge-

genläufigen Kritik, wir würden nicht genug
führen. Das ist halt so, dass unter Partnern
nicht immer alles sofort konsentiert ist. Aber
eines kann man glaube ich auch festhalten:
Der Bundeskanzlerin und ihrem Finanzmi-
nister ist schon einiges vorgeworfen worden,
nur nicht, dass wir auf besondere Weise teu-
tonisch aufträten.

Kann denn nicht die Führungsrolle
beim Rettungsschirm für Griechenland

und andere Not leidende EU-Länder
Deutschland auch überfordern?
Die Höhe der Beiträge für die Stabilisierung
unserer gemeinsamen Währung richten sich
nicht nach der Führungsleistung, sondern
nach dem Anteil, den wir am europäischen
Volkseinkommen haben. Und da haben wir
den größten Anteil und müssen folglich
auch den größten Beitrag leisten. Aber in der
Tat: Wir nehmen Verantwortung auf uns. Die
zu fällenden Entscheidungen sind alle nicht
trivial. Deswegen müssen sie sorgfältig be-
dacht werden. Und deswegen ist es auch gut,
dass die Entscheidungen nicht leicht fallen,
dass darum gerungen wird, dass man natio-
nale Parlamente davon überzeugen muss,
dass es Streit gibt. Denn in der Demokratie
werden Entscheidungen durch Streit ge-
prüft, gewogen, von allen Seiten betrachtet
und gehärtet.

Geraten die nationalen Parlamente bei
dieser europaweiten Krisensituation ins
Hintertreffen?
Nein, ganz im Gegenteil. Wir haben die Pro-
bleme, Programme und Lösungen immer
ausführlich im Bundestag diskutiert. Ange-
sichts der großen Herausforderungen, die zu
bewältigen sind, geht das auch gar nicht an-
ders. Die Haushaltssouveränität der Parla-
mente ist eine Grundbedingung der Demo-
kratie und schon deshalb ein hohes Gut,
weil sie die Demokratiegeschichte des letz-
ten halben Jahrtausends geprägt hat. Die
Stärkung der Gemeinschaft heißt deshalb,
die Legitimation der europäischen Institu-
tionen, insbesondere des Europäischen Par-
laments, schrittweise zu erhöhen. Aber auf
diesem Weg geht es nur langsam vorwärts.

Dann spielt das Europäische Parla-
ment also derzeit nicht die Rolle, die es
spielen müsste?
Die Kollegen im Europäischen Parlament
leisten gute Arbeit. Aber sie kämpfen mit
dem großen Problem, dass es eine grenz-
überschreitende europäische Öffentlichkeit
kaum gibt. Die Menschen interessieren sich
vor allem dafür, was in ihrem Land passiert.
Ich würde mir wünschen, dass die europäi-
schen Institutionen, die ja tatsächlich mehr
Kraft haben, als die meisten wissen, zum
Motor der Integration werden. Deshalb freut
es mich auch sehr, dass meine Partei sich da-
zu bekannt hat, dass der Präsident der Kom-
mission in Zukunft in einer allgemeinen
Wahl bestimmt werden sollte. Dann würde
sich im Wahlkampf um diese Position eine
andere, eine neue Qualität gesamteuropäi-
scher Öffentlichkeit entwickeln.

Vor zehn Jahren wurde der Euro einge-
führt, vor 20 Jahren in Maastricht der
Grundstein für die gemeinsame Währung
gelegt. Wo stehen wir in zehn Jahren?
Der Euro wird auch in zehn Jahren eine sta-
bile Währung sein, eine der führenden Wäh-
rungen in der Welt. Das Vertrauen der Fi-
nanzmärkte in die Eurozone als Ganzes wird
wiederhergestellt sein. Europa ist mit gro-
ßem Abstand die wirtschaftsstärkste Union
der Welt. Wir müssen uns also nicht kleiner
machen als wir sind. In den nächsten Jahren
werden Entscheidungen für die gemeinsame
Währung und für die gemeinsame Finanz-
und Wirtschaftspolitik schrittweise stärker
in Brüssel getroffen. Und ich hoffe, bis da-
hin nicht nur durch Hilfskonstruktionen in-
tergouvernementaler Zusammenarbeit wie
im Dezember beim Treffen der Staats- und
Regierungschefs vereinbart, sondern so wie
wir es eigentlich allesamt – bis auf zwei – an-
gestrebt haben: innerhalb der europäischen
Verträge und Institutionen. ❚

Das Interview führten Jörg Biallas
und Alexander Heinrich.

Wolfgang Schäuble (69) ist
Bundesfinanzminister und Mitglied

der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. Er ist 
seit 1972 Abgeordneter des Bundestages. 
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MEHR EUROPA?

Stefanie Bolzen
»Die Welt«
»Welt am Sonntag«

Moritz Schuller
»Der Tagesspiegel«
Berlin

Nur gemeinsam stark

Griechenland und Euro-Krise: Beide Be-
griffe lassen die Bürger nicht los. Ein
Brüsseler Gipfel jagt den nächsten,
dem gerade abgesegneten und heftig

umstrittenen Milliardenpaket soll schon wieder das
nächste folgen. Die Rechnung begleichen am Ende
die Steuerzahler. Dass die Griechen wirklich sparen
wollen, glaubt kaum noch jemand. Das riesengro-
ße Misstrauen ins Projekt Europa ist verständlich –
und trotzdem brauchen wir gerade jetzt mehr da-
von: mehr Zusammenarbeit, mehr Transparenz,
mehr Wettbewerbsfähigkeit und vor allem mehr
Kontrolle. Schafft die Europäische Union es nicht,
aus der Krise geeint herauszukommen, wird sie glo-
bal in der Bedeutungslosigkeit versinken. Noch
werden Kanzlerin und EU-Spitze überall mit offe-
nen Türen empfangen, wie dieser Tage in Peking.
Noch generiert die EU mit nur sieben Prozent der
Weltbevölkerung ganze 20 Prozent des weltweiten
Bruttosozialprodukts.
Den Rückzug in die Kleinstaaterei aber kann sich
Europa mit seiner alternden Bevölkerung nicht leis-
ten. Es muss als gemeinsamer Markt attraktiv und
durch seine Währung stark bleiben. Und gerade
Deutschland sollte sich nichts vormachen: Der
volkswirtschaftliche Reichtum basiert vor allem auf
einem überaus erfolgreichen Export – der zu 60
Prozent in unsere EU-Nachbarländer geht. Natür-
lich war deren Solvenz eine Blase. Aber ob Euro-
Zone, EU oder einzelne Mitgliedstaaten: Die Krise
hat eine gewaltige Reformwelle ausgelöst, an de-
ren Ende finanzielle und strukturelle Konsolidie-
rung stehen muss, auf nationaler wie Euro-Ebene:
Wer im Club dabei sein will, muss sich schon jetzt
einem viel härteren Regime unterwerfen. So wird
Europa gestärkt aus der Krise herausgehen, weil es
sich ihr gemeinsam stellt.

Es fehlt der Wille   

Griechenland ist seit mehr als 30 Jahren
Mitglied der Europäischen Union. Seit
mehr als 30 Jahren ratifiziert das Land
europäische Verträge, nimmt an EU-

Gipfeln teil, bestimmt europäische Politik. Heute ist
Griechenland ein „failed state”, ein gescheiterter
Staat. Die Europäische Union hat jahrelang den po-
litischen Verwahrlosungsprozess eines Mitglieds-
landes begleitet, durch den Euro sogar befördert.
Sie hat so lange zugeschaut, dass ein Land von der
Wirtschaftsleistung Hessens zur Bedrohung für die
gesamte Weltwirtschaft werden konnte. Kein Wun-
der also, dass Barroso & Co dem aktuellen Krisen-
management nur noch als Statisten zusehen dür-
fen. Die politischen Institutionen Europas, nicht nur
die Griechenlands, sind diskreditiert. Gleichzeitig
haben all die dramatischen Rettungsaktionen erge-
ben, dass das, was als „Untergang Europas“ um je-
den Preis verhindert werden sollte, immer wahr-
scheinlicher geworden ist: die Pleite eines Euro-
Landes. Die vermeintlichen Retter müssen sich vor-
werfen lassen, Europa im Umgang mit der Krise
politisch ausgehöhlt und entmachtet, aber nicht ge-
rettet zu haben.
Genau diese Mischung aus Aktionismus, Halbwahr-
heiten und Ideologie ist es, aus der sich die euro-
päische Politik seit jeher speist – und mit der die
Union nun sich selbst an den Abgrund gebracht hat.
Nicht weil ihr der Finanzminister fehlt, der Steuern
einsammelt, oder ein Präsident, der endlich euro-
päisches Lebensgefühl verbreitet, ist die EU in die-
ser Lage. Sondern weil sie noch immer unterlegiti-
miert ist. Der politische Wille und die politische
Kompetenz in Europa, das zeigt die Hartnäckigkeit
der Krise, reicht nicht einmal für das Europa, das
bereits besteht. Für den großen Sprung nach vorn
fehlt beides erst recht.

Leidenschaft auf Europäisch: Martin Schulz

Martin Schulz einen Schwärmer zu nennen, käme
niemandem in den Sinn. Der Sozialdemokrat aus
dem Rheinland ist eher als „rauer Kerl“ bekannt,
der die Dinge beim Namen nennt. Und dennoch:

Der 56-Jährige kommt geradezu ins Schwärmen, wenn es um
Europa geht. Der Europäischen Union, dieser „faszinierenden
Idee, die als Antwort der zweiten Hälfte des 20.Jahrhunderts auf
die erste Hälfte entstanden ist“, hat er sich voll und ganz ver-
schrieben. Seit er 1994 ins Europaparlament gewählt wurde,
kämpft er für die europäische Einigung. Zunächst als Abgeord-
neter, seit 2004 als Fraktionsvorsitzender der sozialdemokrati-
schen Fraktion und seit Mitte Januar als Präsident der Vielvölker-
kammer. In Brüssel residiert der Rheinländer im neunten Stock
des Spaak-Baus, ein Abgeordneten-Hochhaus, das weit über das
vielfältige Gebäudeensemble des Europaparlaments hinausragt.
Fällt sein Blick aus dem Fenster, dann schaut er mitten hinein ins
Europaviertel.
Noch wirkt das Arbeitsambiente unpersönlich, die Ablagen leer,
die Wände kahl. Der Neue hatte noch gar keine Zeit, dem Raum
eine persönliche Note zu geben. „Ich habe immer gesagt, mehr
als ein Fraktionsvorsitzender kann man nicht arbeiten“, zieht er
eine erste Bilanz. „Jetzt muss ich feststellen, dass der Präsident
dieser Volkskammer doch noch ein anderes Arbeitspensum zu
bewältigen hat.“ Staats- und Regierungschefs, Generalsekretä-
re internationaler Organisationen wollen empfangen, Gedenkta-
ge in Anwesenheit des Präsidenten begangen werden. Dazwi-

schen gilt es, die Plenarsitzungen zu leiten und Rechtsakte der
Europäischen Union zu unterzeichnen. In Zusammenarbeit mit
den Vorsitzenden der sieben Fraktionen im Haus stellt er die Ta-
gesordnung der Sitzungen zusammen. Und als Hausherr trägt er
die Verantwortung für Verwaltung und Budget der Kammer. Der-
lei Arbeit fesselt den Präsidenten an das Haus, für die belgische
Metropole bleibt da keine Zeit. Schulz verlässt das Parlaments-

gebäude nur, um an Veranstaltungen teilzunehmen oder zu Frau
und zwei erwachsenen Kindern nach Würselen zu eilen.
Würselen, die knapp 39.000 Einwohner zählende Stadt bei Aa-
chen, ist der private Lebensmittelpunkt des Martin Schulz. Hier
lebt er seit mehr als vier Jahrzehnten, betrieb als gelernter Buch-
händler eine eigene Buchhandlung, engagierte sich als lokaler
Juso-Vorsitzender in der Friedensbewegung. Mit 31 Jahren zog
er ins Rathaus, als jüngster Bürgermeister Nordrhein-Westfalens.
Konsequent baute der junge Stadtvater damals die Partnerschaft
mit dem französischen Morlaix aus. Dass Schulz neben Englisch

und Niederländisch auch fließend Französisch spricht, kam ihm
dabei zugute. Ein Schüleraustausch als 16-Jähriger nach Bor-
deaux hatte die Grundlage gelegt. „Natürlich“, so sagt er, „war
es auch mein Elternhaus, mein Zuhause im Dreiländereck Aa-
chen, Lüttich, Maastricht, das mich europäisch geprägt hat.“ Die
Sonntagsausflüge nach Lüttich hätten seinem Französisch Auf-
trieb gegeben. Und nicht nur dem. Er kennt die Beneluxstaaten
und bewundert die Menschen, die nach dem Zweiten Weltkrieg
für die Aufnahme der Deutschen in die Montanunion kämpften.
„Diese Leute haben mehr für unser Land getan, als wir uns vor-
stellen können“, sagt er. Und er fügt in dem ihm eigenen Humor
hinzu: „Da haben die keinen Ehrenpreis für gekriegt.“
In seiner neuen Aufgabe nimmt sich Schulz zurück. Nichts mehr
soll aufscheinen vom kämpferischen „Krawall-Juso“, den er ger-
ne beschreibt, wenn er von seinem politischen Engagement in
den 1970ern redet. Wenn er die Worte wetzt, wie andere das
Messer. Dann attackiert er so scharf, dass manch einer die Ner-
ven verliert. So wie Silvio Berlusconi. Den Premier und Medien-
zar fragte der SPD-Mann 2003 unverblümt nach seinem Interes-
senkonflikt. Berlusconi, in seiner Funktion als Ratspräsident zu
Gast im Straßburger Haus, platzte der Kragen. Er empfahl dem
Abgeordneten eine Filmrolle als Kapo, als KZ-Lagerchef. Der
Schlagabtausch machte Schulz über Nacht bekannt. Seither
kennt man den bärtigen Mann mit der wortgewaltigen Stimme.
Nun will er sein rhetorisches Talent nutzen, um dem Europapar-
lament mehr Gehör zu verschaffen. Sabine Seeger ❚

»Eine faszinierende Idee, 
die als Antwort der 
zweiten Hälfte des 

20. Jahrhunderts auf die 
erste Hälfte entstanden ist.«

»Europa ist
Vielfalt und
Einheit«

WOLFGANG SCHÄUBLE Der
Bundesfinanzminister über Europa,
den Rettungsschirm für
Griechenland und den Euro
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D
ie große Party blieb An-
fang dieses Jahres aus.
Das zehnjährige Jubilä-
um der Euro-Bargeld-
Einführung war offenbar
kein Grund zu feiern.

Nicht der Euro als greifbares Symbol einer
gemeinsamen Identität in Europa, sondern
die Sorge um den Erhalt der Währung kenn-
zeichnen derzeit die Stimmungslage. Die
Begeisterung über die ersten, am 1. Januar
2002 am Geldautomaten gezogenen neuen
Scheine und die für 20 D-Mark in „Starter-
Kits“ ausgegebenen Münzen scheint lange
her zu sein. Der Euro ist Normalität gewor-
den. Doch wieso gibt es eigentlich den
Euro? Und wie hat er sich in seiner ersten
Dekade gemacht? Eine Rückblick.

Vorläufer Den genauen Startpunkt für eine
europäische Währung zu bestimmen, fällt
nur auf den ersten Blick leicht. Am 7. Feb-
ruar 1992 wurde im Vertrag von Maastricht
(siehe Beitrag oben) die Einführung besie-
gelt. Doch ohne die mit den Römischen Ver-
trägen von 1957 verbundene Gründung der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft
(EWG) gäbe es den Euro wohl genausowe-
nig wie ohne das 1979 eingeführte Europäi-
sche Währungssystem (EWS), das die Wech-
selkursschwankungen eindämmen sollte.

Kaum noch bekannt ist eine Initiative des
ersten EWG-Kommissionspräsidenten Wal-
ter Hallstein für eine Währungsunion aus
dem Jahr 1962. Sie scheiterte – wie auch ein
nach dem damaligen luxemburgischen Mi-
nisterpräsidenten Pierre Werner benannter
Plan aus dem Jahr 1970, bis 1980 eine Wäh-
rungsunion zu realisieren. 
Die Idee einer Gemein-
schaftswährung war jeden-
falls lange geboren, bevor
sie nach dem Zusammen-
bruch des Ostblocks kon-
krete Züge annahm. Hartnä-
ckig hält sich die These,
Frankreich habe die Einfüh-
rung des Euro als Gegenleis-
tung für die deutsche Ein-
heit verlangt. Allerdings ha-
ben die damaligen Bundes-
minister für Inneres und
Finanzen, Wolfgang Schäuble (CDU) und
Theo Waigel (CSU), dies stets bestritten.
Tatsächlich folgte die Schaffung der Euro-
päischen Wirtschafts- und Währungsunion
einem unter Leitung des damaligen Kom-
misionspräsidenten Jacques Delors erarbei-
teten Bericht aus dem Jahr 1988.
Mit dem Maastrichter Vertrag, der  am 1.
November 1993 in Kraft trat, wurden die
rechtlichen Grundlagen für die Euro-Ein-

führung gelegt: Spätestens zum 1. Januar
1999 sollte die EU eine gemeinsame Wäh-
rung haben. Dazu sollten die teilnahmewil-
ligen Staaten mehrere Bedingungen, die so
genannten Konvergenzkriterien, erfüllen,
etwa zur Stabilität des Preisniveaus und der
Wechselkurse. Zwei der Kriterien sollten die

Euro-Länder dauerhaft ge-
währleisten müssen: Erstens
darf das laufende Defizit al-
ler öffentlichen Haushalte
nicht mehr als drei Prozent
des Bruttoinlandsprodukts
(BIP) betragen; zweitens
darf die öffentliche Gesamt-
verschuldung nicht höher
sein als 60 Prozent des BIP.
Den Namen „Euro“ be-
stimmte der Europäische
Rat im Dezember 1995. Er
geht auf eine Initiative der

deutschen Delegation zurück – sagt jeden-
falls Theo Waigel.
Die EU-Staaten verpflichteten sich mit
„Maastricht“, den Euro als Währung einzu-
führen. Lediglich Großbritannien und Dä-
nemark entschieden sich für das sogenann-
te Opt-out-Modell, selbst über den Beitritt
zur Währungsunion zu bestimmen. Bis
heute haben beide den Euro nicht einge-
führt. Ebenso wie Schweden, das seit einem

negativen Volksentscheid absichtlich ein
Kriterium zur Einführung des Euro verfehlt.
Im Mai 1998, kurz vor der Errichtung der
Europäischen Zentralbank (EZB) in Frank-
furt am Main, entschied der EU-Ministerrat,
welche Mitgliedstaaten die Maastricht-Kri-
terien erfüllten und damit in die Währungs-
union aufgenommen werden sollten. Elf
Länder schafften den Sprung: Belgien,
Deutschland, Finnland, Frankreich, Irland,
Italien, Luxemburg, Niederlande, Öster-
reich, Portugal und Spanien. Zum 1. Januar
1999 legten sie ihre bilateralen Wechselkur-
se wie im Vertrag von Maastricht vorgesehen
unwiderruflich fest und verpflichteten sich
zu einer gemeinsamen Geld- und Wechsel-
kurspolitik. Mit der Währungsunion wurde
der Euro zunächst als Buchgeld eingeführt.
Zu den elf Euro-Ländern kam 2001 trotz vie-
lerlei Bedenken Griechenland hinzu. Offi-
zielle Währung wurde der Euro auch in den
vier Nicht-EU-Staaten Monaco, San Marino,
Vatikan und Andorra.
Am 1. Januar 2002 hielten die Bürger der
Euro-Staaten schließlich die ersten Euro-
münzen und -scheine in den Händen. Mehr
als 14 Milliarden Banknoten im Wert von
633 Milliarden Euro und 52 Milliarden
Euro-Münzen waren zum Start gedruckt, ge-
prägt und in die Banken gebracht worden –
ohne Frage eine logistische Meisterleistung.

Bis heute haben 17 EU-Mitgliedstaaten oder
rund 330 Millionen Menschen den Euro als
Währung und bilden die Euro-Zone. Zu den
Erstländern kamen 2007 Slowenien, 2008
Zypern und Malta, 2009 die Slowakei und
2011 Estland hinzu. 

Die Mär vom »Teuro« Als der Euro in
Deutschland die D-Mark ablöste, sprachen
viele vom „Teuro“ und fanden sich etwa im
Preis eines Schnitzels bestätigt, das im Lieb-
lingslokal plötzlich sieben Euro statt elf
Mark kostete. Der Verdacht, die neue Wäh-
rung treibe die Preise nach oben, erwies sich
jedoch als falsch. Die Inflation des Euro be-
trug – laut Statistischem Bundesamt – 1,6
Prozent im Durchschnitt der letzten Deka-
de. In den zehn Jahren davor lag die Infla-
tion bei durchschnittlich 2,2 Prozent. 
Trotz der weit verbreiteten Trauer um den
Verlust der vertrauten Mark, Groschen und
Pfennige gewöhnten sich die Deutschen
schnell an die neue Währung. Die Vorteile
des neuen Geldes für Verbraucher lagen auf
der Hand – so fiel etwa im Spanien-Urlaub
das lästige Umrechnen weg. Auch die Un-
ternehmen profitierten. Ihnen blieben
Wechselkursschwankungen erspart, der
Handel in der Wirtschafts- und Währungs-
union wurde leichter. Ein „optimaler Wäh-
rungsraum“, wie das die Volkswirte nennen,

war die Euro-Zone gleichwohl nie – zu groß
die Wohlfahrtsunterschiede, zu weit ausei-
nander die ökonomische Potenz zwischen
Nord- und Südländern. Probleme, die dem
Euro heute zu schaffen machen. Ähnlich
wie die Staatsverschuldung nicht nur Grie-
chenlands. Auch Deutschland und Frank-
reich haben bekanntlich gegen die Maas-
tricht-Kriterien verstoßen. 
Einer der öffentlich weniger diskutierten
Gründe der Euro-Krise ist ein eigentlich
längst bekannter. Schon der frühere Bun-
deskanzler Helmut Kohl (CDU) warnte am
6. November 1991 im Bundestag weitsich-
tig: „Man kann dies nicht oft genug sagen.
Die politische Union ist das unerlässliche
Gegenstück zur Wirtschafts- und Währungs-
union. Die jüngere Geschichte, und zwar
nicht nur die Deutschlands, lehrt uns, dass
die Vorstellung, man könne eine Wirt-
schafts- und Währungsunion ohne politi-
sche Union auf Dauer erhalten, abwegig
ist.“ Vielleicht sollte noch einmal der Wer-
ner-Plan von 1970 aus der Schublade geholt
werden. Der sah, wie der Wirtschaftshistori-
ker Werner Abelshauser kürzlich erinnerte,
nicht nur ein europäisches Zentralbanksys-
tem vor, „sondern auch ein gemeinsames
wirtschaftspolitisches Entscheidungsgremi-
um, das dem Europäischen Parlament ver-
antwortlich sein sollte“. Monika Pilath ❚

Als der Groschen fiel 
EURO Vor zehn Jahren kam das neue Bargeld. Eine Geschichte von alten Webfehlern und prinzipiellen Vorteilen

E
s sind nicht immer die großen
Kapitalen des Kontinents, die
für die Einschnitte und Wei-
chenstellungen der jüngsten
europäischen Geschichte ste-
hen. Gewiss, es gab den „War-

schauer Pakt“ und 1968 den „Prager Früh-
ling“, 1975 die KSZE-Schlussakte von Hel-
sinki und 1989 den Fall der Berliner Mauer.
Es gibt aber auch das kleine luxemburgische
Winzerdorf Schengen, bei dem auf einem
Moselschiff 1985 der Vertrag unterzeichnet
wurde, der „Schengen“ zum Synonym für
ein Europa ohne Schlagbäume machte,
oder Maastricht, die alte Provinzhauptstadt
im Süden der Niederlande, mit der man as-
soziativ den Euro (siehe Beitrag unten) und
die Europäische Union verbindet, die dort
vor 20 Jahren aus der Taufe gehoben wurde.

Teilung überwunden Als der Vertrag von
Maastricht oder, wie er offiziell hieß, „Ver-
trag über die Europäische Union“ am 7.
Februar 1992 unterzeichnet wurde, waren
daran zwölf Staaten mit mehr als 370 Mil-
lionen Einwohnern beteiligt. Heute gehö-
ren der EU eine halbe Milliarde Menschen
in 27 Ländern an, und bei allen Problemen
und Unzulänglichkeiten gilt doch, dass in
ihr die Überwindung der Teilung Europas
Wirklichkeit geworden ist. 

Auf Erweiterungen folgten Vertiefungen, die
die EU fit machen sollten für die nächste Er-
weiterung, und wer sich die Geschichte von
20 Jahren Europäischer Union betrachtet,
mag bisweilen zu dem Schluss kommen,
dass ihr Integrationsprinzip der Rushhour-
Regel des „Stop and go“ folgt. Für das
„Stop“ sorgte gern der Souverän, sprich: der
Wähler, der sich in so manchem Referen-
dum den Vorstellungen der Regierenden
verweigerte und so Korrekturen erzwang. 

Neuer Name Das galt schon für den Maas-
tricht-Vertrag selbst, der erst am 1. Novem-
ber 1993 in Kraft trat – auch, weil die Dä-
nen ihm in einer ersten Volksbefragung ih-
re Zustimmung versagten. Erst nachdem ih-
nen zugestanden wurde, selbst zu
entscheiden, ob und wann sie sich der Wäh-
rungsunion anschließen wollen, gaben sie
in einem zweiten Referendum ihr Placet –
um sich später gegen die Euro-Einführung
zu entscheiden. 
Der „Vertrag über die Europäische Union“
bescherte ihr nicht nur den neuen Namen
und legte Vorschriften für die angestrebte
Gemeinschaftswährung fest. Geschaffen
wurde auch der Einstieg in eine Gemeinsa-
me Außen- und Sicherheitspolitik und in
die „Zusammenarbeit der Justiz- und In-
nenminister“. Zudem begründete er eine

Unionsbürgerschaft und stärkte die Rechte
des Europäischen Parlaments (EP). 1993
wurde auch der Europäische Binnenmarkt
mit den „vier Freiheiten“ verwirklicht – dem
freien Verkehr von Waren, Dienstleistun-
gen, Personen und Kapital innerhalb der
Grenzen der EU. Mit dem „Europäischen
Wirtschaftsraum“ (EWR) wurden diese vier
Freiheiten 1994 auf die damaligen Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Freihan-
delszone EFTA ausgedehnt – mit Ausnahme
der Schweiz, deren Bevölkerung sich in ei-
nem Referendum gegen den Beitritt zum
EWR aussprach. Heute, nach dem EU-Bei-
tritt der meisten EFTA-Staaten, erstreckt sich
das EWR-Abkommen außerhalb des Uni-
onsgebietes noch auf Island, Norwegen und
Liechtenstein, während die Schweiz durch
bilaterale Abkommen mit Brüssel vergleich-
bare Regelungen getroffen hat. 

Grenzenloser Schengenraum Noch mehr
Freizügigkeit gab es in Europa 1995. Nach-
dem die Benelux-Länder, Frankreich und
die Bundesrepublik schon zehn Jahre zuvor
das Schengener Abkommen über den Ab-
bau der Personenkontrollen an ihren Bin-
nengrenzen unterzeichnet hatten, kam es
nun zum Wegfall der Grenzkontrollen zwi-
schen diesen Staaten sowie Griechenland,
Italien, Portugal und Spanien. 1997 schloss

sich auch Österreich dem „grenzenlosen“
Schengenraum an, nachdem die Alpenrepu-
blik bereits 1995 der EU zusammen mit
Finnland und Schweden beigetreten waren.
Deren Nachbarn in Norwegen dagegen vo-
tierten in einem Referendum – wie schon
1972 – gegen einen EU-Beitritt. 
Dennoch fielen auch dort wie in ganz Skan-
dinavien am 1. Dezember
2000 die Grenzkontrollen
weg, also auch im Nicht-EU-
Land Island. Zu diesem Zeit-
punkt war die Schengen-Zu-
sammenarbeit durch ein
Protokoll zum „Vertrag von
Amsterdam“ bereits in die
EU einbezogen worden.
Dieser Vertrag, 1999 in Kraft
getreten, bescherte unter an-
derem dem EP eine erneute
Ausweitung seiner Rechte.
Schon „Maastricht“ hatte
ihm das Recht eingeräumt, in einer begrenz-
ten Anzahl von Politikfeldern gleichberech-
tigt mit dem Rat mitzuentscheiden, in dem
die nationalen Regierungen vertreten sind.
Nun wurde das „Verfahren der Mitentschei-
dung“ auf fast alle Bereiche ausgedehnt, in
denen der Rat mehrheitlich entschied. 
Wenige Jahre später folgte der nächste Re-
formschritt, der „Vertrag von Nizza“, der

den Amsterdamer Vorgänger 2003 ablöste
und die EU-Institutionen auch nach der an-
stehenden Osterweiterung handlungsfähig
erhalten sollte. So konnten nun eine Reihe
von Entscheidungen, die zuvor einen ein-
stimmigen Beschluss erforderten, mit Mehr-
heit gefasst werden. Diesmal verweigerten
die Iren in einer Volksabstimmung die Zu-

stimmung, bevor sie die Re-
form in einem zweiten Refe-
rendum passieren ließen. 
Zum historischen Tag für
Europa wurde der 1. Mai
2004, an dem neben den
Mittelmeerinseln Malta und
Zypern auch Polen, die Slo-
wakei, Slowenien, Tsche-
chien und Ungarn sowie die
drei baltischen Staaten Est-
land, Lettland und Litauen
der EU beitraten, deren Mit-
gliederzahl damit auf 25 an-

stieg. Im Jahr 2007 folgten bei der bislang
letzten EU-Erweiterung Bulgarien und Ru-
mänien. Beide Länder gehören bislang –
wie auch Großbritannien, Irland und Zy-
pern – nicht dem Schengenraum an, der
sich im Dezember 2007 um die anderen
östlichen EU-Staaten und Malta erweitert
hatte und zu dem ein Jahr danach auch das
Nicht-EU-Mitglied Schweiz stieß. 

Ein über Jahre hinweg betriebenes Groß-
projekt war die Europäische Verfassung, die
neben der Handlungsfähigkeit auch die de-
mokratische Legitimation der EU stärken
und zudem die Ende 2000 verkündete EU-
Grundrechtecharta umfassen sollte. Gleich-
wohl scheiterte sie 2005 bei Volksentschei-
den in Frankreich und den Niederlanden. 

Neue Grundlage Erst zwei Jahre später
wurde wieder Anlauf für einen Reformver-
trag genommen, der als „Vertrag von Lissa-
bon“ wesentliche Punkte der Verfassung
aufgriff und nunmehr von den Iren per Re-
ferendum abgelehnt wurde. Nachdem sie
im zweiten Anlauf doch zustimmten, trat
der Vertrag 2009 in Kraft. Er machte unter
anderem das EP zum gleichberechtigten Ge-
setzgeber neben dem Ministerrat und räum-
te den nationalen Parlamenten mehr Mit-
spracherechte in der EU-Gesetzgebung ein;
mit ihm erlangte auch die Grundrechtechar-
ta Rechtsverbindlichkeit. 
Mit „Lissabon“ wurde die EU wieder einmal
auf eine neue Grundlage gestellt. So müh-
selig manchem der Prozess ihrer Vertiefung
erscheinen mag, so beeindruckend ist doch
letztlich die bisherige Wegstrecke. Und so si-
cher die nächsten EU-Beitritte kommen, so
sicher wird sich die Union auch künftig re-
formieren. Helmut Stoltenberg ❚

Immer tiefer, immer breiter  
EUROPÄISCHE UNION In den 20 Jahren seit Maastricht hat die wachsende EU einen weiten Reformweg zurückgelegt 
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Fotos oben von links: Zwei-Euro-Gedenkmünze „Zehn Jahre Euro“, Hans-Dietrich Genscher und Theo Waigel unterzeichnen den Maastricht-Vertrag, Unterschriften unter den Vertrag von Maastricht, „Familienfoto“ beim EG-Gipfel in Maastricht am 9. Dezember 1991;
Fotos unten von links: Gipfel in Brüssel am 2. Mai 1998 besiegelt Start der Währungsunion, Athen begrüßt den Euro mit einer Lichtpyramide an Silvester 2001, symbolische Beisetzung der D-Mark, „Starter-Kit“ mit Euro-Münzen, Hans Eichel macht den Stabilitätstest.
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»Die politische
Union ist das
unerlässliche

Gegenstück zur
Währungs-

union.«
Helmut Kohl am 6.11.1991

Erweiterungen
folgten

Vertiefungen,
die die EU fit

machen sollten
für neue

Erweiterungen.
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Die vielzitierte Schuldenbremse, die nach
deutschem Vorbild auch auf europäischer
Ebene in zur Zeit 25 von 27 Staaten einge-
führt werden soll, hat hierzulande einen
jahrelangen Vorlauf benötigt, bis sie den
Weg ins Grundgesetz gefunden hatte. Dies
geschah   2009 mit der Föderalismusreform
II, die in der Ende 2006 von Bundestag und
Bundesrat eingesetzten Kommission zur
Modernisierung der Bund-Länder-Finanz-
beziehungen erarbeitet worden war. Bei der
vorangegangenen und Mitte 2006 im zwei-
ten Anlauf beschlossenen Föderalismusre-
form I waren die Finanzbeziehungen zwi-
schen Bund und Ländern noch größtenteils
ausgeklammert worden. 

Kernstück der Reform Als  Bundestag und
Bundesrat Mitte 2009 die Föderalismusre-
form II verabschiedeten, war der Druck be-
reits gewaltig, die immer höhere Staatsver-
schuldung der Bundesrepublik einzudäm-
men: Sie war 2008 auf rund 1,6 Billionen
Euro gestiegen (heute liegt sie bereits bei 2,1
Billionen Euro); die Zinsausgaben beliefen
sich auf 15 Prozent des Bundeshaushalts.  
Kernstück der in zwei Gesetzentwürfen
(16/12410, 16/12400) vorgelegten Reform
war die im Grundgesetz zu verankernde

Schuldenbremse. Damit wurde in der Ver-
fassung der Grundsatz eines ohne Aufnah-
me neuer Schulden ausgeglichenen Etats
festgeschrieben: „Die Haushalte von Bund
und Ländern sind grundsätzlich ohne Ein-
nahmen aus Krediten auszugleichen“, heißt
es seitdem in Artikel 109 Absatz 3 des
Grundgesetzes. 

Ausnahmen vorgesehen Dieses grundätz-
liche Verbot, Schulden zu machen, um
Haushaltslöcher zu schließen, findet frei-
lich noch im selben Absatz seine Ausnah-
men. So soll zwar den Ländern keine struk-
turelle Verschuldung möglich sein, dem
Bund dagegen wird ein strukturelles Defizit
von 0,35 Prozent des Bruttoinlandprodukts
zugestanden. Auch können Bund wie Län-
der Kredite aus konjunkturellen Gründen
aufnehmen, wobei eine konjunkturbeding-
te Erhöhung der Kreditaufnahme in Ab-
schwungphasen in Aufschwungphasen wie-
der ausgeglichen werden soll. Darüber hi-
naus können Kredite auch bei Naturkata-
strophen oder anderen außergewöhnlichen
Notsituationen aufgenommen werden. 
Vollständig gelten diese neuen Regeln für
den Bund ab 2016. Für die Länder wird dies
erst 2020 soweit sein. Helmut Stoltenberg ❚

Das deutsche Vorbild 
SCHULDENBREMSE Keine neuen Kredite – im Grundsatz 

Zu wenig Geld ist nicht das Problem in
Europa. Die Europäische Zentralbank
(EZB) gibt gerne und reichlich. Die ur-
sprünglich allein auf Preisstabilität ver-
pflichteten Währungshüter in Frankfurt am
Main übernehmen in der Staatsschulden-
krise eine weitere Aufgabe: Sie versorgen die
klammen Staaten und Banken mit frischem
Geld. Als sich Europas Staatsmänner auf
den ersten Rettungsschirm von 750 Milliar-
den Euro geeinigt hatten, für den Deutsch-
land mit 211 Milliarden Euro mitbürgt,
wollte und sollte die EZB nicht abseits ste-
hen. Seitdem kaufte und kauft sie Staatsan-
leihen vorwiegend aus den mit Finanzpro-
blemen und hohen Schuldzinsen kämpfen-
den südeuropäischen Euroländern. 

Wenig Widerstand Der Widerstand in der
EZB gegen diese wundersame und von kon-
servativen Wirtschaftwissenschaftlern we-
gen der angeblichen Inflationsgefahr kriti-
sierten Geldvermehrung hatte sich schnell
gelegt, nachdem Bundesbank-Präsident
Axel Weber und der frühere EZB-Chefvolks-
wirt Jürgen Stark ihren Rücktritt erklärt hat-
ten. Die positiven Folgen des Geldsegens
der von dem Italiener Mario Draghi geführ-
ten Zentralbank sind nicht von der Hand zu

weisen: Herabsetzungen von Ratings der in-
ternationalen Agenturen müssen die Regie-
rungen in Rom, Madrid, Lissabon, Dublin
und selbst in Paris nicht mehr fürchten.
Durch den Geldsegen aus Frankfurt sanken
sogar die Zinssätze, die hochverschuldete
Euroländer den Investoren für Umschul-
dungen oder Aufnahme zusätzlicher Schul-
den zahlen mussten. Nachdem Italien,
Frankreich und Österreich ihren Spitzenno-
te „AAA“ bei Standard und Poor's bereits
Mitte Januar verloren hatten, stufte jetzt mit
Moody's eine weitere internationale Rating-
agentur die Kreditwürdigkeit von Spanien,
Italien, Portugal, Slowenien, der Slowakei
und von Malta herab. 

Ratings ohne Wirkung Auf die Kapital-
märkte hatten die Herabstufungen keine
Auswirkungen: Die Zinssätze sanken trotz-
dem. So ging der Effektivzins italienischer
dreijähriger Anleihen von sieben auf 3,5
Prozent zurück, der für spanische von 6,1
auf 2,6. „Für die Finanzminister der Mittel-
meerländer ist dies eine tolle Sache, sie kön-
nen sich jetzt noch billiger verschulden als
noch vor ein paar Wochen“, schrieb die
Wirtschaftswoche. Börsen-Beobachter se-
hen sogar Hinweise, dass ein bisher kleiner

Teil der an Banken verliehenen EZB-Milliar-
den an die Aktienbörsen geflossen ist und
den dahindämmerdnen Kursen einen uner-
warteten Auftrieb gegeben hat. 

Ramschpapiere? Die EZB dürfte inzwi-
schen Wertpapiere in einem Volumen von
2,7 Billionen Euro in ihren Büchern stehen
haben. Wie viele davon den Namen „Wert-
papier“ nicht mehr verdienen und in Wirk-
lichkeit Ramschpapiere wie früher von Leh-
man Brothers sind, weiß niemand genau zu
sagen. Allein 220 Milliarden Euro der von
der EZB gehaltenen Papiere sollen aus den
südlichen Euroländern stammen, darunter
etwa 50 bis 55 Milliarden aus Griechenland.  
Die griechischen Papiere sind zur Zeit ein
besonderes Problem. Die Euroländer wol-
len Griechenland helfen und durch einen
Schuldenschnitt die Finanzlage des unter ei-
ner schweren Wirtschaftskrise leidenden
Landes erträglicher gestalten. Würde nun
die EZB sich an der Schuldenreduzierung
beteiligen und auf einen Teil ihrer Forde-
rungen gegen Griechenland verzichten, wä-
re dies ein klarer Verstoß gegen ihre eigenen
Statuten, die eine direkte Staatsfinanzierung
verbieten. Eine von mehreren denkbaren
Lösungen könnte im Verkauf der Griechen-

land-Anleihen an den Rettungsfonds EFSF
bestehen. Darüber wird derzeit beraten.
Draghi hat allerdings noch mehr Pfeile im
Köcher, um den Geldkreislauf in Europa
aufrecht zu halten. Da sich die Banken in
der Eurozone gegenseitig nicht mehr trauen
und sich kein Geld mehr leihen, ist die EZB
auch an dieser Front aktiv. Ende Dezember
bot sie Drei-Jahres-Kredite zu einem Traum-
zins von einem Prozent an. Zugreifen durf-
ten allerdings keine privaten Bauherren,
sondern nur Banken. Und die machten
reichlich Gebrauch von der Offerte. 500
Milliarden Euro holten die Banker bei Drag-
hi ab. Das Geld dürfte überwiegend in
Staatsanleihen europäischer Länder ange-
legt worden sein. Den Kosten des Geldes
von einem Prozent stehen Erträge von min-
destens zwei Prozent bei den als besonders
sicher geltenden deutschen Staatsanleihen
(Laufzeit zehn Jahre) gegenüber. Banker, die
in südeuropäische Anleihen investieren,
können sogar richtig saftige Profite einstrei-
chen. 
Ende Februar will Draghi sein Meisterstück
vorlegen. Dann soll es eine Billion Euro für
Europas Banken zu Minizinisen geben. Es
wäre die größte Geldinfusion der Weltge-
schichte. Hans-Jürgen Leersch ❚

Mario Draghis Meisterstück
WÄHRUNG Die Europäische Zentralbank versorgt Banken und Staaten effektiv mit frischem Geld. Zinssätze sinken

W
ann und wo hat die-
se Krise eigentlich
begonnen? War der
Zusammenbruch
des Bankhauses Leh-
man Brothers im

September 2008 der Beginn der Krise? Oder
muss man noch viel weiter zurückgehen
und den Verstoß Frankreichs und Deutsch-
lands gegen den EU-Stabilitätspakt im No-
vember 2003 zum Ausgangspunkt der heu-
tigen Krise nehmen? Oder war der Beschluss
zur Aufnahme Griechenlands in die Euro-
zone im Jahr 2001 der eigentliche Kardinal-
fehler? Und was ist mit dem Maastrichter
Vertrag an sich und dem Beschluss, eine ge-
meinsame Währung einzuführen? Ist hier
nicht bereits der Grund für die heutige Kri-
se gelegt?
Wahrscheinlich sind alle Daten wichtige Ur-
sachen für die Krisen, die wir in den letzten
Jahren erlebt haben. Denn nirgendwo wird
die Globalisierung so deutlich, wie in ihren
krisenhaften Zuspitzungen, die sich wie ei-
ne Tsunamiwelle an einem Ende der Welt
aufbäumen, um anschließend ihre zerstöre-
rische Wucht  am anderen Ende des Globus
abzuladen. 

Zu viel Geld Dabei sind sich Volkswirt-
schaftler mittlerweile weitgehend einig:
Ausgangspunkt der Krise war nicht etwa zu
wenig, sondern zu viel Geld, für das vor al-
lem in Amerika Investoren nach renditestar-
ken Anlagemöglichkeiten suchten. Nach
dem Platzen der Internetblase im Jahr 2000
und der Vernichtung von viel Anlagekapital
an den Aktienmärkten senkte die US-Zen-
tralbank die Zinsen, um wieder neue Liqui-
dität in die Finanzmärkte zu bringen. Dabei
führte das billige Geld zur Ausweitung der
Kreditgewährung von Banken vor allem im
Immobiliensektor. Mit Unterstützung der
Politik, die die Banken hierzu geradezu
drängte. So kamen am Ende immer mehr
Darlehensnehmer in den Genuss von Kre-
diten, die sie nicht mehr zurückzahlen
konnten. 
Die „Subprime“-Krise nahm ihren Lauf und
zog sehr schnell eine internationale Finanz-
und Bankenkrise nach sich, da das Kreditri-
siko von US-Banken zunehmend auch an
Dritte, unter ihnen etliche deutsche Landes-
banken, ausgelagert worden war. Banken
mussten daraufhin die Werte dieser „ver-
brieften“ Papiere in ihren Büchern drastisch
nach unten berichtigen. In Deutschland ge-
rieten so die Mittelstandsbank IKB, die
SachsenLB, die WestLB, die Landesbank Ba-
den-Württemberg und die BayernLB wegen
Fehlspekulationen am US-Immobilien-
markt in die Krise.  
Im September 2008 überstürzten sich dann
die Ereignisse: Die US-Regierung musste die
Kontrolle bei den insolventen US-Hypothe-
kenbanken Fannie Mae und Freddie Mac
übernehmen. Im selben Monat meldete das
Geldhaus Lehman Brothers Insolvenz an.
Die Bundesregierung einigte sich am 
13. Oktober 2008 auf ein Banken-Rettungs-
paket. Bundestag und Bundesrat stimmten
dem Finanzmarktstabilisierungsgesetz in
Rekordzeit zu. Mit bis zu 400 Milliarden
Euro bürgte der Staat für Kredite von Ban-
ken untereinander, weitere 80 Milliarden
Euro werden für eine Beteiligung des Staa-
tes am Eigenkapital der Kreditinstitute be-
reitgestellt. Die Verstaatlichungen  („Hypo
Real Estate“) beziehungsweise Teilverstaat-
lichungen von Banken („Commerzbank“)
folgt. Ein Jahr später, 2009, wurde zudem
die Möglichkeit geschaffen, für einzelne
Kreditinstitute „Bad Banks“ einzurichten.
Diese sollen problematische Wertpapiere
aufnehmen oder abwickeln. Um die Sparer
zu beruhigen, stellte die Bundesregierung
zudem eine staatliche Garantie für alle pri-
vaten Spareinlagen in Aussicht. 

Ausweitung der Krise Zu diesem Zeit-
punkt waren bereits abzusehen, dass die
Krise auch auf die „reale“ Wirtschaft über-
greifen würde. Viele Unternehmen wie der

Autohersteller General Motors in den USA
meldeten Konkurs an und entließen Mitar-
beiter – mit Auswirkungen auf die deutsche
Automobilindustrie und ihre Zulieferfir-
men. Ganz besonders schlimm traf es die
deutsche GM-Tochter Opel. 
Die Bundesregierung reagierte mit zwei mil-
liardenschweren Konjunkturprogrammen
und Maßnahmen, wie der so genannten
„Abwrackprämie“ und dem Kurzarbeiter-
geld. Mit den größten Konjunkturprogram-
men der Nachkriegsgeschichte wollten Uni-

on und SPD so die Auswirkungen der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise abmildern. Ein
teures Unterfangen: Finanziert wurden die
Pakete mit zusätzlichen Schulden. Bundes-
finanzminister Peer Steinbrück (SPD)
musste eigens einen Nachtragshaushalt ein-
bringen, um die Höhe der Neuverschul-
dung von 50 Milliarden Euro zu finanzieren
– die höchste Nettoneuverschuldung in der
Geschichte der Bundesrepublik.
Staatliche Verschuldungen zur Rettung von
der Banken- und Wirtschaftskrise leiteten

daraufhin zur nächsten krisenhaften Ent-
wicklung über. Nachdem sich die Finanz-
märkte wieder beruhigt hatten, brach vom
Oktober 2009 an die Staatsschuldenkrise
im Euroraum aus, als bekannt wurde, dass
das griechische Staatsdefizit im laufenden
Jahr mehr als doppelt so hoch ausfallen
würde wie erwartet. Die Ratingagenturen,
die bis dahin den Staatshaushalten der
Euro-Staaten wenig Beachtung geschenkt
hatten, stuften daraufhin Griechenland
rasch herunter. Schon im Februar 2010 galt

Athen als zahlungsunfähig. Die Euro-Staa-
ten versicherten daraufhin im März erst-
mals, Athen im Notfall beizustehen. 

Gipfeltreffen in Serie Was folgte, war ein
EU-Gipfel nach dem anderen. Noch nie zu-
vor trafen sich die Staats- und Regierungs-
chefs in Europa so häufig – und immer ging
es um sehr viel Geld. Nach der ersten Grie-
chenland-Hilfe von 110 Milliarden Euro,
folgten immer neue Hilfszusagen. Im Mai
2010 kam es dann zum großen Damm-

bruch, als die Europäische Zentralbank
nicht zuletzt auf politischen Druck des
Staatspräsidenten Nicolas Sarkozy, der
Angst um die Einlagen bei französischen
Banken hatte, entschied, künftig auch
Staatsanleihen überschuldeter Staaten als
Sicherheit aufzukaufen begann. 
Parallel suchte die Politik dazu Wege, über-
schuldete Euro-Staaten dauerhaft vor dem
Druck der internationalen Finanzmärkte zu
schützen. So wurde Mitte 2010 der Rettungs-
schirm EFSF, die   „Europäischen Finanzsta-
bilisierungsfazilität“ institutionalisiert und
das gemeinschaftliche „Herauspauken“ ei-
nes in Not geratenen Euro-Landes zur Regel
erklärt. Allerdings stiegen schon kurz da-
nach  wieder die Zinsen für wirtschaftlich
schwächere Länder stark an. Weitere Maß-
nahmen wurden erforderlich, um Länder
wie Irland und Portugal sowie Spanien zu
helfen. Nur mit Mühe – dann allerdings er-
folgreich – gelang es nach dem Rücktritt Sil-
vio Berlusconis der neuen italienischen Re-
gierung Monti im Dezember 2011, neue
Staatsanleihen zu begeben.
Heute ist klar, dass Griechenland auch 2013
nicht, wie ursprünglich einmal geplant, an
die Kapitalmärkte zurückkehren wird. Ein
neues Hilfspaket nach dem anderen muss
für Athen geschnürt werden. Dabei fällt die
Diskussion über die Griechenland-Hilfe
mit der Frage zusammen, ob das bestehen-
de Instrumentarium zur Krisenbewältigung
innerhalb der EU erweitert werden soll. Mit
der unter deutsch-französischer Führung
verabschiedeten „Fiskalunion“ im Dezem-
ber 2011, die automatische Sanktionen für
Schuldenstaaten und eine Schuldenbremse
in der EU vorsieht, ist zwar schon einiges für
mehr haushaltspolitischen Gleichschritt be-
schlossen worden, aber wegen der ausste-
henden Ratifizierung ist sie in allen Euro-
Staaten noch nicht unter Dach und Fach. 
Bis dahin erhofft sich Europa vom Rettungs-
schirm EFSF mit seinem milliardenschwe-
ren Kreditpotenzial  vorübergehende Stabi-
lität. Der Bundestag stimmte dabei den von
Deutschland gewährten, durch einen „He-
bel“ ausgeweiteten Garantien am 29. Sep-
tember 2011 zu. Allein die Slowakei lehnte
die EFSF als einziges der 17 Länder in der
Euro-Zone zunächst ab, um in einem zwei-
ten Votum im  Oktober 2011 doch dafür
auszusprechen. 
Doch der erste Rettungsschirm ist schon
bald wieder Geschichte. Nun soll bereits ab
Mitte dieses Jahres – und nicht erst wie zu-
vor ab 2013 geplant – der ESM, der „Euro-
päische Stabilitätsmechanismus“, in Not
geratenen Ländern helfen. In ihn zahlen die
Euro-Länder zum ersten Mal Geld ein. Er
wurde im Juli 2011 auf einem Gipfeltreffen
von den 17 Mitgliedstaaten der Eurozone
unterzeichnet und soll bis Mitte 2012 von
den Parlamenten der einzelnen Staaten ra-
tifiziert werden. Von Mitte 2012 bis Juni
2013 sollen dabei beide Stabilitätsmecha-
nismen parallel agieren. Der neue Fonds
soll zunächst 500 Milliarden Euro an Kredi-
ten vergeben können. Ob diese Summe aus-
reicht, soll im März nochmals überprüft
werden. 
Um unabhängiger von den Benotungen der
Ratingagenturen zu werden , soll der Fonds
einen Kapitalstock von 80 Milliarden Euro
bekommen. Das Geld soll in mehreren
Tranchen eingezahlt werden. Der Anteil der
einzelnen Länder richtet sich nach deren
Beteiligungen an der Europäischen Zentral-
bank. Deutschland muss 22,4 Milliarden
Euro zahlen. Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel hat bereits signalisiert, dass die Bundes-
regierung bereit sei, ihren Kapitalanteil statt
in fünf Jahrestranchen deutlich zügiger ein-
zuzahlen. 
Trotz der schon getroffenen Beschlüsse ste-
hen weitere Schritte zur Diskussion. So for-
dert die IWF-Chefin Christine Lagarde be-
reits heute eine Ausweitung des EFSF- und
später ESM-Kreditvolumens, um potentiel-
le Spekulanten abzuschrecken. Noch im-
mer kämpft die Politik so gegen die Macht
der Finanzmärkte. Christoph Birnbaum ❚

Die Finanzkrise 
hat viele Väter 
WELTWIRTSCHAFT Nach spekulativen Papieren machen Staatsschulden Probleme

Zu heftig in Amerika spekuliert: Die WestLB (unser Bild zeigt eine Fotomontage) verliert ihre Selbstständigkeit und wird an die Hessische Landesbank „angedockt“.
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Die Finanzkrise hat kaum ein Ökonom
kommen sehen, doch vor einer möglichen
Euro-Krise haben einige Wirtschaftswis-
senschaftler früh gewarnt. Tatsächlich
stand eine Mehrheit der Ökonomen, so-
wohl deutsche als auch ausländische, der
Währungsunion von Anbeginn äußerst
skeptisch gegenüber. Der Nobelpreisträger
Milton Friedman, einer der einflussreichs-
ten Geldtheoretiker des zwanzigsten Jahr-
hunderts, gab dem Euro-Projekt nur eine
Lebensdauer von zehn Jahren. In der
Schönwetterperiode sah es so aus, als lägen
die Schwarzseher falsch. Doch seit die
Euro-Krise im Jahr 2010 offen ausbrach
und aktuell eskaliert, erscheint ein Zerbre-
chen der Währungsunion nicht mehr aus-
geschlossen.

„Optimaler Währungsraum“ Ein Haupt-
argument der Skeptiker schon in den
neunziger Jahren war, dass die Euro-Zone
kein „optimaler Währungsraum“ sei. In ei-
ner Währungsunion sind keine Wechsel-
kursänderungen mehr möglich. Daher
müssen Anpassungen auf makroökonomi-
sche Schocks anders erfolgen: durch flexi-
ble Güterpreise, flexible Arbeitsmärkte
und eine hohe Wanderungsbereitschaft
der Arbeitnehmer. Nur dann liegt ein „op-
timaler Währungsraum“ vor. Europa
schien weit davon entfernt. Im Unter-
schied zu Amerika, wo jedes Jahr Millio-
nen Jobsuchende in andere Bundesstaaten
ziehen, ist die Arbeitnehmermobilität in
Europa eher gering. Ein Grund dafür sind
sprachliche und kulturelle Barrieren.
Obwohl aktuell fast jeder zweite junge Spa-
nier oder Grieche arbeitslos ist, kommen al-
lenfalls ein paar Tausend nach Deutsch-
land, die Niederlande oder Österreich, wo
Fachkräfte gesucht werden. Fehlt es an der
Faktormobilität in einer Währungsunion,
dann braucht es zum Ausgleich fiskalische
Umverteilung: Geldtransfer von den starken
in die schwachen Länder. Schon vor Beginn
der Währungsunion gab es Warnungen vor
einer Transferunion. Der Tübinger Öko-

nom und Euro-Kläger Joachim Starbatty
sprach von einer „Haftungsgemeinschaft“.
Er hielt die  „No-Bail-out“-Klausel (keine
gegenseitige Haftung für Schulden) im
Maastricht-Vertrag für nicht glaubwürdig –
und hat damit recht behalten.

Ökonomen-Appell Anders als von den
Euro-Optimisten in der Politik erwartet,
gab es keine dauerhafte Konvergenz in der
Eurozone. Zunächst gab es zwar einen Pe-
ripherie-Boom, doch heute klafft die Ent-
wicklung drastisch auseinander. Vor dieser
Gefahr hatte schon im Juni 1992, kurz
nach dem Maastricht-Beschluss, eine
Gruppe angesehener Ökonomen in einem
Aufruf gewarnt. „Die EG-Währungsunion
führt zur Zerreißprobe“, lautete die Über-
schrift. Unterzeichnet hatten 60 Wirt-
schaftsprofessoren sowie der frühere Bun-

deswirtschaftsminister Karl Schiller (SPD).
„Eine funktionsfähige Wirtschafts- und
Währungsunion erfordert als Vorbedin-
gung eine dauerhafte – über mehrere Jah-
re hinweg nachgewiesene – Angleichung
der relevanten Wirtschaftsstrukturen“,
mahnten sie. Das sei nicht der Fall.
Kurz vor dem Euro-Start 1998 warnten 155
Wirtschaftsprofessoren in einer Massenpe-
tition: „Der Euro kommt zu früh.“ Sie be-
kannten sich zur europäischen Integrati-
on, forderten aber eine Verschiebung des
Euro, weil die Voraussetzungen fehlten.
Der Euro solle, wenn überhaupt, nur für
Kerneuropa eingeführt werden. Vor allem
die Teilnahme von Italien, das mit 130
Prozent seiner Wirtschaftsleistung ver-
schuldetet war (an Griechenland dachte
damals noch niemand) erschien ihnen ge-
fährlich. Sie monierten, dass einige Länder

nur durch Umgehung der Konvergenzkri-
terien mittels „kreativer Buchführung“ in
die Währungsunion gelangten und eigent-
lich nicht dafür geeignet seien. Doch die
Warnungen der Ökonomen wurden in den
Wind geschlagen. Der Euro war in erster Li-
nie ein politisches Projekt zur vertieften In-
tegration Europas. Einwände aus der Wirt-
schaftswissenschaft erschienen den Euro-
papolitikern bloß lästig. Der Hinweis auf
die Konvergenzkriterien und den Stabili-
tätspakt sollte Bedenken zerstreuen. Aller-
dings waren viele Ökonomen schon früh
überzeugt, dass der Stabilitätspakt keine
wirksame Bremse gegen unsolide Haus-
haltspolitik sein werde. In den Jahren 2003
bis 2005 wurde er – auf Betreiben der
Schwergewichte Frankreich und Deutsch-
land, die über der Defizitgrenze von drei
Prozent lagen, völlig aufgeweicht. Es gab
mehrere Dutzend Defizitverfahren der
Kommission, doch niemals Sanktionen.
Der Pakt war ein „zahnloser Tiger“, laute-
te eine gängige Kritik. 

Bundesbank-Tradition Aber nicht alle Be-
denken deutscher Ökonomen haben sich
bisher als berechtigt erwiesen. Viele be-
fürchteten eine Abkehr der Europäischen
Zentralbank (EZB) vom Stabilitätskurs der
Deutschen Bundesbank – und damit höhe-
re Inflationsraten. Ausweislich der Zahlen
des Statistischen Bundesamts lag die Teue-
rungsrate seit Euro-Einführung aber durch-
schnittlich bei 1,6 Prozent, also unter der
Zielmarke von zwei Prozent. Die EZB führt
in weiten Teilen die Bundesbank-Tradition
fort. Hoch umstritten sind aber die Anleihe-
käufe, mit denen die Zentralbank die Zin-
sen für angeschlagene Euro-Länder drückt.
Die Anleihekäufe bereiten der Bundesbank
Bauchschmerzen, weil sie eine verbotene
Staatsfinanzierung über die Notenpresse se-
hen.
Die Krise macht alte Bruchlinien in Europa
wieder sichtbar. In den überschuldeten
Ländern klagen Bürger und Politiker über
angebliche Spardiktate der EU-Geldgeber.

Antideutsche Affekte leben auf. Pessimis-
ten sehen den Euro zum Spaltpilz für
Europa werden, wie der US-Ökonom und
Präsidentenberater Martin Feldstein früh
gewarnt hat. Seiner Ansicht hat der Euro
die Staatsschuldenkrise verursacht. Sie sei
„die unvermeidliche Folge davon, einer
sehr heterogenen Gruppe von Ländern ei-
ne Einheitswährung aufzuerlegen“,
schreibt der Harvard-Professor in einer ak-
tuellen Analyse. Denn die Währungsunion
habe die Zinsen in der Euro-Peripherie so
stark gesenkt, dass dies geradezu eine Ein-
ladung zu übermäßiger privater und öf-
fentlicher Verschuldung war – bis die Kre-
ditblase platzte.

Problem Griechenland Viele Wirtschafts-
wissenschaftler halten nun die Milliarden-
Rettungspakete für einen teuren Irrweg. Ei-
ne Vergemeinschaftung der Schulden hät-
te „fatale Langfristwirkungen für das ge-
samte Projekt der europäischen
Integration“, haben im vergangenen Jahr
knapp 190 Professoren von der Plattform
„Plenum der Ökonomen“ gewarnt. Einer
der Wortführer der Kritiker ist Ifo-Präsi-
dent Hans-Werner Sinn, der mittlerweile
einen Austritt Griechenlands für das gerin-
gere Übel ansieht. Ordnungspolitisch ori-
entierte Ökonomen fordern eine Insol-
venzordnung für Staaten. Dies wäre ein ge-
eignetes Mittel, um künftige Schulden-
schnitte zu organisieren, sagen sie.
Zugleich wäre sie eine Abschreckung gegen
übermäßige Schuldenpolitik.
Die Politik fürchtet dagegen, dass von
Staatspleiten ein gefährlicher Domino-Ef-
fekt ausgehen könnte. Einen Damm gegen
künftige Krisen soll der neue Fiskalpakt
bilden, der schärfere Regeln gegen Defizit-
und Schuldensünder vorsieht. Bundes-
bank-Präsident Jens Weidmann teilt aber
die Zweifel vieler Ökonomen, ob das Ver-
fahren genügend Biss haben werde. Der
Pakt sei in den Verhandlungen aufgeweicht
worden, kritisiert Weidmann. „Die Vorga-
ben für die nationalen Fiskalregeln lassen

noch erhebliche Spielräume, und auf euro-
päischer Ebene wird nicht kontrolliert, in-
wieweit sie dann auch tatsächlich einge-
halten werden.“ Philip Plickert ❚

Der Autor ist Wirtschaftsredakteur der
„Frankfurter Allgemeinen Zeitung“

Warnungen wurden in den Wind geschlagen
KRISE II Viele Ökonomen hatten Bedenken gegen die Währungsunion, die Politik wollte ihre Ratschläge aber nicht hören. Differenzen über Hilfspakete und Fiskalpakt 

E
s geht um Vertrauen: Seit rund
zwei Jahren kämpfen die Re-
gierungen der Euro-Staaten
darum, das durch die Finanz-
krise in einigen Euro-Staaten
verloren gegangene Vertrauen

der Finanzmärkte in die Stabilität des Euros
wiederherzustellen. Die Abwärtsspirale der
Herabstufungen durch amerikanische Ra-
ting-Agenturen und der sich meist anschlie-
ßenden Erhöhung der Zinsen soll durch-
brochen werden. 

Akzeptanz erhofft Dazu scheint es not-
wendig zu sein, immer mehr Geld zur Ver-
fügung zu stellen und schneller zu handeln.
Deshalb einigten sich die Staats- und Regie-
rungschefs der EU-Länder am 30. Januar auf
einen neuen Vertrag über den „Europäi-
schen Stabilitätsmechanismus (ESM)“. Die-
ser Rettungsschirm war schon lange für den
1. Juli 2013 geplant, wurde aber jetzt um ein
Jahr vorgezogen. Er soll den bisher beste-
henden Rettungsschirm „Europäische Fi-
nanzstabilisierungsfazilität (EFSF)“ erset-
zen. Wie der EFSF soll auch der ESM ein Kre-
ditvolumen von 500 Milli-
arden Euro haben. Um dies
zu erreichen, soll der ESM
mit rund 700 Milliarden
Euro Kapital ausgestattet
werden. Davon sollen 80
Milliarden Euro auf Barein-
lagen entfallen, 620 Milliar-
den auf Garantien der Euro-
Staaten. Für die Bareinlagen
beträgt der deutsche Anteil
22 Milliarden Euro, für die
Garantien rund 168 Milliar-
den Euro. Die deutschen
Garantien für den EFSF betragen 211 Milli-
arden Euro. 
Da der ESM nicht nur aus Bürgschaften son-
dern auch aus Bareinlagen besteht, hoffen
die Regierungen auf eine bessere Akzeptanz
durch die Finanzmärkte. „Bargeld beein-
druckt die Finanzmärkte mehr als Bürg-
schaften“, sagte Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble (CDU). Bisher ist ge-
plant, die Bareinlagen in gleich großen Jah-
restranchen von je 16 Milliarden Euro von
2013 an in den ESM einzuzahlen. Auf
Deutschland werden demnach fünf
Tranchen zu je 4,3 Milliarden Euro zukom-
men. Der Zahlungsbeginn soll auf dieses
Jahr vorgezogen werden. Es könnte auch
sein, dass Deutschland 2012 statt einer
Tranche zwei Raten zu je 4,3 Milliarden
Euro einzahlen muss. 
Die Regierung kündigte im  Haushaltsaus-
schuss des Bundestages an, dass dazu vo-
raussichtlich im März ein Nachtragshaus-
halt vorgelegt werden soll. Daneben will die
Regierung dem Bundestag  einen Gesetzent-

wurf zur Umsetzung des ESM-Vertrages, zur
Ratifizierung und zur Finanzierung vorle-
gen. Verabschiedet werden soll das Geset-
zespaket bis zu Sommerpause, da dann der
ESM in Kraft treten soll.

Hilfe mit Bedingungen Hilfszahlungen
aus dem ESM werden künftig zudem daran
gebunden sein, dass das Euro-Land auch
den von den Staats- und Regierungschefs
Ende Januar beschlossenen Europäischen
Fiskalpakt („Vertrag über Stabilität, Koordi-
nierung und Steuerung in der Wirtschafts-
und Währungsunion“) für eine strikte
Haushaltsdisziplin unterschrieben hat. Da-
nach darf das strukturelle Defizit zukünftig
die Grenze von 0,5 Prozent des Bruttoin-
landsprodukts (BIP) nicht überschreiten.
Nach bisher geltendem EU-Recht sind dies
1,0 Prozent. Zudem sollen die Unterzeich-
ner nach dem Vorbild Deutschlands eine
verpflichtende Schuldenbremse im natio-
nalen Recht verankern. Sparen wird somit
für alle zur Pflicht.  Im Falle eines Verstoßes
gegen die Regeln sollen automatisch Straf-
verfahren ausgelöst werden, die nur durch

ausdrückliches Mehrheits-
votum der Unterzeichner-
staaten gestoppt werden
können. Wenn ein Land die
Schuldenbremse nicht in
nationales Recht umsetzt,
droht eine Klage vor dem
Europäischen Gerichtshof
und die Zahlung einer Geld-
buße von bis 0,1 Prozent
des BIP an den ESM. Klagen
dürfen lediglich die Landes-
regierungen nach Prüfung
durch die EU-Kommission. 

Sobald sowohl der ESM als auch der Fiskal-
pakt in Kraft sind, sollen nur noch Euro-
Länder Hilfszahlungen aus dem ESM erhal-
ten, die auch den Fiskalpakt unterschrieben
haben und befolgen. An diesem Fiskalpakt
wollen sich die 17 Euro-Staaten und zudem
acht Nicht-Euro-Länder der EU beteiligen.
Der Pakt soll am 1. März unterzeichnet wer-
den, für die Ratifizierung haben die Staaten
dann ein Jahr Zeit. Der Bundestag muss
auch dieser Ratifizierung zustimmen. 
Unterschiedlich bewerten die Bundestags-
fraktionen die Vorhaben zur Stabilisierung
des Euros. Für den Vorsitzenden der Uni-
onsfraktion, Volker Kauder (CDU), zeigen
die Gipfelbeschlüsse, dass Europa bereit ist,
die Ursachen der Krise konsequent anzupa-
cken. Dazu zählt Kauder die schärferen Re-
geln für ein Defizit-Verfahren mit einem Au-
tomatismus für die Einleitung und die
Schuldenbremse, die überall eingeführt
werden soll. Damit habe Europa gezeigt,
dass die bisherige Schuldenpolitik nicht
fortgeführt werden soll. 

Für den europapolitischen Sprecher der
FDP-Bundestagsfraktion, Joachim Spatz, ist
die Übernahme der Schuldenbremse nach
deutschem Vorbild durch die anderen Euro-
Staaten ein entscheidender Pfeiler zur Sta-
bilisierung der Gemeinschaftswährung.
Dies sei ein wichtiges Signal auf dem Weg
hin zu einer soliden Haushaltsführung in
den EU-Mitgliedstaaten. Demgegenüber
waren für den stellvertretenden Vorsitzen-
den der SPD-Fraktion, Axel Schäfer, und
den europapolitischen Sprecher der Frakti-
on, Michael Roth, die Beschlüsse des infor-
mellen EU-Gipfels „einmal mehr“ eine Ent-
täuschung. Der Fiskalpakt leiste keinen „sig-
nifikanten Beitrag“ zur Lösung der drängen-

den Probleme in der Eurozone. Ein Ausweg
aus der Schuldenkrise sei nicht denkbar oh-
ne eine Abkehr von der einseitigen Fixie-
rung auf die Konsolidierung öffentlicher
Haushalte. Sparen allein reiche nicht aus. 

Soziale Unruhen prognostiziert Für die
wirtschaftspolitische Sprecherin der Frakti-
on Die Linke, Sahra Wagenknecht, spaltet
der Fiskalvertrag Europa. Er verschärfe die
Krise und werde „bittere Armut und soziale
Unruhen“ nach sich ziehen. Um den „un-
sinnigen Fiskalvertrag“ zu erfüllen, würden
allein die Staaten der Euro-Zone in den
kommenden fünf Jahre etwa 1,5 Billionen
Euro einsparen müssen. Drastische Kürzun-

gen im Bildungs- und Gesundheitswesen,
die Absenkung von Löhnen, Renten und So-
zialleistungen, die Vernichtung von Arbeits-
plätzen im öffentlichen Dienst sowie mas-
senhafte Privatisierung seien damit vorpro-
grammiert. Der Fraktionsvorsitzende von
Bündnis 90/Die Grünen, Jürgen Trittin, be-
tonte, dass mehr Haushaltsdisziplin in der
EU dringend erforderlich sei. Der Fiskalpakt
sei jedoch im Zuge der Verhandlungen wie-
derholt abgeschwächt und ausgehöhlt wor-
den, so dass er inzwischen weitestgehend
„zahnlos“ sei. Nach Schaffung der Euro-Ret-
tungsschirme (EFSF, ESM) trage auch der
Fiskalpakt dazu bei, dass die weitere Ent-
wicklung der EU außerhalb der Europäi-

schen Union und außerhalb der Europäi-
schen Institutionen stattfinde. Trittin wies
darauf hin, dass seine Fraktion derzeit beim
Bundesverfassungsgericht prüfen lasse, ob
auch Anbauten (Verträge zwischen den EU-
Staaten) an die EU-Verträge unter Artikel 23
Grundgesetz fallen. Das Urteil werde für En-
de Februar erwartet und kann somit noch
Relevanz für das Gesetzgebungsverfahren
haben. Demgegenüber begrüßte Bundes-
tagspräsident Norbert Lammert (CDU) die
Beteiligung des Bundestages: Die Abgeord-
neten hätten den Fiskalpakt mitgestaltet,
seine Entstehung im Vorfeld überwacht,
kommentiert und rechtzeitig Verändeungs-
wünsche angemeldet. Michael Klein ❚

Sparen für den Euro
KRISE I  Ein neuer Rettungsschirm und größere Haushaltsdisziplin sollen das Vertrauen der Märkte wiederherstellen

Die Rettungsschirme stehen bereit: Mit dem permanenten Hilfsfonds ESM soll Euro-Krisenländern schon bald geholfen werden.

»Bargeld 
beeindruckt 

die
Finanzmärkte

mehr als
Bürgschaften.«
Wolfgang Schäuble (CDU)
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Die Teilnahme des hochverschuldeten Italien an der europäischen Währungsunion
erschien vielen Experten von Beginn an gefährlich.
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Die Europäische Union ist ein komplexes
Gebilde. Manche Politikbereiche sind ver-
gemeinschaftet, ihre Kontrolle ist also auf
die europäische Ebene verlagert. Andere Be-
reiche sind zwischenstaatlich geregelt, wer-
den also in erster Linie zwischen den Regie-
rungen der EU-Staaten ausgehandelt.
Zu den vergemeinschafteten Bereichen ge-
hört zum Beispiel die europäische Agrarpo-
litik oder die Justizpolitik. In diesen Berei-
chen hat die EU-Kommission, die zur Zeit
vom portugiesischen Konservativen José
Manuel Barroso geleitet wird, die Rolle ei-
ner „europäischen Regierung“ inne. Sie al-
lein kann Vorschläge für Gesetze unterbrei-
ten. Ihren Vorschlägen muss in den meisten
Fällen das EU-Parlament zustimmen, des-
sen 752 Abgeordnete alle fünf Jahre in den
Mitgliedsstaaten direkt von den Bürgern ge-
wählt werden.

Gemeinsamer Gesetzentwurf Vorsitzen-
der des EU-Parlamentes ist momentan der
deutsche Sozialdemokrat Martin Schulz.
Den Gesetzen muss auch der EU-Minister-
rat zustimmen, wo sich die Fachminister
aus den Mitgliedsstaaten –  beispielsweise
die Agrarminister oder die Justizminister –
versammeln. Wenn sich EU-Parlament und
EU-Ministerrat nicht auf einen gemeinsa-
men Gesetzentwurf einigen können, wird
ein Vermittlungsausschuss angerufen, der
versucht, eine Einigung herbeizuführen.
Der Mitspracherechte des europäischen Par-
laments wurden seit dem Beginn der euro-

päischen Integration immer weiter ausge-
dehnt. Seit dem Lissabon-Vertrag, der 2010
in Kraft trat, kann es indirekt – über die
Kommission – sogar Gesetze initiieren.
Doch es darf nicht überall mitreden. So liegt

die EU-Außenpolitik weiterhin überwie-
gend in der Hand der nationalen Außenmi-
nister und der EU-Außenbeauftragten Ca-
therine Ashton. Allerdings kann das Parla-
ment Verträge mit Drittstaaten zurückwei-

sen. Seit dem Lissabon-Vertrag haben auch
die nationalen Parlamente in den Mitglieds-
staaten mehr Mitspracherechte.
Wenn die Hälfte der Parlamente in den 27
EU-Mitgliedsstaaten findet, dass die EU-

Kommission ihre Kom-
petenzen überschreitet,
können EU-Ministerrat
und EU-Parlament
denVorschlag in einem
vereinfachten Verfah-
ren zurückweisen. Bis-
lang ist das allerdings
noch nicht vorgekom-
men. Doch es gibt auch
Politikbereiche, bei de-
nen EU-Kommission
und -Parlament gar kei-
ne Mitspracherechte
haben. Dazu gehört
zum Beispiel die Wäh-
rungspolitik, die seit
Beginn der Eurokrise
eine überwältigende
Rolle spielt. Dieser Be-
reich ist zwischenstaat-
lich geregelt; deshalb
konnten die europäi-
schen Staats- und Re-
gierungschefs den stän-
digen Euro-Rettungs-
schirm auch ohne Zu-
stimmung des
Europa-Parlaments be-
schließen. Kata Kottra ❚

Ein kompliziertes Räderwerk
GESETZGEBUNG In der Europäischen Union gibt es unterschiedliche Kompetenzen und Kontrollmechanismen

I
n diesen Tagen, pünktlich zum 20-
jährigen Jubiläum des Vertrags von
Maastricht, macht sich der frühere
EU-Kommiss ionsvors i t zende
Jacques Delors Gedanken zur Euro-
päischen Union, die sich nach sei-

nem Empfinden in die falsche Richtung ent-
wickelt. „Man spricht nicht mehr über die
Kommission oder den Rat, man spricht über
zwei Länder, Deutschland und Frankreich,
als ob sie Europa regierten“, sagt der Fran-
zose, der von 1985 bis 1994 die EU-Kom-
mission leitete. „Das kann so nicht weiter
gehen“, sagt Delors und malt eine düstere
Zukunft auf. „Entweder verfolgt man die
Gemeinschaftsmethode, nach der jeder
gleich ist, oder Europa taumelt von einem
internen Konflikt zum nächsten.“
Das Europa von heute ist nicht mehr der Zu-
sammenschluss, den Delors in seiner Zeit
als Kommissionspräsident kannte. Damals
war die Gemeinschaftsmethode Standard.
Erst identifizierte die EU-Kommission in
Brüssel das Wohl der gesamten Gemein-
schaft und erarbeitete entsprechende Geset-
zesvorschläge. Bei allen großen Entschei-
dungen der vergangenen Jahre, etwa zur
Euro-Rettung, kam dagegen der entschei-
dende Impuls aus den Mitgliedsstaaten, al-
len voran aus Deutschland. 

Turbulente Zeit Das lag nicht nur daran,
dass der Vertrag von Lissabon, der 2009 in
Kraft trat, die Staats- und Regierungschefs
formal gestärkt hat und den Europäischen
Rat zu einer eigenen Institution erklärt hat.
Vor allem seit dem Beginn der Finanzkrise
hat die Kommission den EU-Mitgliedsstaa-
ten das Feld überlassen. In der turbulenten
Zeit, die 2008 mit der Pleite der US-Invest-
mentbank Lehman Brothers begann und
seitdem nahtlos in die andauernde Schul-
denkrise der Eurozone überging, schien die
kurzfristige Abstimmung zwischen den na-
tionalen Hauptstädten oftmals der einzige
Weg, überhaupt einen gemeinsamen Nen-
ner zu finden. EU-Ratspräsident Herman
Van Rompuy brachte es vor anderthalb Jah-
ren auf den Punkt: „Oft geht es nicht um die
Wahl zwischen Gemeinschaftsmethode und
zwischenstaatlichem Vorgehen, sondern
um die Wahl zwischen einem koordinierten
europäischen Standpunkt und dem Nichts.“
Der Vertrag von Lissabon und die Krise be-
schleunigten allerdings eine Tendenz, die
zuvor schon spürbar war: Der Einfluss der
EU-Kommission schrumpft bereits seit zwei
Jahrzehnten, wenn auch schleichend.
Gründe für den Machtverlust gibt es gleich
mehrere. Einer liegt in den handelnden Per-
sonen: Keiner von Delors Nachfolgern
brachte dasselbe politische Geschick mit,
keiner sein  Machtbewusstsein. Jacques San-
ter und  Romano Prodi stellten sich bei ent-
scheidenden Fragen den Staats- und Regie-
rungschefs genauso wenig entgegen, wie es
der amtierende Kommissionspräsident José
Manuel Barroso tut. Die Hoffnung mancher
Beobachter, Barroso werde in seiner zweiten
Amtszeit unabhängiger von den Staats- und
Regierungschefs agieren, weil er nicht mehr
auf ihr Wohlwollen für eine Wiederwahl an-
gewiesen ist, hat sich bisher nicht bestätigt. 

Alarmistischer Brief Barroso fiel seit Aus-
bruch der Finanzkrise und in der darauf fol-
genden Schuldenkrise mit wenig konkreten
Vorschlägen auf. Als er sich vergangenen Au-
gust mitten zur Urlaubszeit in einem alar-
mistischen Brief zu Wort meldete und an-
deutete, die kurz zuvor getroffenen Be-
schlüsse zum Euro könnten nicht ausrei-
chen, schickte er die Börsen und den Euro
auf Talfahrt. In vielen europäischen Haupt-
städten wurde seine Intervention als Wich-
tigtuerei mit schwerwiegenden Folgen emp-
funden. Allerdings würde sich heute selbst

ein Politiker eines Kalibers Delors´ schwer
tun an der Spitze der EU-Kommission.
Mit mittlerweile 27 Mitgliedsstaaten ist die
Union heterogener geworden, das gemein-
same Interesse diffuser. Allein die wöchent-
liche Sitzung der Kommissare ist eine klei-
ne Herausforderung: 27 sitzen am Tisch. Zu
Delors Zeiten kamen mittwochs 17 Kom-
missare zusammen. Außerdem ist die Kom-
mission mit ihren Gesetzesvorschlägen in
immer mehr Bereiche vorgedrungen, auch
in jene, die  Mitgliedsstaaten als ihre urei-
genste Kompetenz ansehen. Deshalb sind
Konflikte absehbar. Da in vielen Mitglieds-
staaten Politiker die Kommission für unbe-
queme Vorgaben aus Brüssel verantwortlich
machen, gehört die Kommission nicht zu
den populären Einrichtungen Europas. Nur
noch 36 Prozent der EU-Bürger vertrauen
ihr, ergab eine Umfrage des Eurobarometer

vom Herbst 2011. Im Jahr 2004, zu Beginn
der ersten Amtszeit Barrosos, lag der Anteil
immerhin noch bei 52 Prozent. Die schwa-
che Reaktion der Kommission auf die Fi-
nanzkrise dürften bei dem Image-Verlust ei-
ne entscheidende Rolle gespielt haben.
Wenn die EU-Mitgliedsstaaten in der Euro-
Krise so sehr zur treibenden Kraft geworden
sind, dann liegt das auch an deren Finanz-
kraft: Nur die Staaten verfügen über die Mit-
tel, um die Eurokrise zu entschärfen. Als
2010 zunächst ein Hilfsprogramm für Grie-
chenland gezimmert wurde und anschlie-
ßend der vorübergehende Rettungsschirm
EFSF, dann spielten Kommissionsmittel ei-
ne verschwindende Rolle. Für einen Groß-
teil der Milliarden-Beträge bürgten die Mit-
gliedsstaaten, allen voran Deutschland. Der
EFSF ist keine Gemeinschaftsinstitution,
sein Nachfolger, der permanente Rettungs-

schirm ESM, genauso wenig. „Eine Lösung
ist ja nicht automatisch und allein dadurch
besser, dass sie durch EU-Organe herbeige-
führt oder ausgeführt wird“, sagte Bundes-
kanzlerin Angela Merkel bei einer viel be-
achteten Rede im Herbst 2010 in Brügge.
Dieser Grundsatz durchzieht ihr Handeln.
Ende 2011 schwor sie die Gemeinschaft auf
den Fiskalpakt ein, der wegen des britischen
Widerstands nicht als europäischer Vertrag
abgeschlossen werden kann, sondern ein
völkerrechtlicher Vertrag wird. Die EU-Kom-
mission bleibt deshalb außen vor – was die
Institution sehr wurmt. 
Wenn sich der Einfluss zugunsten der  Mit-
gliedsstaaten verschoben hat, bedeutet das
allerdings nicht, dass alle einflussreicher
sind. Die Großen, aber allen voran Deutsch-
land, haben an Macht gewonnen, gefolgt
mit einigem Abstand von Frankreich, das

durch seine wirtschaftliche Schwäche und
dem Verlust des Topratings AAA eindeutig
zum deutschen Juniorpartner abgestiegen
ist. Italiens Ministerpräsident Mario Monti
hat bereits deutlich gemacht, dass sein Land
ganz vorne mitspielen will, aber auch des-
sen Wirtschaft ist angeschlagen. Großbri-
tannien hat sich selbst ins Abseits gestellt,
seit es den Fiskalpakt ablehnt. 
Viele kleinere, aber auch mittelgroße Mit-
gliedsstaaten sehen die neue Stärke der Gro-
ßen mit Misstrauen. Die Kommission, die
sich traditionell als Anwalt aller Länder ver-
standen hat, ist zu schwach, um den kleinen
zu Hilfe zu kommen. 

Gewinner Im Gegensatz zur EU-Kommissi-
on gehört das Europäischen Parlament (EP)
allerdings zu den Gewinnern des Vertrags
von Lissabon. 40 Politikbereiche fallen zu-
sätzlich in die Kompetenz des EP. Statt zuvor
bei 75 Prozent aller Gesetzesinitiativen dür-
fen die Abgeordneten über 95 Prozent aller
neuen Gesetze mitentscheiden. Das Mitent-
scheidungsverfahren hat schon in der Ver-
gangenheit das EP erheblich gestärkt, ergab
eine Studie des Pariser „Think Tanks Notre
Europe“. Die EU-Kommission habe schon
vorab viel stärker berücksichtigt, welche Po-
sition EP und Mitgliedsstaaten einnähmen
und eigene Ideen, die von beiden abgelehnt
würden, gar nicht erst vorgeschlagen. Über
die Jahre sei der Anteil an innovativer Ge-
setzgebung stark zurückgegangen, ergab die
Studie. Manche Beobachter begrüßen die
Stärkung des EP gegenüber der Kommission,
weil dadurch mehr Macht auf eine demokra-
tisch legitimierte Instanz übergeht.
Der Vertrag von Lissabon sieht auch vor,
dass der Kommissionspräsident von einer
Mehrheit der Europaabgeordneten bestätigt
werden muss, nachdem ihn die Staats- und
Regierungschefs bestimmt haben. Die Parla-
mentarier rangen Barroso im Gegenzug für
ihre Zustimmung ein Zugeständnis ab, das
de facto auf ein Initiativrecht hinausläuft.
Auch das ist eine wichtige Neuerung. 
Anderswo im neuen Machgefüge gibt es sub-
tilere Veränderungen. Die Europäische Zen-
tralbank (EZB)  ist bemüht, ihre Unabhän-
gigkeit von der Politik zu wahren, und der
neue EZB-Präsident Mario Draghi stellt seit
Amtsantritt zur Schau, dass er sich keine Vor-
gaben aus Brüssel oder den nationalen
Hauptstädten machen lässt. Wenn es hart
auf hart kommen sollte, hat die EZB aller-
dings immer ein starkes Interesse, den Euro
zu stützen, um das eigene Überleben zu si-
chern. In Notenbankkreisen heißt es, unter
bestimmten Umständen sei es deshalb
durchaus vorstellbar, dass die EZB nicht völ-
lig losgelöst von der Politik agieren wird. 
Institutionen wie die Europäische Bank für
Investitionen (EIB) oder der Rechnungshof
sind von den Machverschiebungen kaum
betroffen. Auch für den Europäischen Ge-
richtshof, ebenfalls in Luxemburg ansässig,
ändert sich wenig. Bundeskanzlerin Merkel
hatte eine stärkere Rolle für die Richter bei
der Defizitkontrolle angedacht. Doch die
Möglichkeiten der Richter, bei Haushalts-
schlendrian einzuschreiten, bleiben im Fis-
kalpakt gering. Der Europäische Gerichts-
hof kann nur aktiv werden, wenn ein Mit-
gliedsstaat die Schuldenbremse nicht kor-
rekt umsetzt, und dann auch nur, wenn ein
anderes Land deswegen klagt. 
Trotz aller Veränderungen ist sich der frühe-
re EU-Kommissionsvorsitzende Delors si-
cher, dass die EU ihren Vorbildcharakter be-
halten kann. „Wenn unser Modell der Abga-
be von Souveränität erfolgreich ist, dann
kann das für die ganze Welt eine Inspirati-
on sein.“ Silke Wettach, Brüssel ❚

Die Autorin ist Korrespondentin 
der „Wirtschaftswoche“

Neu sortiert
EU Der Vertrag von Lissabon hat die Machtbalance verändert.
Die Euro-Krise gibt vor allem Deutschland mehr Gewicht

7. Februar 1992 Im niederländischen
Maastricht unterzeichnet der Europäische
Rat den Vertrag über die Europäische Union
(EUV), bekannt als „Maastrichter Verträ-
ge“. Er gilt als größter Schritt der europäi-
schen Integration seit der Gründung der Eu-
ropäischen Gemeinschaften (EG). In dem
Vertrag werden die Gründung einer Wirt-
schafts- und Währungsunion beschlossen
sowie eine engere Abstimmng in der Außen-
und Sicherheitspolitik sowie im Bereich Inne-
res und Justiz vereinbart. Zugleich wird die
Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG)
in Europäische Gemeinschaft (EG) umbe-
nannt. Fortan fällt nicht nut die Wirtschafts-
politik, sonderen auch beispielsweise die
Umweltpolitik in ihre Zuständigkeit.

18. Juni 1997 Der Europäische Rat be-
schließt den „Vertrag von Amsterdam“.
der den Vertrag über die Europäische Union
und der Verträge zur Gründung der Europäi-
schen Gemeinschaften erweitert. Der Vertrag
weitet die Befugnisse des Europäischen Par-
laments erheblich aus, indem er seine Rech-
te im Mitentscheidungsverfahren stärkt.

1. Dezember 2000 Die Staats- und Regie-
rungschefs der EU unterzeichnen an der Co-
te D’Azure den „Vertrag von Nizza“, ei-
nen Vertrag zur Änderung des Vertrags über
die Europäische Union und der Verträge zur
Gründung der Europäischen Gemeinschaf-

ten. Wichtigste Neuerung ist die Einführung
von Beschlüssen mit qualifizierter Mehrheit,
in vielen Bereichen. Zuvor mussten Beschlüs-
se einstimmig gefällt werden.

1. Januar 2002 Der Euro wird als Bargeld
eingeführt. Bereits drei Jahre zuvor wurde er
als sogenanntes Buchgeld etabliert. Seither
ist er die Gemeinschaftswährung der Euro-
päischen Wirtschafts- und Währungsunion.
Der Euro ist derzeit in 17 EU-Mitgliedsstaa-
ten offizielles Zahlungsmittel.

13. Dezember 2007 Unter portugiesischer
Ratspräsidentschaft unterzeichnen die EU-
Regierungschefs den „Vertrag von Lissa-
bon“. Zu den Neuerungen zählen vor allem
die rechtliche Fusion von Europäischer Uni-
on und Europäischer Gemeinschaft, die Aus-
weitung des Mitentscheidungsverfahrens
auf die polizeiliche und justizielle Zusam-
menarbeit in Strafsachen, die stärkere Betei-
ligung der nationalen Parlamente bei der
Rechtsetzung der EU und die erstmalige Re-
gelung eines EU-Austritts.

9. Dezember 2011 Zur Lösung der Schul-
denkrise beschliessen 26 EU-Mitglieder ei-
nen Stabilitätspakt (Fiskalunion) . Dieser
sieht unter anderem eine Schuldenbremse in
den einzelnen Ländern vor. Anfang März
wollen 25 Staaten den Pakt unterschreiben.
Der Vertrag soll zwischenstaatlich sein, aber
spätestens in fünf Jahren in die EU-Verträge
übergehen. ver ❚

Jacques Delors (r.), Ex-Kommissionspräsident, machte seinem Herzen Luft. Links der aktuelle Präsident Jose Manuel Barroso

Chronik der EU
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DEUTSCHER BUNDESTAG · Verwaltung · Personalreferat ZV 1
Platz der Republik 1 · 11011 Berlin

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages ist eine oberste Bundesbehörde, die dem Verfas-
sungsorgan Deutscher Bundestag bei der Erfüllung seiner umfassenden gesetzgeberischen und
kontrollierenden Aufgaben inhaltlich und organisatorisch zuarbeitet.

Wir stellen zum 1. August 2012

zwei Redaktionsvolontärinnen/Redaktionsvolontäre
ein. Die Volontariate dauern jeweils zwei Jahre und werden auf der Grundlage des Ta-
rifvertrages über das Redaktionsvolontariat an Tageszeitungen des Bundesverbandes
Deutscher Zeitungsverleger e. V. absolviert. Bei den Volontariaten handelt es sich um

(1) ein Volontariat mit dem Schwerpunkt Printmedien/Agenturjournalismus und

(2) ein Volontariat mit dem Schwerpunkt Onlinemedien/Web-TV.

Das Printvolontariat (1) wird schwerpunktmäßig in der Redaktion der Wochenzeitung „Das
Parlament“ sowie des Informationsdienstes „heute im bundestag“ im Referat Parlamentskorre-
spondenz (PuK 2) angeboten, das Onlinevolontariat (2) in der Redaktion des Referates Online-
dienste/Parlamentsfernsehen (PuK 4). Im Rahmen einer crossmedialen Ausbildung werden Dar-
stellungsformen und Tätigkeiten im Zeitungs-, Nachrichten- und Onlinejournalismus vermittelt.

Anforderungsprofil
• abgeschlossenes wissenschaftliches Hochschulstudium (Master, Magister oder vergleich-

barer Abschluss) der Fachrichtungen Geistes-, Sozial-, Wirtschaftswissenschaften, Journalis-
tik, Publizistik oder Volljuristin/Volljurist

• nachgewiesene mehrjährige journalistische Erfahrungen (Praktika, freie Mitarbeit)
• ausgeprägte Fähigkeit, schnell, präzise und stilsicher zu formulieren
• gründliche Kenntnisse im politischen System der Bundesrepublik Deutschland und im Parla-

mentarismus
• gute Kenntnisse in mindestens einer Fremdsprache
• Flexibilität, Sensibilität für politische Zusammenhänge und Kontaktfreudigkeit wün-

schenswert

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages gewährleistet die berufliche Gleichstellung von
Frauen und Männern und sieht sich der Gleichstellung von schwerbehinderten und nicht
schwerbehinderten Beschäftigten in besonderer Weise verpflichtet. Bei gleicher Eignung
werden Bewerbungen schwerbehinderter Menschen bevorzugt berücksichtigt. Die Verwal-
tung des Deutschen Bundestages versteht sich als familienfreundlicher Arbeitgeber und be-
grüßt daher die Bewerbungen von Menschen mit Kindern.

Die Verwaltung des Deutschen Bundestages unterstützt die Ziele des Nationalen Integrations-
plans und ist auch an Bewerberinnen und Bewerbern mit Migrationshintergrund interessiert.
Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen (Anschreiben, tabellarischer Lebenslauf, Zeug-
nisse sowie mindestens drei, maximal fünf veröffentlichte journalistische Beiträge) senden
Sie bitte mit dem Stichwort „Print“ oder „Online“ bis zum 16. März 2012 (Datum des
Poststempels) an
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Ringen um
mehr
Rechte   
EU-PARLAMENT Die Vielvölkerkammer 
ist ein wichtiger Entscheidungsträger 
in der Gemeinschaft. Dennoch stehen 
die Straßburger Volksvertreter 
im Schatten von Kommission 
und Rat der Europäischen Union

Blick in den Plenarsaal des Europaparlaments in Straßburg. Die elsässische Metropole ist Sitz der Volksvertretung der EU, wenngleich die Ausschüsse und bisweilen auch das Plenum in Brüssel tagen.

M
ontag, 30. Januar. Ein
Generalstreik legt
Brüssel lahm. Die Zü-
ge stehen, die Flieger
bleiben am Boden.
Nichts geht mehr. Fast

nichts. Denn im Ratsgebäude herrscht
Hochbetrieb. Am Nachmittag versammeln
sich hier die Staats- und Regierungschefs der
EU. Sie wollen einen Sparpakt auf den Weg
bringen, der mehr Haushaltsdisziplin in
Europa verspricht. Für einen der Beteiligten
ist es eine Premiere: Martin Schulz, der neue
Präsident des Europaparlaments, sitzt zum
ersten Mal mit am Tisch. Am Katzentisch.
Für nicht einmal eine Stunde ist der Chef
von Europas Vielvölkerkammer geduldet.
Zum Meinungsaustausch. Wenn die EU-
Oberen in die Fachdiskussion einsteigen,
muss Schulz wie alle seine Vorgänger den
Saal verlassen – zum Ärger seines Hauses.
530 Abgeordnete drängen neuerdings da-
rauf, dass ihr Präsident bei den Gipfeln da-
bei ist. Und der will alles daran setzen, dass
sein Haus im Institutionengefüge der EU
machtpolitisch nicht die letzte Geige spielt.
„Noch nie in der modernen Geschichte hat
ein Parlament seine Rechte geschenkt be-
kommen. Die hat es sich immer erstreiten
müssen“, weiß Schulz. 
Seit am 16. Juli 1979 das erste direkt ge-
wählte EU-Parlament zusammentrat, muss-
ten sich die Abgeordneten ihre Mitsprache
erkämpfen, war doch der Rat als Versamm-

lungsort der Regierungen zentraler Ort der
Entscheidungen. Mit jeder Vertragsreform
gelang es, den Einfluss auszubauen. Seit
1993 stimmt das Parlament in wirtschafts-
politischen Fragen gleichberechtigt ab mit
den Ministern aus den Hauptstädten. Seit
Inkrafttreten des Lissabon-Vertrags im De-
zember 2009 redet es auch in Sachen Land-
wirtschaft, Fischerei, Energie, Gesundheit,
Verbraucherschutz und Strukturpolitik auf
Augenhöhe mit den Mitgliedsstaaten.

20 Ausschüsse Die 754 Abgeordneten se-
hen ihre vornehmste Aufgabe in der um-
fangreichen wie bunt gefächerten Gesetzge-
bung. Einige als Vorsitzende der 20 ständi-
gen Ausschüsse und der zwei Unteraus-
schüsse, in denen die politische Arbeit
stattfindet. Einige als Berichterstatter, das
heißt verantwortliche Begleiter wichtiger
Gesetzgebungsvorhaben. Die Themen  rei-
chen etwa im Verkehrsausschuss vom Aus-
bau grenzüberschreitender Verkehrsnetze,
der Sicherheit auf Europas Straßen bis hin
zu mehr Rechten für Reisende. Im Energie-
ausschuss zerbrechen sich die Mitglieder die
Köpfe über den sparsameren Umgang mit
Öl, Gas, Kohle und Strom sowie die Zuver-
lässigkeit unserer Energieimporte. Und in
dem vom CDU-Abgeordneten Heiner Leh-
ne geführten Rechtsauschuss arbeitet man
mit Hochdruck am EU-Patent. 
Nicht immer geht es dabei so hoch her wie
bei der Dienstleistungsrichtline, die zu den

kontroversesten Dossiers des Hauses gehör-
te. Arbeitnehmer wie Handwerker, die um
Löhne und Einkommen fürchteten, trieb
vor Jahren der Zorn zu Tausenden auf die
Straße. Der Sozialdemokratin Evelyne Geb-
hardt, als Berichterstatterin zuständig für
das „heiße Eisen“, gelang es dennoch, die
Richtlinie durchs Parlament zu lotsen.
Noch steht die Umsetzung in einigen Mit-
gliedsstaaten aus, was die Staats- und Regie-
rungschefs, die in der Schuldenkrise auf
mehr Wachstum durch Öffnung des Bin-
nenmarkts pochen, jüngst erneut beklagten. 

Vergleichsweise ruhig gelang es dem Wirt-
schafts- und Währungsausschuss dagegen,
als Reaktion auf die Finanzkrise drei neue
Aufsichtsbehörden zu schaffen. Die neh-
men inzwischen den Bankensektor, den
Wertpapier- und Versicherungsmarkt sowie
die Anbieter betrieblicher Altersvorsorge ins
Visier. Ein europäischer Ausschuss für Sys-
temrisiken wacht derweil über die Entwick-
lung der EU-Volkswirtschaften.

Wichtiges Kontrollorgan Spannend wird
es im weitläufigen Gebäudeensemble in
Brüssel immer dann, wenn das Haus als
Kontrollorgan wirkt. Wenn etwa EZB-Chef
Mario Draghi zum Jahresrapport anreist.
Als der Italiener sich anschickte, Jean-Clau-
de Trichet auf dem Chefsessel der Europäi-
schen Zentralbank abzulösen, legte er dem
Haus ausführlich dar, wie er seine neue Auf-
gabe auszufüllen gedenkt. Erst der Segen
der Volkskammer öffnete dem Ökonomen
den Weg nach Frankfurt. Selbstverständlich
stellte sich auch Jörg Asmussen den Fragen
der Deputierten, bevor er Anfang Januar Jür-
gen Stark im EZB-Direktorium ablöste. 
Hochspannung herrscht, wenn eine neue
Kommission ansteht, denn die kann ihre
Arbeit erst beginnen, wenn das Parlament
ihr das Vertrauen ausgesprochen hat. So-
wohl der künftige Kommissionspräsident
als auch seine Kommissare in spe müssen
sich „grillen“ lassen. Das klingt hart und ist
es auch. Drei Stunden müssen die Kandida-

ten dann den Abgeordneten beweisen, dass
sie viel von Europa und noch mehr von ih-
rem zukünftigen Sachgebiet verstehen.
Schon manch einer ist „durchgefallen“ und
musste alle europäischen Ambitionen fal-
len lassen. 1999 warf das Hohe Haus gleich
eine ganze Kommission aus dem Amt. Der
Luxemburger Kommissionschef Jacques
Santer stürzte zusammen mit seinen Kom-
missaren über eine ganze Serie von Korrup-
tionsskandalen. 
Auch José Manuel Barroso bekam die Ab-
hängigkeit von der Volkskammer deutlich
zu spüren: Bevor die Abgeordneten ihn und
seine neue Kommission im Jahr 2010 billig-
ten, musste der Portugiese eine „interinsti-
tutionelle Vereinbarung“ akzeptieren, die es
in sich hat. Geschickt hatten damals die
Fraktionen den Spielraum des Lissabon-
Vertrags ausgenutzt, um künftig Gesetzge-
bung in Gang setzen zu können. Zwar be-
lässt dieser Vertrag das Monopol für Geset-
zesinitiativen bei der Kommission, aber das
Parlament kann eine „Aufforderung für ei-
ne Gesetzesinitiative“ beschließen, auf wel-
che die Kommission innerhalb von drei
Monaten reagieren muss.
1,69 Milliarden Euro ließ sich das Parla-
ment mit seinen rund 6.000 Mitarbeitern
im vergangenen Jahr seinen Betrieb kosten.
200 Millionen Euro kostet allein der „Wan-
derzirkus“ zwischen Brüssel und Straßburg.
Einmal im Monat zieht der Parlamentstross
in die Hauptstadt des Elsass. „Wir haben ei-

ne klare Rechtsgrundlage“, erklärt Präsident
Schulz gerne. „Nach der ist der Sitz des Par-
laments in Straßburg. Die Ausschüsse und
Fraktionen tagen in Brüssel. Die Verwal-
tungseinheiten und auch die Übersetzer
sind in Luxemburg angesiedelt.“ Er drängt
wie eine Mehrheit im Haus auf einen Sitz.
Entscheiden müssen die Staats- und Regie-
rungschefs, die sich des Problems aber bis-
her nicht angenommen haben. Also bleibt
es beim monatlichen Treck nach Süden.

Hartes Pokerspiel Wo so große Summen
auf dem Spiel stehen, wird gefeilscht. Das
weiß Reimer Böge (CDU) nur zu gut. Seit
vielen Jahren wirkt der Landwirt aus Schles-
wig-Holstein mit, wenn der Haushaltsau-
schuss den Standpunkt des Parlaments zum
jährlichen Budgetplan der EU vorbereitet.
Er kennt das dann folgende Pokerspiel mit
dem Rat, das noch härter wird, wenn es wie
derzeit um den mehrjährigen Finanzrah-
men geht. Eine Billion Euro will die EU zwi-
schen 2014 bis 2020 ausgeben. Allein kann
das Parlament dabei auch mit noch so gro-
ßer Mehrheit nichts bewegen. Auch und erst
recht wenn es ums Geld geht, zeigt sich: Nur
wenn sich das Europaparlament mit den 
27 Mitgliedsstaaten, die im Ministerrat ab-
stimmen, zusammenrauft, kann ein Kom-
promiss gelingen. Sabine Seeger ❚

Die  Autorin ist freie 
Korrespondentin in Brüssel. 

„Die Wahl erfolgt allgemein, unmittelbar,
frei und geheim“ – so steht es im zuletzt
2002 geänderten „Direktwahlakt“ der Euro-
päischen Union, der die für alle EU-Staaten
verbindlichen Regeln für die Europawahlen
festlegt. Wer dies mit den im Grundgesetz
für Bundestagswahlen festgeschriebenen
Wahlgrundsätzen vergleicht, wird feststel-
len, dass in dem EU-Papier der Grundsatz
der Gleichheit der Wahl in der Aufzählung
nicht erwähnt wird. Er gilt nämlich bei Eu-
ropawahlen nur auf jeweils nationaler Ebe-
ne, weil die Zahl der Mandate im Europa-
parlament, die auf ein Mitgliedsland entfal-
len, nicht exakt das Verhältnis der jeweili-
gen Bevölkerungsgrößen widerspiegelt.       

Ungleichgewicht unvermeidbar So ver-
treten derzeit 754 Abgeordnete aus 27 Staa-
ten im Europäischen Parlament (EP) fast ei-
ne halbe Milliarde Menschen. Dabei
kommt die größte Parlamentariergruppe,
nämlich 99 und damit gut 13 Prozent aller
Straßburger Volkvertreter, aus Deutschland,
das mit seinen etwa 82 Millionen Einwoh-
nern aber rund 16,5 Prozent der EU-Bevöl-
kerung stellt. Anders ausgedrückt: Während
auf einen deutschen EU-Abgeordneten fast
830.000 Einwohner kommen, sind es bei
einem der sechs Europaparlamentarier aus
Luxemburg gerade mal ein Zehntel. 
Dieses Ungleichgewicht ist auch nicht zu
vermeiden, so lange für jedes Mitgliedsland
ein bestimmtes Abgeordnetenkontingent

festgelegt wird, in dem sich auch bei klei-
nen Staaten ihre Parteienvielfalt widerspie-
geln kann. Daher entsendet wie Luxemburg
mit seinen rund 500.000 Einwohnern auch
Malta mit knapp 420.000 Bewohnern sechs
Abgeordnete – würden die großen Mit-
gliedsländer gleichermaßen berücksichtigt,
müsste allein Deutschland fast 1.200 Volks-
vertreter „nach Europa“ schicken. 
Auch in vielen anderen Punkten sind Euro-
pawahlen nach nationalen
und damit unterschiedli-
chen Regeln in den Ländern
abgelaufen. 2009 galt bei-
spielsweise meist das aktive
Wahlrecht ab 18 Jahren, in
Österreich indes ab 16 Jah-
ren. Und beim passiven
Wahlrecht reichte die Alters-
grenze von 18 Jahren wie in
Deutschland  über 21 Jahre
wie in Großbritannien und
23 Jahren wie in Frankreich
bis hin zu 25 Jahren in Grie-
chenland, Italien und Zypern. 
Die Fünf-Prozent-Hürde, die erst 2011 vom
Bundesverfassungsgericht für Europawah-
len als verfassungswidrig verworfen wurde,
ist in der EU ebenfalls keine allgemeine Re-
gel. Der Direktwahlakt räumt den Mit-
gliedsstaaten zwar die Möglichkeit ein, für
die Sitzvergabe eine Mindestschwelle vom
landesweit maximal fünf Prozent der abge-
gebenen Stimmen festzulegen. Diese

Höchstgrenze gab es 2009 außer in
Deutschland noch in einer Reihe weiterer
Staaten, während andere die Hürde auf drei
oder vier Prozent legten; wieder andere EU-
Länder verzichteten ganz darauf. 
Ebenso wenig wurden in der gesamten EU
ausschließlich unveränderbare Wahllisten
wie in der Bundesrepublik aufgestellt. In ei-
ner ganzen Reihe von Mitgliedsländern
konnte  die Reihenfolge der Bewerber mit

sogenannten Präferenzstim-
men verändert werden. In
Irland, Malta und Nordir-
land wiederum gab es ein
listenloses Verhältniswahl-
recht, das auf übertragbaren
Einzelstimmen beruhte.
Unterschiedliche Regelun-
gen gibt es in den Mitglieds-
staaten auch zur Briefwahl,
Wahlpflicht, zum Zeitpunkt
der Wahl, zur Ausübung des
Wahlrechts im EU-Ausland
und bei vielem mehr.

Es hat aber auch Angleichungen und Verein-
heitlichungen gegeben. Einen großen
Schritt nach vorne gab es etwa bei der Euro-
pawahl 1999, bei der Großbritannien als
letztes EU-Land von seinem nationalen
Mehrheitswahlsystem zur Verhältniswahl
wechselte. Nunmehr sind alle EU-Staaten
auf das Verhältniswahlrecht festgelegt. 
Als Meilenstein darf die 1976 beschlossene
Einführung der Direktwahl zum Europapar-

lament gelten, die dann drei Jahre später
Wirklichkeit wurde: Waren die Abgeordne-
ten zuvor von den nationalen Parlamenten
entsandt worden, bestimmen seitdem die
Wähler unmittelbar über ihre Volksvertreter
– europaweit. Ein Recht, das längst nicht
nur als selbstverständlich erachtet, sondern
von vielen auch ignoriert wird: Von 1979
bis 2009 sank die Wahlbeteiligung in allen
beteiligten EU-Staaten zusammen kontinu-
ierlich von 63 auf 43 Prozent. 

EU-weite Listen Nicht zuletzt diesem
Trend will eine Initiative aus dem EP entge-
genwirken. Nach einem Vorschlag des briti-
schen Abgeordneten Andrew Duff sollen 25
Abgeordnete über transnationale, EU-weite
Listen gewäht werden, deren Kandidaten
aus mindestens einem Drittel der Mitglieds-
länder stammen müssen. Der Wähler könn-
te dann künftig zwei Kreuzchen machen –
einmal wie bisher für die nationalen Listen
und das zweite für die EU-weiten Listen, die
von den europäischen Parteien aufzustellen
wären. Im Januar  stimmte der zuständige
Ausschuss dem Vorschlag zu; im März soll
das EP-Plenum darüber befinden. Verab-
schiedet das Parlament die Vorlage, haben
sich dann die Vertreter der nationalen Regie-
rungen im Rat mit dem Vorstoß zu befassen.
Dass die angestrebte Neuregelung schon zu
den nächsten Europawahlen 2014 in Kraft
ist – wenn überhaupt – , gilt als äußerst un-
wahrscheinlich. Helmut Stoltenberg ❚

27 Staaten – 27 Spielregeln 
EUROPAWAHLEN Ein einheitliches Wahlrecht kennt die EU nicht. Diskutiert wird über transnationale Listen 

»Die Wahl
erfolgt 

allgemein,
unmittelbar,

frei und
geheim.« 
EU-Direktwahlakt
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Square de Meeus 40, 6. Etage. Nüchterne Bü-
ros, freundliche Arbeitsatmosphäre. Europa
ist omnipräsent. Vor dem Fenster ragt das
Glasgewölbe des EU-Parlaments in den
grauen Himmel über Brüssel. Drinnen im
Konferenzraum thront Europa auf dem Rü-
cken eines Bronze-Stiers. Stumm lauscht die
phönizische Königstochter den Gesprächen,
in denen sich doch alles um Europa dreht.
Der Raum ist Dreh- und Angelpunkt des
Bundestagsbüros in Brüssel. Erst jüngst in-
formierte hier Bundestagspräsident Norbert
Lammert (CDU) die deutsche Presse über
seinen Besuch in der EU-Kapitale. Auch Hu-
bertus Heil wird hier zum Hintergrundge-
spräch laden, wenn er in wenigen Tagen
nach Brüssel kommt. Der für Wirtschaft zu-
ständige stellvertretende Fraktionsvorsitzen-
de der SPD wird Kontakte pflegen mit Kom-
missionsmitgliedern und Wirtschaftsvertre-
tern. Wie viele Abgeordnete vor ihm. 
Seit die Außenstelle des Bundestags vor fünf
Jahren ihre Pforten öffnete, reisen immer
mehr Ausschüsse, Arbeitsgruppen und zu-
nehmend auch einzelne Abgeordnete ins
Zentrum der EU. Sie suchen das Gespräch
mit Experten in Kommission, Rat und EU-
Parlament, mit den Fachleuten also, die eu-
ropäische Gesetzesvorgaben anstoßen. Be-
treut werden sie vom Leiter des Büros Sven
Vollrath und von Vertretern der Fraktion. So
ist Markus Broich, einer der beiden Referen-
ten der SPD-Fraktion, derzeit damit beschäf-
tigt, die Termine für Heil zu machen. Auch
sein Kollege Jürgen Kretz, einer von drei Brüs-

seler Referenten der CDU/CSU-Fraktion, ist
routinierter Organisator. Und wenn der FDP-
Fraktionsvorsitzende Rainer Brüderle sein
Netzwerk in Brüssel pflegt, ist FDP-Referent
Mark Stanitzki gefragt. Auch Maarit Vuori-
mäki von den Grünen und Martin Hantke
von der Linken haben alle Hände voll zu tun,
um Kontakte zu den EU-Institutionen, aber
auch zu NGOs oder Gewerkschaften auszu-
bauen. „Wir haben hier eine Scharnierfunk-
tion“, bringt Jürgen Kretz die Arbeit auf den
Punkt. Ob es um Schuldenkrise und die da-
mit verbundene Jugendarbeitslosigkeit in
Südeuropa, um das derzeit heftig umstritte-
ne Handelsabkommen zur Abwehr von Fäl-
schungen ACTA, Agrarreform oder Energiesi-

cherheit geht, die Referenten wirken als Ver-
mittler. Sie sammeln Informationen und be-
reiten sie auf. Sie bringen neue EU-Initiativen
auf die Agenda der Fachausschüsse, und sie
stehen für Rückfragen einzelner Abgeordne-
ter zu Verfügung. Da versteht es sich von
selbst, dass der Draht nach Berlin kurz ist:
Tägliche Telefonate und E-Mails sowie die
Anwesenheit während der Sitzungswochen
in Berlin gehört zum Pflichtprogramm. Egal
für welche Fraktion sie unterwegs sind, alle
spüren, dass Europapolitik immer stärker zur
Innenpolitik wird.

Ansprechpartner Der Lissabon-Vertrag hat
die Mitsprache der nationalen Parlamente
weiter gestärkt. Das macht sich im Hause
ganz deutlich bemerkbar. Der Bundestag er-
fährt mehr Beachtung. „Wir sind zuneh-
mend Ansprechpartner der EU-Institutio-
nen“, sagt Fabian Lang. Gemeinsam mit fünf
Kollegen von der Bundestagsverwaltung ar-
beitet er in der Außenstelle. Dazu gehört
auch die Herausgabe des „Bericht aus Brüs-
sel“, der pünktlich zu jeder Sitzungswoche
einen Überblick über aktuelle EU-Themen
liefert. Inzwischen wird er nicht nur in Ber-
lin gelesen, auch im EU-Parlament erfreut
sich das Informationsblatt zunehmender
Beliebtheit. Überhaupt hat das Verbin-
dungsbüro seinen festen Platz im europäi-
schen Betrieb. Die Zeiten, als europapoliti-
sche Entscheidungen am Deutschen Bun-
destag vorbeiliefen, gehören endgültig der
Vergangenheit an.     Sabine Seeger, Brüssel ❚

Scharnier zwischen Berlin und Brüssel
VERBINDUNGSBÜRO Die Außenstelle des Bundestages ist am Puls der Europäischen Union

I
n wenigen Tagen, am 28. Februar,
wird das Bundesverfassungsgericht
über die Beteiligungsrechte des Bun-
destags bei der Euro-Rettung ent-
scheiden. Es ist nicht das erste Urteil,
das sich mit der Verschränkung zwi-

schen nationalem Parlamentarismus und
europäischer Integration beschäftigt, und es
wird nicht das letzte sein. Dabei wird man
bereits die zunehmende Dichte solcher Ur-
teile als Problemanzeige verstehen müssen.
Den ersten Markstein setzte Karlsruhe 1993
mit dem Urteil zum Vertrag von Maastricht:
Dem Bundestag müssen „Aufgaben und Be-
fugnisse von substantiellem Gewicht“ ver-
bleiben. 2009, im Lissabon-Urteil, buchsta-
bierte der Zweite Senat aus, was in den Hän-
den der nationalen Demokratie bleiben
muss, solange ein souveräner Staat existiert:
Strafrecht, Polizei und Militär, Sozialpolitik,
Bildung und Religion. Und die „fiskalischen
Grundentscheidungen über Einnahmen
und Ausgaben“ – als hätte man geahnt,
welch fundamentale Bewährungsproben für
das Haushaltsrecht des Parlaments bevorste-
hen: Wie viel haben die gewählten Volksver-
treter eigentlich noch mitzubestimmen,
wenn Deutschland gigantische Haftungszu-
sagen zur Rettung des Euro macht? Die Euro-
Rettungsklagen stehen also vor dem Hinter-
grund jener wachsenden Spannung zwi-
schen europäischer Integration und nationa-
ler Staatlichkeit, einer Spannung, deren
Intensität sich aus der Frage speist, wo die
Demokratie in Europa verortet ist. 
Das Bundesverfassungsgericht hat 2009 ent-
schieden, das Europäische Parlament sei
noch nicht so weit, um als Garant der De-
mokratie in Europa durchgehen zu können
– weil es nicht proportional zusammenge-
setzt sei, sondern Wählerstimmen kleiner
Staaten bis zu zwölf Mal so viel Gewicht hät-
ten wie die Voten aus den großen Ländern.
Weshalb Karlsruhe noch lange Zeit auf den
Bundestag setzen wird: „Bis auf Weiteres
hängt die demokratische Legitimation der
europäischen Hoheitsgewalt in ganz zentra-
ler Weise von den nationalen Demokratien
ab“, sagte der Präsident des Bundesverfas-
sungsgerichts, Andreas Voßkuhle, kürzlich
bei einem Vortrag in Dortmund.
Die Demokratie darf nicht durch die Abga-
be zentraler Kompetenzen an Brüssel ausge-
höhlt werden, das ist das Thema von Maas-
tricht und Lissabon. Ebenso wenig darf sie
ausgetrocknet werden, indem das Medium
demokratischer Handlungsfähigkeit nach
Europa abfließt, das Geld – das ist die Bot-
schaft des Urteils vom 7. September 2011
zum Eurorettungsschirm: Milliardenbürg-
schaften bedürfen der vorherigen Zustim-
mung des Parlaments, genauer: des Haus-
haltsausschusses. Zudem darf der Bundes-
tag künftige Parlamentarier nicht dadurch
„erdrosseln“, dass er sie einem überstaatli-
chen Mechanismus ausliefert, der giganti-
sche Summen aus dem Bundeshaushalt ab-
zieht und kommende Generationen damit
finanzpolitisch handlungsunfähig macht.

Umstrittenes Gremium Die Rechtspre-
chung zur parlamentarischen Beteiligung
lässt sich damit in mehrere Abschnitte ein-
teilen, einen ersten, in dem das Verhältnis
zwischen Demokratie und Europa im
Grundsätzlichen geklärt worden ist, und ei-
nen zweiten, in dem das Königsrecht des
Parlaments, das Budgetrecht, vor einer de-
mokratiefeindlichen Eigendynamik des
Euro-Rettungsgeschehens bewahrt worden
ist. In dieser Unterteilung wird man die bei-
den beim Verfassungsgericht anhängigen
Verfahren einer dritten Phase zurechnen
müssen: Es geht nicht mehr um das Ob der
Parlamentsbeteiligung, sondern um das
Wie. Also um die Frage, wie das Parlament
entscheidet – als Plenum oder als mit Son-

deraufgaben betrauter Ausschuss. Und wie
und wann die Parlamentier über weitrei-
chende  Rettungsverhandlungen ihrer Regie-
rung informiert werden.
Am 28. Februar entscheidet das Gericht
über die erste dieser beiden Klagen, einge-
legt durch die SPD-Abgeordneten Peter
Danckert und Swen Schulz. Sie sehen die
Beteiligungsrechte des Bundestags als ver-
letzt an, weil die parlamentarische Beteili-
gung an milliardenschweren Rettungsaktio-
nen des Rettungsschirms EFSF an einen
kleinen Ausschuss aus neun Abgeordneten
delegiert worden ist. Ein Minigremium soll
anstelle der 620 Bundestagsabgeordneten
Haftungszusagen bis zu 211 Milliarden Euro
legitimieren dürfen – die Hälfte des Bundes-
haushalts. Das ist aus ihrer Sicht zu wenig
Demokratie für so viel Geld. Nun war in der
Anhörung in Karlsruhe Ende September ei-

ne gewisse Skepsis von der Richterbank
nicht zu überhören. Voßkuhle fragte die Re-
gierung nach den Grenzen dieses Delegati-
onsprinzips. Wenn man einmal unterstelle,
das Plenum des Bundestags könne seine Be-
fugnisse prinzipiell auf ein Gremium belie-
biger Größe übertragen, vorausgesetzt, es
bilde die Zusammensetzung des Parlaments
spiegelbildlich ab – dann müsse der Bun-
destag eigentlich alle wichtigen Entschei-
dungen an Kleinstgremien delegieren kön-
nen: „Ich habe gewisse Zweifel, ob das rich-
tig ist.“
Trotzdem wäre es voreilig, daraus zu fol-
gern, das Neunergremium habe in Karlsru-
he keine Überlebens-Chance. Denn so ent-
schieden das Gericht in der Grundsatzfrage
der demokratischen Rückbindung wesentli-
cher Fragen ans nationale Parlament ist: Im
Detail sind die Richter durchaus offen für

Nöte des parlamentarischen Betriebs. Nöte,
die in diesem Zusammenhang vor allem un-
ter zwei Stichworten plausibel gemacht wor-
den sind: Dringlichkeit und Vertraulichkeit.
In der Anhörung waren es vor allem Bun-
desfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) und der Parlamentarische Ge-
schäftsführer der Unionsfraktion, Peter Alt-
maier, die den Karlsruher Juristen deutlich
zu machen versuchten, wie wichtig der
Überraschungseffekt im Kampf gegen die
Märkte ist. Wenn man zum Beispiel Staats-
anleihen auf dem Sekundärmarkt aufkau-
fen wolle, dann müsse man dies geheim
vorbereiten: „Vertraulichkeit ist die Voraus-
setzung dafür, dass wir solche Instrumente
überhaupt einsetzen können“, sagte Schäu-
ble. Andernfalls, so spitzte Altmaier das Sze-
nario zu, „verbrennen wir Steuergelder“. Die
parlamentarische Diskretion aber endet bei

der Zahl der Apostel - wenn man Judas ab-
zieht. Davon zeugen jedenfalls die Erfah-
rungen des CDU-Abgeordneten Siegfried
Kauder: Beim Parlamentarischen Kontroll-
gremium mit elf Mitgliedern funktioniere
die Geheimhaltung gut, bei den Untersu-
chungsausschüssen (etwa zu Kundus mit 34
Mitgliedern) habe das noch nie geklappt. 
Zwar hatte Voßkuhle anfangs noch deutlich
gemacht, dass der Satz „Not kennt kein Ge-
bot“ kein Argument sein dürfe, die parla-
mentarische Mitwirkung zu minimieren.
Doch auch er schien beeindruckt von den
Schilderungen aus der Praxis der Euro-Ret-
tung: Es leuchte ein, dass bei den Sekundär-
marktanleihen Geheimhaltung herrschen
müsse. „Das könnte sogar Sache der Exeku-
tive sein.“ Die Frage sei aber, ob man hin-
sichtlich der Parlamentsbeteiligung alle Ret-
tungsmaßnahmen gleich behandeln müsse.
Auch im zweiten Verfahren geht es um den
permanenten Rettungsschirm ESM, der
2012 den jetzigen Mechanismus ablösen
soll. Geklagt hat die Bundestagsfraktion der
Grünen – nicht gegen den Schirm, sondern
gegen die mangelhafte Information der Par-
lamentarier durch die Bundesregierung. Die
Abgeordneten hätten die notwendigen Pa-
piere zu spät oder gar nicht erhalten. „Dem
Bundestag blieb nur das Friss oder Stirb am
Ende der Verhandlung“, sagte Volker Beck
(Bündnis 90/die Grünen) in Karlsruhe. 

Kritik an Informationspolitik Das Gericht
hat also über eine weitere Variation des The-
mas zu befinden, wie die gewählten Volks-
vertreter bei einem währungspolitischen
Feuerwehreinsatz eingebunden werden
können. Auch hier signalisierten die Richter
Verständnis dafür, dass eine Regierung ihren
Erfolg aufs Spiel setzt, wenn die eigene Po-
sition zur Unzeit an die Öffentlichkeit
dringt: „Zu jeder guten Verhandlung gehört,
dass man seine Karten bedeckt hält“, sagte
Udo Di Fabio, bis Ende 2011 Bundesverfas-
sungsrichter. Das wirklich spannende und
im europäischen Kontext zukunftsträchtige
Thema war ohnehin nicht die Feinjustie-
rung der Abgeordneten-Information. Son-
dern die Frage, für welche Art von europäi-
schen Angelegenheiten die im EU-Rahmen
geltenden starken parlamentarischen Betei-
ligungsrechte eigentlich gelten. Denn der
Rettungsschirm ESM ist gleichsam neben
der EU konstruiert, als zwischenstaatliches
Instrument der 17 Euroländer. Womit man
den ESM theoretisch der klassischen Außen-
politik zurechnen könnte – und die ist vor-
nehmlich Sache der Regierung.
Die brisante Frage ist also: Lässt sich die –
aus Sicht der EU-“Integrationisten“ oftmals
hinderliche – Parlamentsbeteiligung da-
durch ausbremsen, dass man in Einzelfra-
gen ein Europa innerhalb von Europa be-
müht, also mit einem Teil der EU-Länder se-
parate Abkommen schließt? Die Verlage-
rung auf die zwischenstaatliche Ebene
könnte in Zukunft Konjunktur haben, weil
sie einen Ausweg aus Situationen weist, in
denen die 27 EU-Länder keinen gemeinsa-
men Nenner finden. Soll dann der Bundes-
tag außen vor sein?
Wenn der Eindruck nicht täuscht, wird
Karlsruhe ein klares Wort zugunsten des
Parlaments sprechen: Eine „organisierte
Umgehung von Kompetenzgrenzen“ der EU
– wie Richterin Gertrude Lübbe-Wolff dies
ausdrückte – werden die Richter nicht hin-
nehmen. Denn wenn sie den Weg erst ein-
mal eröffnen würden, intergouvernemental
am Bundestag vorbei europäische Abkom-
men zu schließen und Projekte voranzutrei-
ben: Dann wäre der wohl ohnehin schon
dünne demokratische Faden, der zwischen
der  europäischen Regierungsgewalt und
den Bürgern gespannt ist, wohl endgültig
zerrissen. Wolfgang Janisch ❚

Auf der Waage
BETEILIGUNGSRECHTE Bundesverfassungsgericht entscheidet
über Grenzen der Europäischen Integration bei der Euro-Rettung 

Der Bundestag hat 2009 mit den Begleit-
gesetzen zum Vertrag von Lissabon seine
Mitspracherechte in europapolitischen
Fragen gestärkt. Doch nicht nur in
Deutschland, sondern auch in anderen
EU-Staaten wurden in vergangenen Jah-
ren die Mitwirkungsrechte der Parla-
ments wesentlich verbessert:  

Dänemark: Die Dänen verfügen über
das älteste und umfassenste Verfahren
der parlamentarischen Mitwirkung bei
EU-Entscheidungen. Zentraler Akteur ist
dabei der Europaaussschuss des däni-
schen Parlaments. Er ist einerseits mit
der Koordinierung von EU-Fragen und
andererseits mit der Koordinierung der
weitreichenden Mitwirkungsrechtebe-
fasst. Nur der EU-Ausschuss hat die
Kompetenz, die Mitwirkungsrechte des
Parlaments gegenüber der Regierung au-
auszuüben. Denn nur der EU-Ausschuss
hat die Kompetenz, der Regierung Man-
date für die Verhandlung im Rat der EU
zu erteilen. 

Frankreich: Die Mitwirkungsrechte der
Assemblée Nationale und des fran-
zöischen Senats sind in der französi-
schen Verfassung verankert. Beide Kam-
mern verfügen über weitgehende Infor-
mationsrechte und können zu Rechtset-
zungsentwürfen der EU Stellung
nehmen. Die Regierung ist verpflichtet,
Entwürfe und Rechtsakte der EU nach
der Übermittlung durch den Rat auch an
das Parlament weiterzuleiten. Für die
Koordinierung der Informationen sind
jeweils die EU-Ausschüsse der beiden
Kammern verantwortlich. Seit dem Ver-
trag von Lissabon können Nationalver-
sammlung und Senat eigene Subsidiari-
tätsprüfungen vornehmen. 

Großbritannien: Eckpfeiler der Mitwir-
kung des britischen Parlaments in EU-
Angelegenheiten ist der parlamentari-
sche Prüfvorbehalt. Danach darf ein Mit-
glied der britischen Regierung einem EU-
Gesetzgebungsakt erst dann zustimmen,
wenn dieser im britischen Parlament
auch geprüft worden ist. In der Praxis
können britische Minister inzwischen
durch besondere Regelungen auch Vor-
schlägen zustimmen, deren Überprü-
fungsprozess im Paralment noch nicht
vollkommen abgeschlossen ist. Wichtige
Akteure bei der Überprüfung von EU-
Vorlagen sind dabei die beiden europa-
politischen Gremien des britischen
Ober- und Unterhauses. 

Tschechien: Die beiden Kammern des
tschechischen Parlaments, das Abgeord-
netenhaus und der Senat, verfügen je-
weils über spezielle Mitwirkungskompe-
tenzen in EU-Angelegenheiten. Die im
Vorfeld des EU-Beitritts von Tschechien
geänderte Verfassung spiegelt den politi-
schen Willen wieder, das Parlament stär-
ker in den Gesetzgebungsprozeß mitein-
zubeziehen. Beide Kammern können zu
Vorschlägen die EU betreffend Stellung
nehmen. Auch im tschechischen Parla-
ment besitzt der Europäische Ausschuss
des Abgeordnetenhauses dabei eine
Schlüsselstellung. Nach der Weiterlei-
tung der EU-Informationen durch die
Regierung wird dort eine Stellungnahme
erarbeitet. Die Regierung ist verpflichtet,
sie bei ihren Verhandlungen mit der EU
entsprechend zu berücksichtigen.  as ❚

Norbert Lammert (M.) und die „Brüsseler“

Karlsruhe entscheidet, wie viel die Abgeordneten des Bundestages künftig bei der Euro-Rettung noch mitzureden haben.

Mitsprache in Europa
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Frau Molitor, seit Kur-
zem sind Sie Stellvertreten-
de Vorsitzende des Europa-
Ausschusses. Europa steckt
in seiner größten Krise. Mit
welchen Zielen gehen Sie in
dieses Amt?
Ich denke, dass es jetzt darauf
ankommt, Europa weiterzu-
entwickeln. Denn neben
dem Krisenmanagement, das
wir betreiben, sollten wir
auch die Chancen dieser Kri-
se sehen: nämlich dass wir zu
mehr Europa kommen und
infolgedessen die Kooperati-
on der Mitgliedsländer inten-
sivieren können. Am Ende
wird Europa gestärkt daraus
hervorgehen. 

Die Einflussnahme na-
tionaler Parlamente auf
EU-Entscheidungen spielt
dabei eine wichtige Rolle. 
Wir brauchen ein Europa,
das von den gewählten Volks-
vertretern mitgetragen wird.
Doch diese Kultur der Mitbe-
stimmung der Parlamente ist
nicht überall gleich stark aus-
geprägt. Für uns als Bundes-
tag ist sie aber sehr wichtig.
Insofern haben wir auch die

Beratungen zum ESM und
Fiskalpakt aktiv begleitet.
Damit bin ich sehr zufrieden.

Welche besondere Funk-
tion kann der Europa-Aus-
schuss in diesem Zusam-
menhang übernehmen?
Als Europa-Ausschuss haben
wir zwei Interessen im Blick.
Einerseits die Interessen un-
seres Landes und andererseits
die Rolle Europas in der Welt.
Das ist für mich ein ganz
wichtiger Aspekt, da es nicht
nur darum geht, sich mit sich
selbst zu beschäftigen. Wir
müssen zur Kenntnis neh-
men, dass andere Regionen
der Welt eine enorme Ent-
wicklung durchgemacht ha-
ben. Vor diesem Hintergrund
müssen wir uns überlegen,
wie sich Europa im Rahmen
der Globalisierung aufstellen
kann. Diese zentralen Fragen
sind genau richtig angesie-
delt im Europa-Ausschuss. 

Wie hat sich dessen Ar-
beit in den vergangenen
Jahren verändert? 
Die Krise der letzten zwei
Jahre hat auch dazu geführt,

dass das Thema Europa sehr
stark in den Fokus der Politik
und damit auch ins Bewusst-
sein der Bürger geraten ist.
Und der Europa-Ausschuss
des Bundestages ist ein Dreh-
und Angelpunkt, wo die In-
formationen aus Brüssel zu-
sammenlaufen. Wir haben
noch nie so viel über Europa
und seine Zukunft diskutiert
wie im Augenblick. Das
stärkt auch die Rolle des Aus-
schusses.

Am 27. Februar stimmt
der Bundestag über neue,
milliardenschwere Grie-
chenland-Hilfen ab. Kann
der enge Zeitplan dem Bera-
tungsbedarf der Abgeordne-
ten gerecht werden?
Wir brauchen natürlich eine
Entscheidungsgrundlage,
dass heißt, die Abgeordneten
müssen alle Informationen
bekommen, um ihre Ent-
scheidung treffen zu können.
Deswegen darf ein Zeitplan
immer nur eine Richtschnur
aber kein Dogma sein.

Die Fragen stellte 
Claudia Heine.

FÜNF FRAGEN ZUR: MITSPRACHE DES BUNDESTAGES

GABRIELE MOLITOR (FDP)
Stellvertretende
Vorsitzende des 
Europa-Ausschusses des
Bundestages
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»Wir haben
noch nie so viel
über Europa
diskutiert 
wie im
Augenblick.«



11ZUKUNFT EUROPADas Parlament – Nr. 8/9 – 20. Februar 2012

Die Krise um den Euro bewirkt eine enorme
Beschleunigung der Verhältnisse in der EU.
Das „Kerneuropa“, über das die CDU-Politi-
ker Wolfgang Schäuble und Karl Lamers 1994
in einem Papier noch eher theoretisch dozier-
ten, hat in der Realität volle Fahrt aufgenom-
men – auch wenn maßgebliche Politiker wie
Bundeskanzlerin Angela Merkel bekunden,
alle auf dem Weg ins vereinte Europa „mit-
nehmen“ zu wollen. Eine „Fiskalunion“, die
nach den Beschlüssen des Europäischen Rats
am 9. Dezember 2011 und am 30. Januar
2012 zur finanzpolitischen Disziplinierung
der Euroländer beschworen wurde, würde
diesen Verbund noch enger zusammenfüh-
ren. Der Graben zum „Rest“ würde vergrö-
ßert. Großbritannien will den Weg ins enge-
re Europa nicht mitgehen. Der widerstreben-
de Premier David Cameron blieb dabei aber
beim Dezember-Gipfel  gegen alle 26 übrigen
EU-Länder isoliert. Aber auch Tschechien un-
terzeichnete beim Gipfeltreffen am 30. Janu-
ar den Fiskalpakt nicht.

Angst in Brüssel In Brüssel schrillen derweil
die Alarmglocken. Beim Euro-Krisenmanage-
ment der Staatschefs läuft allzu vieles an der
EU-Zentrale vorbei. Schon warnte der um das
supranationale Element besorgte EU-Kom-
missionspräsident José Manuel Barroso vor
einer Spaltung zwischen Euro-Ländern und

dem Klub der übrigen Staaten. Gleichwohl ist
die EU nach den letzten Erweiterungsrunden
mit inzwischen 27 Staaten so heterogen ge-
worden, dass nicht alle im gleichen Schritt zu-
sammengebunden werden können – und
auch nicht wollen. So zeigt sich Europa ne-
ben der Währungsunion seit Jahren auch in
anderen Politikfeldern geteilt, ob im Sicher-
heitsverbund der Schengen-Staaten, in der
Sozial- oder in der Verteidigungspolitik.

„Verzerrte Kerngruppe“ Als unbestritten
gilt, dass eine Rettung des ehrgeizigen Euro-
Projekts ohne engere wirtschafts- und sozial-
politische Integration bis hin zu Eingriffen in
die Staatsetats kaum machbar sein dürfte. So
sieht der Berliner Politik-Professor und Exper-
te für politische Großgebilde, Herfried Münk-
ler, das Problem Kerneuropas primär in der
„verzerrten Kerngruppe“ selbst. Länder wie
Griechenland und andere kriselnde Süd-Staa-
ten gehörten dort nicht hinein, während wirt-
schaftlich gesunde und aufsteigende Staaten
wie Schweden oder Polen außen vor seien.
Münkler hofft, dass sich alles noch „zurecht-
ruckelt“. Sollte sich Großbritannien abkop-
peln, wäre dies für Münkler undramatisch.
London habe sich in eine Blockiererrolle be-
geben. Schon gibt es Spekulationen über ein
Ausscheiden Londons aus der EU. Für Otmar
Issing, Ex-Chefvolkswirt der Europäischen

Zentralbank (EZB), wäre dies ein größeres
Problem: „Die EU kann schwerlich auf ein
Mitglied verzichten, das bei allem nationalen
Egoismus als Stimme für freie Märkte gelten
konnte.“ Der Kölner Politologe und Europa-
experte, Professor Werner Link, glaubt, dass
„die Briten im eigenen Interesse doch noch
mitmachen“ in Europa. Für ihn bleibt indes
ein sich zusammenschließendes Kerneuropa
unter deutsch-französischer Führung „die

einzige Möglichkeit, die EU zu erhalten“. Als
positives Beispiel sieht er die proeuropäische
Haltung Polens, das nach dem Ostblockzer-
fall zunächst voll auf die USA setzte und sich
inzwischen korrigiert hat. Warschau verschob
nun aber die für 2015 geplante Einführung
des Euros auf unbestimmte Zeit. Allerdings
hat das Land den Fiskalpakt unterschrieben.
Vor allem: Polen will bei den Euro-Konferen-
zen nicht außen vor bleiben. Ob die Kompro-

missregelung, dass die Nicht-Euroländer ein-
mal im Jahr an den Gipfeln der Eurostaaten
teilnehmen zu dürfen, Polen zufriedenstellt,
bleibt ungewiss. Der Fiskalpakt jedenfalls
sorgt für neuen Konfliktstoff in der EU. 

Angstthema Transferunion Derzeit gilt
Brüssels ganze Energie der Ausgestaltung ei-
ner Fiskalunion. Manche halten diesen Weg
für verhängnisvoll. Professor Wilhelm Han-
kel, einer der Kläger in Karlsruhe gegen den
Euro-Rettungsschirm, wirft den Rettern vor,
„selbstherrlich die Märkte ausschalten zu
wollen“. Eine Fiskalunion dividiere nun die
Eurozone auseinander: In Länder, die sich
Etateingriffen unterwerfen und dann am Fi-
nanzausgleich teilnehmen dürfen, und Staa-
ten, die „Bevormundungen von außen“ ab-
lehnen, so Hankel. Ein großes Angstthema ist
die schleichende Einrichtung einer Transfer-
union, um kriselnde Euro-Staaten zu stützen.
Die Zeit sei noch lange nicht reif für eine sol-
che Dauer-Solidarität außerhalb der eigenen
Nation, sagen Kritiker. Ex-EZB-Volkswirt Is-
sing sieht darin gar eine „tödliche Gefahr für
die politische Kohärenz der Währungsunion“.
Wie und ob eine Fiskalunion den Euro si-
chern kann, ist ungewiss. Sie soll dem Maas-
tricht-Vertrag von 1992 Festigkeit geben. In
der Zwischenzeit betreiben die EU-Staats-
chefs weiter intergouvernemental Rettungs-

politik. „Die Wirtschaftsregierung sind wir“,
hat Kanzlerin Merkel gesagt. Anhänger eines
vereinten Europas hoffen hier auf die „Me-
thode Schengen“: 1985 hatten einige euro-
päische Regierungen im luxemburgischen
Schengen ohne Abstimmung mit Brüssel den
Abbau von Grenzkontrollen vereinbart. Da-
raus ist ein erfolgreiches Freizügigkeitspro-
gramm für weite Teile Europas entstanden.
Mittlerweile ist „Schengen“ Bestandteil des
Lissabon-Vertrags der EU. Professor Link hält
solche Schleichwege als notwendigen Teil ei-
ner höheren „List der Vernunft“ auf dem Weg
ins vereinte Europa: „Das Notwendige wird
sich durchsetzen.“

Demokratie-Debatte Bleibt das Demokra-
tie-Problem: „Eine Entmündigung der euro-
päischen Bürger“ erkennt der Philosoph Jür-
gen Habermas in dieser Art elitärer Europa-
politik. Michael Kelpanides, Soziologie-Pro-
fessor an der Universität Thessaloniki,
verweist auf die Bürger-Skepsis gegen eine ra-
sche finanzpolitische Integration in der EU:
Wolle man mehr Demokratie und nehme
„die Präferenzen der Bürger ernst – dann
muss man die Verlangsamung oder gar Aus-
setzung des Integrationsprozesses in Kauf
nehmen.“ Heikle Sachverhalte, die den
Europa-Politikern noch zu schaffen machen
können. Hans Krump ❚

Die vielen Geschwindigkeiten auf dem Kontinent
INTEGRATION Die Euro-Krise forciert die Anstrengungen für einen engeren Zusammenschluss der „Kerngruppe“. Die Brüsseler EU-Zentrale warnt vor einer Spaltung

W
elchen Ausgang die
Eurokrise auch im-
mer nimmt – und
wie im Übrigen
auch die französi-
schen Präsident-

schaftswahlen im kommenden Frühjahr
enden: Angela Merkel und Nicolas Sarko-
zy haben die deutsch-französischen Bezie-
hungen tief geprägt. Kennzeichnend dafür
steht der 2011 aufgekommene Neologis-
mus „Merkozy“: Gäbe es so etwas wie das
europäische Wort des Jahres, wäre es ein
hervorragender Kandidat für diese Aus-
zeichnung. Dass zwei derart unterschied-
liche Persönlichkeiten wie die Bundes-
kanzlerin und der Staatspräsident zu ei-
nem solchen Ganzen verschmolzen sind,
sagt viel aus über die Vertrautheit zwi-
schen den beiden Ländern. Früher hätte
sich niemand vorstellen können, ernsthaft
von „Degaullenauer“ oder „Helmutte-
rand“ zu sprechen. Warum im Übrigen
„Merkozy“ und nicht „Françallemagne“? 

Merkels Dominanz Drei Erklärungen
sind dafür vorstellbar: Erstens fragt sich je-
der, welche Rolle bei diesem Politikerpaar
die Anziehungskraft spielt (ach, dieser so
romantische Spaziergang am Strand von
Deauville im Jahr 2010), zweitens ist es
eindeutig die Kanzlerin, die die Führung
hat, und schließlich sind die beiden Spit-
zenpolitiker weiter gegangen, als die tradi-
tionelle Partnerschaft zwischen den bei-
den Ländern es erforderte. Der letzte
Punkt ist ohne Zweifel der wichtigste. Im-
merhin hätten die beiden zur Lösung der
Eurokrise die Europäische Kommission
drängen können, die Hilfsmaßnahmen zu
organisieren.
Nach dem europäischen Jargon also hät-
ten sie auf die Gemeinschaftsmethode
und nicht die intergouvernementale Zu-
sammenarbeit setzen können. Zwar unter-
stützten sie 2004 die Kandidatur von José
Manuel Barroso als Kommissionspräsi-
denten der Europäischen Union nicht. Auf
seine Wiederwahl im Jahr 2009 jedoch ha-
ben Angela Merkel und Nicolas Sarkozy
entscheidenden Einfluss genommen, und
das trotz der Tatsache, dass Barroso 2008
bei der Lehman-Brothers-Krise keine glän-
zende Rolle gespielt hat. Oder vielleicht,
weil er im Gegenteil Frankreich, das im
zweiten Halbjahr 2008 die Ratspräsident-
schaft innehatte, nicht im Wege gestanden
und damit Nicolas Sarkozy ermöglicht
hat, sich selbst zum „Präsidenten von
Europa“ zu proklamieren.

Republikanischer Monarch Trotz ihrer
Meinungsverschiedenheiten lieben es we-
der Angela Merkel noch Nicolas Sarkozy,
zu delegieren oder die zweite Geige zu
spielen. Die deutschen Institutionen
zwingen die Bundeskanzlerin zu vielfälti-
gen Kompromissen, die französische Ver-
fassung dagegen macht aus dem Präsiden-
ten einen republikanischen Monarchen.
Dies hat zu zahllosen Missverständnissen
zwischen den beiden geführt. 2007
brauchte Nicolas Sarkozy lange, um zu
verstehen, dass die Kanzlerin ihren dama-
ligen sozialdemokratischen Finanzminis-
ter Peer Steinbrück, der die französische
Haushaltspolitik kritisiert hatte, nicht öf-
fentlich tadeln kann. Heute sind dem Prä-
sidenten sowohl alle Gemütsregungen der
FDP als auch das Gewicht des Bundesver-
fassungsgerichts in Karlsruhe bekannt. In
der Zeitschrift „Der Spiegel“ fasste am 
23. Januar Alain Minc, einer der offiziösen
Berater Sarkozys, die Entwicklung von
dessen Gedankengängen in Bezug auf An-
gela Merkel treffend zusammen: „Anfäng-
lich sagte er: Sie will nicht. Jetzt sagt er: Sie
kann nicht.“ 

Spektakuläre Annäherung Man weiß
nicht, ob Sarkozy wirklich zwei Jahre ge-

braucht hat, um die Feinheiten des politi-
schen Lebens in Deutschland zu verste-
hen. Tatsache ist aber, dass sich „Sarko,
der Amerikaner“, wie man ihn bei seiner
Wahl im Jahr 2007 nannte, zu Beginn sei-
ner Amtszeit wenig für Deutschland inte-
ressierte. Nur genug, um es zu umgehen.
Keiner seiner engsten Berater sprach
deutsch. Zwar spielt Minister Bruno Le
Maire die deutschfreundliche Karte gut,
die Tatsache jedoch, dass er in der Vergan-

genheit eng vertraut war mit Dominique
de Villepin, ließ ihn lange nur am Rande
des Systems Sarkozy stehen. Das Projekt
der Union für das Mittelmeer bleibt das
augenfälligste Beispiel für diese Neigung
des Staatspräsidenten, Berlin zu umgehen.
Die Annäherung an Deutschland seit
2009, die 2008 bei der Vorbereitung der
französischen Ratspräsidentschaft in der
EU ihren Anfang nahm und vor allem im
Jahr 2010 vertieft wurde, ist daher nur um-

so spektakulärer. „Wenn Sie hören wollen,
dass ich nach viereinhalb Jahren im Ély-
sée-Palast gelernt habe, mich in meiner
Argumentation weiterzuentwickeln, dann
kann ich sagen, das ist so“, sagte er kürz-
lich gegenüber der Pariser Tageszeitung
„Le Monde“. 

Diplomaten geringgeschätzt Nicolas
Sarkozy ist Anwalt. Er liebt es, Fälle zu
übernehmen. Langfristige Trends interes-

sieren ihn wenig. Anders als die Kanzlerin
äußert er sich selten beunruhigt über den
Bevölkerungsrückgang in Europa. Er ist
Spezialist für Kräfteverhältnisse, er ist in
der Lage, rasch komplexe Situationen zu
analysieren, Schwachpunkte seines Geg-
ners zu nutzen und zu erkennen, welche
Zugeständnisse nötig sind, um den Sieg
davon zu tragen. 1993 verhandelt er mit
dem Geiselnehmer in einem Kindergarten
der Stadt, in der er Bürgermeister ist; am

Sonntag, den 12. Oktober 2008, organi-
siert er einen Krisengipfel im Élysée-Pa-
last: Lauter Beispiele dafür, dass Nicolas
Sarkozy es liebt, in Notfallsituationen zu
agieren und die Gepflogenheiten über den
Haufen zu werfen. Daher rührt auch seine
Geringschätzung für Diplomaten. Schon
im Herbst 2008 brauchte er nicht lange,
um zu erfassen, dass die Finanzkrise seine
Amtszeit erschüttern und eine Stärkung
der Partnerschaft mit Deutschland erfor-
dern würde. 

Auf Effizienz gesetzt Die beiden Politi-
ker gehen allerdings häufig von unter-
schiedlichen Standpunkten aus. Bis heute
spricht die deutsche Kanzlerin von Moral
und vertraut, wenn es um die Einhaltung
von Abkommen geht, Richtern mehr als
ihren Amtskollegen, während der französ-
siche Präsident stärker auf Effizienz setzt
und der Politik das letzte Wort einräumen
will. Ein Beispiel für diese unterschiedli-
chen Ansätze: Nach dem „Nein“ der Fran-
zosen beim Referendum über den Vertrag
von Lissabon im Jahr 2005 liegen der
Kanzlerin nichts ferner als die Kniffe, die
sich derjenige vorstellt, der bislang nur
Präsidentschaftskandidat ist. Er beabsich-
tigt die Abfassung eines „Mini-Vertrages“,
der ohne Referendum verabschiedet wer-
den könnte. Das ist eine leicht zu durch-
schauende Taktik, aber Angela Merkel
muss schon 2008 feststellen, dass das
französische Parlament diesen neuen Ver-
trag billigt.
Nichts deutet darauf hin, dass Angela Mer-
kel und Nicolas Sarkozy einander nahe
stehen. Man würde derzeit keine Wetten
darauf abschließen, dass sie sich auch 
30 Jahre nach dem Ende ihrer Amtszeit
noch treffen würden, wie von Zeit zu Zeit
ihre Amtsvorgänger Valéry Giscard d'Es-
taing und Helmut Schmidt. Keiner der
beiden Spitzenpolitiker möchte jedoch
riskieren, als Totengräber des Euros in die
Geschichte einzugehen. Außerdem hat je-
der verstanden, dass sich im Falle einer Ei-
nigung dieser beiden – denn das ist die
Stärke der deutsch-französischen Partner-
schaft – quasi automatisch etwa zehn Län-
der anschließen, und dass dies der best-
mögliche Ausgangspunkt für eine Eini-
gung der 27 Staaten der Europäischen
Union darstellt.

Gegenseitige Abhängigkeit Der jüngste
Vorschlag, einen „Sparkommissar“ nach
Griechenland zu entsenden, ist bezeich-
nend. Wie zufällig kam es zu diesem Faux-
pas der deutschen Diplomatie am 
30. Januar, bei einem Gipfel, der von den
beiden Spitzen, die sich seit dem 9. Janu-
ar nicht gesehen hatten, nicht so gut vor-
bereitet worden war wie die vorherigen.
Schlussfolgerung: Ohne Deutschland
kann Frankreich nichts erreichen und oh-
ne Frankreich kann Deutschland wieder-
um nicht viel durchsetzen. Dies ist offen-
sichtlich der Hauptgrund dafür, dass An-
gela Merkel Nicolas Sarkozy unterstützt,
sogar noch bevor er bekannt gegeben hat,
ob er noch einmal antritt. 
Die Wahl zwischen einem Kandidaten, der
wie sie dem konservativen Lager angehört
und Deutschland zu seinem Vorbild ge-
macht hat, und einem sozialistischen He-
rausforderer, der die von Berlin befürwor-
tete Sparpolitik infrage stellt, fällt der
Kanzlerin nicht schwer. Es wäre allerdings
nichts gefährlicher, als die französische
Linke gegen Deutschland aufzubringen.
Das weiß Angela Merkel. Und will sie die
SPD im Falle eines Wahlsiegs des sozialis-
tischen Kandidaten in Schwierigkeiten
bringen, dann muss sie jedes Interesse da-
ran haben, die „Merkollande“-Karte zu
spielen. Frédéric Lemaître ❚

Der Autor ist Deutschlandkorrespondent der
französischen Zeitung „Le Monde“.  

»Merkozy« – das
Geheimnis eines Duos
BERLIN UND PARIS Merkel und Sarkozy sind in einer Zweckgemeinschaft verbunden

Die Euro-Rettung stets im Blick: Ohne Angela Merkel und Nicolas Sarkozy geht in Europa derzeit gar nichts.

Gegen engere EU-Integration: Der britische Premierminister David Cameron
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Modernes Babel: Europas Medien berichten ausführlich über die Schuldenkrise, schauen dabei aber immer noch vor allem durch die nationale Brille.

A
ls Frankreich das „Triple A“
bei der Rating Agentur Stan-
dard&Poor’s verliert, bringt
der französische Nachrich-
tensender BFM-TV eine Son-
dersendung mit dem Titel:

„Eine bankrotte Welt“. Frankreich werde die
Eurozone verlassen und kehre zum Franc
zurück, berichtet die Moderatorin. Das habe
Präsident Nicolas Sarkozy mit Kanzlerin An-
gela Merkel beschlossen. Deutschland erwä-
ge, eine Mini-Eurozone gemeinsam mit den
nordeuropäischen Ländern zu bilden, „ei-
nen Club der guten Schüler“, von dem
Frankreich und der Süden Europas definitiv
ausgeschlossen blieben, erklärt ein Korres-
pondent aus Berlin. 
Das Szenario der Sondersendung im Januar
war Fiktion. Doch das Thema ist in den fran-
zösischen Medien seit Mo-
naten allgegenwärtig: Gleitet
Frankreich mit der Schul-
denkrise in das Lager der
südeuropäischen Länder ab?
Wie kann es sein Haushalts-
defizit reduzieren  und
gleichzeitig die eigene Wirt-
schaft wieder in Schwung
bringen? Wie verändert sich
das deutsch-französische
Verhältnis in der Euro-Krise? 
Staatspräsident Sarkozy be-
kennt bereits seit Jahren:
„Ich bewundere das deutsche Modell.“ In ei-
nem Fernsehinterview Ende Januar machte
er aus Arbeitsmarkt-Reformen nach deut-
schem Vorbild sogar sein erstes großes Wahl-
kampfthema. Noch vor den Präsident-
schaftswahlen im Frühjahr müsse das Ar-
beitsrecht flexibler werden. 
Frankreichs Bürgerinnen und Bürger dürften
die Loblieder auf den Nachbarn langsam
satt haben. Zu allem Überfluss müssen sie
sich seit Wochen in Radio und Fernsehen an-
hören, wie eine deutsche Automarke ohne
Übersetzung für ihre Modelle wirbt: „deut-
sche Qualität“ schon zum Frühstück. 
Auch Deutschlands Botschafter in Paris,
Reinhard Schäfers, wird das Lob zu viel. Er
spricht überhaupt nicht gerne vom „deut-
schen Modell“. Vor sieben Jahren sei
Deutschland noch der kranke Mann
Europas gewesen mit knapp fünf Millionen
Arbeitslosen, sagt Schäfers Privatradio
Europe 1. Eine linke Regierung habe Refor-
men eingeleitet, die für viele Menschen in
Deutschland sehr schmerzhaft gewesen sei-
en. Einige dieser Erfahrungen könnten wohl
als Beispiel dienen. „Ist Frankreich für Sie
und Ihre Landsleute eine Last, während Sie
für uns jetzt vielleicht eine Lokomotive
sind?“, fragte die Moderatorin. Da wirkte
Schäfers für einen kurzen Moment geradezu
fassungslos. Viele Franzosen und insbeson-
dere Kommentatoren in Paris hätten sich of-

fenbar in den Kopf gesetzt, Frankreich sei als
Partner nicht mehr auf der Höhe Deutsch-
lands. „Nur gemeinsam werden wir in
Europa Erfolg haben“, sagte Schäfers. Die
Moderatorin dankte dem Botschafter er-
leichtert für die  „beruhigenden Worte“.  

Griechenland „Die nächste Tranche“ heißt
eine Sendung des Athener Stadtradios. Jeden
Morgen wird dort diskutiert, was Griechen-
land für die Auszahlung der nächsten Kredit-
rate tun muss, getan hat und vor allem nicht
getan hat. Seit zwei Jahren haben griechische
Medien vor allem ein Thema: die nationale
Schuldenkrise, die Eurokrise, das Krisenma-
nagement der Europäer. 
Die  Athener Tageszeitung Ta Nea erschien
kürzlich mit einer Karikatur auf ihrem Titel-
blatt, die die deutsche Kanzlerin Angela

Merkel als Puppenspielerin
zeigte. Ihre Marionette: Grie-
chenland. Natürlich gehen
längst nicht alle Griechen
soweit, eine  „Junta Schäu-
ble“ auszumachen, wie die
rechtspopulistische Zeitung
Eleftheros Typos. Aber
schon zu Beginn des grie-
chischen Dramas vor zwei
Jahren verfolgten grie-
chische Beobachter Merkels
Zaudern, das Land mit einer
greifenden Solidaritätsbe-

kundung auf den Finanzmärkten zu halten,
mit Unverständnis. Inzwischen vermelden
sie, dass Deutschland immer weniger Zinsen
für seine Geldanleihen zahlen muss, bisher
also durchaus profitiert hat – so wie all die
Jahrzehnte zuvor, als die Griechen, wenn
auch auf Pump, massenhaft deutsche Im-
portprodukte kauften. Deswegen betrachten
die Kommentatoren bei aller Selbstkritik für
die hauseigene Misere den deutschen Zeige-
finger, begleitet von dem urdeutschen Satz
„ihr müsst Eure Hausaufgaben machen“, in-
zwischen eher als Überheblichkeit denn als
Krisenmanagement hin. 
Für den neuen Kreditvertrag verlangt Berlin
nun eine noch strengere Finanzaufsicht, die
schriftliche Verpflichtungen aller politischen
Kräfte, legt nahe, die anstehenden Wahlen
zu verschieben. Dass die Kreditgeber Sicher-
heiten für das größte Hilfsdarlehen aller Zei-
ten von 130 Milliarden verlangen müssen,
versuchen griechische Journalisten wie zum
Beispiel Babis Papadimitriou seinen Zu-
schauern allabendlich im Fernsehsender
SKAI zu erklären. Aber der Verdacht geht
um, dass gerade die Deutschen es darauf an-
legen, Griechenland aus dem Euro und da-
mit in den Bankrott zu drängen. „Sie treiben
uns von Schikane zu Schikane, so, als woll-
ten sie uns loswerden“, kommentierte die
Zeitung To Vima in ihrer Online-Ausgabe:
„Wenn sie uns nicht mehr in der Eurozone

haben wollen, dann sollen sie es sagen.
Sonst müssen wir uns wohl verabschieden
und dann sollen sie die Verantwortung über-
nehmen, für das, was kommt.“

Estland Es war ein merkwürdiger Eindruck
für die Esten: Die Eurozone steckte bereits
mitten in der Krise, und trotzdem sollte man
nun mit der Einführung der Gemeinschafts-
währung Anfang 2011 ein womöglich sin-
kendes Schiff betreten?
Natürlich war den Esten auch klar, dass kein
Weg zurückführte: Ihre Landeswährung Kro-
ne war von Anfang an erst an die D-Mark
und anschließend an den Euro gekoppelt.
Dass die Gemeinschaftswährung nicht
schon gleich nach dem EU-Beitritt 2004 ein-
geführt wurde, lag am Anstieg der Inflation.
Der Ausbruch der Krise 2008 bremste dann
zwar den Preisaufschwung, ließ dafür aber
das Haushaltsdefizit über die Drei-Prozent-
Marke steigen. Trotz ungünstiger Rahmen-
umstände reagierte die Regierung mit einem
eisernen Sparkurs. Für Ärger sorgte aber eher
die Tatsache, dass Estland Defizitgrenzen
einhalten sollte, die die meisten Mitglieder
der Eurozone klar verfehlten. Dass Estland
auf Herz und Nieren geprüft wurde, wäh-
rend Griechenland auf Grundlage gefälsch-
ter Zahlen in die Eurozone aufgenommen
worden war, bestärkte viele Esten in ihrem
Verdacht, dass bei osteuropäischen Ländern
strengere Maßstäbe angelegt werden. 
Der Euro ist ein wichtiger psychologischer
Faktor. Man konstatiert heute mit Stolz, das
am stärksten integrierte nordeuropäische
Land zu sein: Unter den fünf nordischen
und drei baltischen Staaten gehört nur Est-
land sowohl zur EU und zur NATO als auch
zur Euro-Zone. Im Alltag genießen viele Es-
ten die praktischen Folgen des Euro, denn
der Austausch mit dem großen Nachbarn
Finnland wird dadurch erleichtert. Von ei-
nem Lebenstandard wie dem der Finnen
sind ihre Einkommen aber noch weit ent-
fernt. Und so stößt den Kommentatoren in
estnischen Medien übel auf, wenn Griechen
gegen Mindestlöhne demonstrieren, die est-
nischen Durchschnittsgehältern entspre-
chen. Werden einem Schulden schneller er-
lassen, wenn man nur heftig genug protes-
tiert und streikt? Laute Töne sind den Esten
fremd, und viele befürchten, als kleines
Land nicht ausreichend wahrgenommen zu
werden. Aber die Esten nehmen auch mit ei-
nem gewissen Stolz zur Kenntnis, dass ihre
Rolle als europäische Musterknaben ihre Po-
sition gestärkt hat. 

Dänemark Außen vor und doch dabei – das
ist Dänemarks Position in der Eurokrise.
Obwohl das Land bereits 1973 dem Staaten-
bund beigetreten ist, hat es sich Sonderbe-
dingungen ausgehandelt und nimmt etwa
an Gemeinschaftswährung nicht teil. Die

Außenseiterposition ist Zeichen einer euro-
paskeptischen Haltung der dänischen Bevöl-
kerung. Seit dem 1. Januar hat Dänemark
die EU-Ratspräsidentschaft inne und damit
im Staatenbund mehr Einfluss als sonst. Das
kleine nordeuropäische Land muss Ver-
handlungen leiten, an denen es selber nicht
wirklich beteiligt ist. Umso wichtiger war es
Ministerpräsidentin Helle Thorning-
Schmidt, sozialdemokratische Chefin einer
links-liberalen Minderheitsregierung, beim
informellen Brüssel-Gipfel Ende Januar da-
bei zu sein, auf dem die Staats- und Regie-
rungschefs sich auf die Ausgestaltung des
Fiskalpakts einigten. Thorning-Schmidt
konnte sich die Zustimmung der Parteien
der Vorgängerregierung Venstre (liberal-

konservativ) und Konservative sichern, die
eine Parlamentsmehrheit auch ohne die lin-
ke „Einheitlisten“ ermöglichen. Diese
wünscht ebenso wie die rechtspopulistische
dänische Volkspartei DF eine Volksabstim-
mung zum Fiskalpakt. 
„Steigende Arbeitslosigkeit und weniger
Wohlfahrt in ganz Europa“, fürchtet etwa
Nikolaj Villumsen, europapolitischer Spre-
cher von „Einheitsliste“, die Thorning-
Schmidt noch im Wahlkampf 2011 unter-
stützt hatte.  „Es ist positiv, dass die Länder
sich über strengere Regeln einig geworden
sind. Das ist wichtig, um aufzuräumen und
das Vertrauen in die Volkswirtschaften der
einzelnen Länder wiederherzustellen“, heißt
es hingegen bei Venstre.

Sparen steht in Dänemark derzeit weit oben
auf der Agenda. Die im Herbst angetretene
Mitte-Links Regierung muss Ausgaben kür-
zen, wo es nur geht und hat schon etliche
Wahlversprechen wieder einkassieren müs-
sen. „Wenn sie im Frühjahr Reformen bei Ar-
beitslosigkeitssystem und Frühpension ma-
chen müssen, können sie den Richtlinien der
EU einen Teil der Schuld dafür geben“, urteilt
Mette Østergaard, politische Kommentato-
rin bei der Zeitung „Politiken“. Nicht die bes-
ten Voraussetzungen, um den Rückhalt der
Dänen für die Europa zu stärken.

Ursula Amtage (Paris), Clemens Bomsdorf
(Kopenhagen), Berthold Forssman (Tallinn),

Corianna Jessen (Athen) ❚

Im Spiegelkabinett der Krise
MEDIEN Europas Öffentlichkeit blickt auf die Nöte der jeweiligen Nachbarn. Eine gemeinsame Sprache hat sie noch nicht gefunden

Noch vor 
wenigen 

Jahren galt
Deutschland

als der
kranke Mann

Europas.

Die Skeptiker sind in Europa auf dem Vor-
marsch. Auf den ersten Blick nichts Neues:
Schon in der griechischen Antike war der
„Skeptizismus“ populär, eine Denkrich-
tung, die den Zweifel zum Prinzip erhob.
Jetzt, etwa 2.000 Jahre später, haben Partei-
en in ganz Europa den Zweifel zu ihrem po-
litischen Prinzip gemacht. 
Die rechtspopulistische französische „Front
National“ gewann 2010 bei Regionalwahlen
etwa neun Prozent der Stimmen. In den
Niederlanden ist die 2006 gegründete „Par-
tei für die Freiheit“ des Islamgegners Geert
Wilders drittstärkste Fraktion im Parlament.
Ein Blick auf die politische Landkarte
Europas zeigt: In vielen EU-Staaten gibt es
mittlerweile rechtspopulistische Parteien –
und sie haben Zulauf.
Erstaunlicherweise, erklärt Frank Decker,
Populismusforscher und Politikprofessor in
Bonn, sind die Rechtspopulisten Westeuro-
pas zumeist nicht dezidiert nationalistisch
ausgerichtet. Zumindest offiziell gehe es ih-
nen „um eine gemeinsame westeuropäische
Identität, die Abgrenzung zu nicht-europäi-
schen Kulturen wie dem Islam“. 

Vakuum in Osteuropa Anders das Bild in
Osteuropa. Auch hier feiern rechtspopulis-
tische Parteien Erfolge. Im Gegensatz zu ih-
ren Pendants im Westen argumentieren sie
zumeist rein nationalistisch. Das Vakuum
politischer Werte, das nach dem Ende des
Kalten Krieges mit dem Untergang der Sow-
jetunion entstanden ist, haben sie mit der
Forderung nach dem Primat nationaler
Identität und Kultur gefüllt. So sind Partei-
en wie die litauische „Ordnung und Gerech-
tigkeit“ und die polnische „Solidarna Pol-
ska“ entstanden. Am radikalsten: die neofa-

schistisch-populistische „Bewegung für ein
besseres Ungarn“, in der Landessprache
kurz „Jobbik“, die seit 2010 die drittstärkste
Fraktion im ungarischen Parlament stellt.
Die Zitterpartie um den Euro hat allen Po-
pulisten ein neues Thema beschert. Die
Griechenland-Krise als Verteilungskrise, die
EU als Transferunion – mit solchen Inter-
pretationsmustern lässt sich derzeit punk-
ten. 

EU-weite Vernetzung Die Vernetzung der
populistischen Parteien zeigt sich im EU-
Parlament. Als Parteienfamilie bilden sie ei-
ne eigene Fraktion,„Europa der Freiheit und
Demokraten“ (EFD), mit aktuell 33 Abge-
ordneten aus neun Ländern. Vereint sind
hier die „Dänische Volkspartei“, die „Wah-
ren Finnen“, die „Bewegung für Frank-

reich“, der griechische „Orthodoxe Volks-
alarm“, die niederländische „Reformierte
Politische Partei“, die litauische „Ordnung
und Gerechtigkeit“, die „Slowakische Na-
tionalpartei" und die "Solidarna Polska“,
die „Lega Nord“ Italiens und die „United
Kingdom Independence Party“. 
So radikal die Mitgliedsparteien der EFD
zuweilen auftreten: Die Fraktion nimmt
nicht jeden auf. So bekundete die „Freiheit-
liche Partei Österreichs“ (FPÖ) 2009 Inte-
resse an einer Mitgliedschaft. Diese wurde
von mehreren Abgeordneten der EFD-Frak-
tion abgelehnt.  Die britischen Europaskep-
tiker von der UK Independence Party hin-
gegen sind dabei, obwohl ihre Skepsis ulti-
mativ ist: Sie fordern den Austritt des Euro-
päischen Königreichs aus der Europäischen
Union. Verena Renneberg

Am rechten Rand vereint
ABGRENZUNG Die Euro-Krise hat Populisten eine neues Thema beschert

Ein Etablierter gegen das „Establishment“: Timo Soini, Chef der „Wahren Finnen“ 
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Sven Sellmer lebt mit seiner Familie seit 2004 im polnischen Posen.
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Die Dänin Mette Aagaard Jakobsen hat in Barcelona eine neue Heimat gefunden.
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POSEN Ein protestantischer Nord-
deutscher als einer von drei „Vä-
tern des Jahres“ im katholischen
Polen: Für Sven Sellmer ist das
auch nach einem Dreivierteljahr
noch schwer zu glauben. Unter
20.000 Teilnehmern hatte die Jury
des landesweiten Wettbewerbs
den 42-Jährigen im Juni 2011 zu
einem der Preisträger gewählt –
am Ende auf Rang zwei. „Ich habe
das zuerst für einen Scherz gehal-
ten“, erzählt der gebürtige Schles-
wig-Holsteiner, der mit seiner pol-
nischen Frau Izabella und der ge-
meinsamen zehnjährigen Tochter
Maja in Posen lebt. Die frohe Bot-
schaft von der Nominierung über-
mittelte damals Pfarrer Boguslaw
Baranski. Er hat den Väter-Wettbe-
werb vor sechs Jahren ins Leben

gerufen. Über Sellmer sagt er: „Wir
wollten zeigen, dass Väter auch
durch Einfühlsamkeit Autorität
ausstrahlen können.“ Und in die-
ser Hinsicht ist der deutsche Dok-
tor der Philosophie in Polen of-
fenkundig ein Vorbild. Sellmers
Tochter Maja, die ihren Vater zum
Super-Papa-Wettbewerb angemel-
det und den Stein damit erst ins
Rollen gebracht hatte, schwärmt:
„Er ist klug, immer hilfsbereit und
sagt die Wahrheit.“
Erziehung und Haushalt teilt sich
Sellmer mit Izabella, die als Ger-
manistin wie ihr Mann an der
Adam-Mickiewicz-Universität in
Posen arbeitet. Dort haben sich
Iza und Sven auch kennengelernt,
als der Deutsche in den 1990er
Jahren aus purer Neugier an ei-

nem Polnisch-Sommerkurs teil-
nahm. Inzwischen spricht er eben-
so perfekt Polnisch wie seine Frau
Deutsch und Tochter Maja beide
Sprachen. Für sonderlich erwäh-
nenswert hält Sellmer das nicht.
Womöglich deshalb nicht, weil er
selbst ein knappes Dutzend Spra-
chen beherrscht – darunter Sans-
krit. An der Posener Uni hat das
Multitalent das Institut für Indo-
logie mit aufgebaut und schließt
gerade seine Habilitation ab.
Den Sellmers ist kaum bewusst,
dass ihre kleine deutsch-polnische
Familie etwas Besonderes ist. „Wir
leben seit 2004 in Posen“, berich-
tet Sellmer lapidar. „Damals boten
sich für uns beide hier die besse-
ren beruflichen Perspektiven.“ Zu-
vor hatte das Paar einige Jahre in

Schleswig-Holstein verbracht, wo
Maja 2001 zur Welt kam. 
„Wir fühlen uns in Polen wohl.
Die Menschen sind offen, freund-
lich und lockerer als viele Deut-
sche, allerdings manchmal auch
schlechter organisiert“, sagt Sell-
mer und fügt hinzu: „Wir können
uns aber auch gut vorstellen, eines
Tages wieder nach Deutschland zu
ziehen – am liebsten nach Berlin.“
Im weitesten Sinn begreift sich der
Super-Papa ohnehin als EU-Bür-
ger. „Ich bin ein Europa-Enthusi-
ast“, sagt er, schränkt aber ein:
„Was nicht optimal funktioniert,
ist die Umsetzung dieser großarti-
gen Idee.“ Ulrich Krökel ❚

Der Autor arbeitet als freier
Journalist in Warschau.

Iavor Zvetanov ist mit 19 Jahren nach Berlin gekommen.
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BERLIN Maultaschen, Käsespätzle,
Nürnberger Würstchen – die Spei-
sekarte von Iavor Zvetanov ist vor
allem eins: deutsch. Bulgarisch ist
hier, in seiner Kneipe im Berliner
Bezirk Neukölln, außer Zvetanov
selbst, nur noch der Wein. „Kein
Mensch weiß, dass es in Bulgarien
guten Wein gibt“, sagt er. „Man
kennt ihn in Deutschland nur aus
dem untersten Regal im Super-
markt.“ Deswegen gibt es bei ihm
Wein aus Bulgarien – ein Tribut an
die Heimat sozusagen. 
Zvetanov kommt aus Belene, einer
kleinen Stadt an der Grenze zu Ru-
mänien, die vor allem für ihr ge-
plantes Kernkraftwerk und ein Ar-
beitslager bekannt ist, in dem zu
kommunistischen Zeiten Regime-
gegner ermordet wurden. Im Jahr
1994 ging Zvetanov nach Berlin,

eigentlich um zu studieren und
dem Wehrdienst in Bulgarien zu
entgehen. Doch als 19-Jähriger im
Berlin nach dem Mauerfall – Zve-
tanov wollte lieber etwas erleben
als sich mit Büchern zu quälen,
wie er erzählt. Schließlich begann
er, hauptberuflich als Kellner zu
arbeiten. Heute gehören dem 36-
Jährigen die „Kindl-Stuben“ – ei-
ne Kneipe im Berliner Chic mit
niedrigen Dreibeintischen,
Plüschsofas und Stehlampen. Auf
den Tischen stehen Kerzen, an der
Wand hängen Fotografien von
Sartre. 
An Berlin gefalle ihm vor allem
das Bunte, das Internationale, sagt
Zvetanov. Neukölln mit seinem
hohen Ausländeranteil, den arabi-
schen Brautmodengeschäften und
den orientalischen Klängen, die in

die Geschäfte locken sollen, ist Sy-
nonym für dieses farbenfrohe Mit-
einander – und Zvetanov nicht
nur mit seiner Kneipe ein Teil da-
von. 
Seine Frau ist Deutsche mit türki-
schen Wurzeln. Für Zvetanovs Fa-
milie war das zunächst nicht ganz
leicht zu verkraften, schließlich
verbindet die Türkei und Bulga-
rien eine jahrhundertelange
schwierige Nachbarschaft. 500
Jahre war Bulgarien unter osmani-
scher Herrschaft, die aus dieser
Zeit verbliebene türkische Min-
derheit wurde ihrerseits unter
dem kommunistischen Regime
diskriminiert. Zvetanovs Familie
zeigt, wie sehr sich die Zeiten ge-
ändert haben. Mit seinen Kindern
spricht er bulgarisch, seine Frau
türkisch. Untereinander reden sie

deutsch. Es ist Zvetanov wichtig,
dass seine Kinder seine Sprache
beherrschen – auch wenn er selbst
nach den vielen Jahren in
Deutschland im Bulgarischen in-
zwischen häufiger stolpert als frü-
her. „Manche Dinge kann ich gar
nicht auf Bulgarisch sagen“, sagt
er. „Lohnsteuerjahresausgleich
zum Beispiel.“ Ein typisch deut-
sches Wort eben. 
Was ihn im Bulgarischen an
sprachliche Grenzen bringt, gefällt
ihm an Deutschland prinzipiell gut
– das Organisierte, die Pünktlich-
keit. Und die Fußballnational-
mannschaft. Aus seiner alten Hei-
mat vermisst er vor allem zwei Din-
ge: seine Familie und die Sonne.
Und ein bisschen auch die Lebens-
weise. „Die Bulgaren“, findet er,
„sind entspannter.“ Tatjana Heid ❚

Der Schwede Fred Karlsson geht in London mittlerweile „als Engländer durch“.
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LONDON Fred Karlsson war 26
Jahre alt, als er den großen Ent-
schluss fasste. Sein musikalisches
Talent hatte dem Schweden viel
Beifall und einen Job als Organist
in der örtlichen Kirchengemeinde
eingebracht. Nebenbei jobbte er
im Lebensmittelgeschäft seiner El-
tern im Landkreis Skene/Kinna,
50 Kilometer südöstlich von Göte-
borg. Ein geruhsames, geordnetes
Leben – ein bisschen zu geruh-
sam, fand er: „Ich wollte weg von
daheim und etwas anderes aus-
probieren.“ Der Musiker bewarb
sich am London College of Music
und wurde prompt genommen. 
Der Sprung aus der tiefsten schwe-
dischen Provinz in die Weltstadt
gelang. Karlsson fühlte sich wohl,
sein Englisch ist so perfekt, „dass

ich heute als Engländer durchge-
he“. Das Leben in England brach-
te auch privat Glück: Seine Frau
Sarah, eine Grundschullehrerin,
ist Einheimische. Was Europa und
die EU angeht, konnte der Schwe-
de die vorherrschende pragmati-
sche Skepsis verstehen, die auch
Sarah empfindet. „Ich selbst fühle
mich mehr als Europäer als sie“,
erzählt der 45-Jährige „ich habe
damals mit Überzeugung für
Schwedens EU-Beitritt gestimmt.“
Zumal für ein kleineres Land sei
die EU wichtig. Und: „Ein biss-
chen Geben gehört auch dazu.“
Diese Sichtweise sei indes in Eng-
land zunehmend unpopulär.
Karlssons erstem Studien-Ab-
schluss folgte ein Masters-Studi-
um in Chorleitung. Eine feste Stel-

le war rasch gefunden: Das Amt
des Organisten bei der Friedhofs-
verwaltung von Golders Green
bringt ein Grundeinkommen und
lässt Nebenjobs zu, so dass Karls-
son mehrere Klavier- und Orgel-
schüler privat unterrichtet. Zudem
gehört zu der Stelle eine Dienst-
wohnung, was im teuren London
wichtig ist. 
Als Sarah 2000 die Chance erhielt,
für ein Jahr in Atlanta (USA) zu ar-
beiten, zeigte sich die Friedhofs-
verwaltung flexibel und stellte ih-
ren Angestellten frei. Diese Zeit
hat Karlsson in wunderbarer Erin-
nerung: „Gerade in den US-Süd-
staaten sind die Leute so unglaub-
lich freundlich.“ Mit der schönen
Erinnerung verbindet sich ein kri-
tischer Blick aufs Langzeit-Gast-

land: „Mir fehlt hier oft das offene
Wort. Es gibt zu viel Gerede hinter
dem Rücken der Betroffenen.“
Die Enttäuschung über eine Intri-
ge, die seinen ehrenamtlichen
Dienst an einer Nord-Londoner
Kirche beendete; die Routine der
Trauerfeiern; die Bedürfnisse der
beiden Kinder Magnus und Eva,
die sich noch immer ein Zimmer
teilen – derzeit würde Karlsson,
„sofort zugreifen, wenn sich an-
derswo eine Chance böte“. Inzwi-
schen ist ihm auch die Ruhe in der
Heimat wieder sympathischer als
vor zwei Jahrzehnten. Und als Kir-
chenmusiker habe man es dort
viel leichter. Sebastian Borger ❚

Der Autor ist freier Journalist in
London. 

BARCELONA Es war eine Mi-
schung aus Fern- und Heimweh,
die Mette Aagaard Jakobsen 2003
nach Barcelona geführt hat. Nach
langen Reisen durch Asien – durch
Nepal, Indien, Thailand – suchte
die Dänin gemeinsam mit ihrem
deutschen Lebensgefährten einen
Ort zum Bleiben. Irgendwo am
Meer, irgendwo im Süden sollte er
liegen, aber dennoch nicht zu weit
weg von ihren Familien: Die Wahl
fiel auf Barcelona. „Auch wenn
mich die asiatische Kultur faszi-
niert, bevorzuge ich zum Leben
Europa“, sagt Mette Aagaard, 
36 Jahre alt. „Ich fühle mich den
Menschen hier einfach verbunde-
ner, kann mit allen ins Gespräch
kommen.“ 
Der Spaß am täglichen Miteinan-
der war wohl auch ein Grund, wa-

rum die Weltenbummlerin nach
Jahren auf Kunsthandwerks- und
Mittelaltermärkten im November
2010 ihr eigenes Geschäft eröffnet
hat, „Home on earth“, einen La-
den für nachhaltiges Design. Auf
dem Boden des hellen Lokals im
Altstadtviertel Raval reihen sich
Filzpantoffeln in allen Größen
und Farben, daneben liegen bun-
te Teppiche, an einer Kleiderstan-
ge hängen Sweat-Shirts und Ja-
cken. Die Entwürfe stammen von
der Chefin selbst, einer ausgebil-
deten Grafik-Designerin. Produ-
ziert wird in Indonesien und Ne-
pal, von ihr persönlich mitbetreu-
ten Projektwerkstätten, zu fairen
Preisen. Möbel aus nachhaltig er-
wirtschaftetem Holz und handge-
fertigte Baby-Kleidung aus Bio-
Materialien ergänzen das Ange-

bot. In einer sendungsbewussten,
kosmopolitischen Stadt wie Barce-
lona funktionieren solche Kon-
zepte gut, auch in Krisenzeiten.
Während Mette Aargard ein paar
Kunden skandinavische Lampen
zeigt, passt eine Kollegin auf, dass
der einjährige Vigo nicht auf die
Straße krabbelt; der drei Jahre äl-
tere Noe spielt hinterm Verkaufs-
tresen Computer. Von Elternzeit
oder einem Betreuungsangebot
wie in Dänemark kann man in
Spanien nur träumen, der Alltag
mit Kind fordert einiges an Orga-
nisation. Manchmal fehle ihr sol-
cher Komfort, dann vermisst sie
nordeuropäische Effizienz. „Dafür
nehmen sich die Menschen hier
mehr Zeit füreinander.“
Mit ihren Söhnen spricht Aagaard
dänisch, der Vater deutsch, unter-

einander unterhält sich das Paar
auf Englisch. Von Freunden und
auf der Straße hören die Kinder
überwiegend spanisch; spätestens
in der Schule wird mit Katalanisch
eine fünfte europäische Sprache
dazukommen. In welcher Sprache
sie sich einmal heimisch fühlen
werden? Mette Aagard zögert ei-
nen Moment, sagt dann: „Mir ist
es schon wichtig, dass sie meine
Sprache sprechen und verstehen.
Aber welchem Land sie sich zuge-
hörig fühlen, ist Nebensache.“
Vielleicht sind sie ja tatsächlich
einmal das, was „Home on Earth“
nahe legt: zu Hause in der ganzen
Welt – oder zumindest in Europa.

Julia Macher ❚

Die Autorin arbeitet als freie 
Journalistin in Barcelona.

Ein Pariser in Kopenhagen: Ludovic Piveta 
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KOPENHAGEN Internationaler als
Ludovic Pivetal kann ein Mensch
kaum sein. 1978 als Sohn einer
Portugiesin und eines Vaters aus
Martinique in Paris geboren, hat
er in Frankreich und Italien gelebt,
bevor er mit seiner spanischen
Freundin nach Dänemark zog.
„Ich lerne gerne andere, so ver-
schiedene Länder kennen und
kann mir gut vorstellen, in ein
paar Jahren wieder weiter zu zie-
hen“, sagt er. Nach Dänemark zog
Ludovic der Arbeit wegen. „In Ita-
lien lebte es sich prächtig, aber der
Lohn war verhältnismäßig
schlecht und nach dem Ausbruch
der Krise verschlechterten sich die
Aussichten zunehmend, so dass
ich mich auf eine Marketingstelle
in Dänemark bewarb.“ Die hohen
Lebenshaltungskosten und Steu-

ern in seiner neuen Heimat schre-
cken ihn nicht ab: „Wer sich darü-
ber beschwert, sollte schauen, was
er am Monatsende übrig hat. Das
ist immer noch viel und für die
Steuern bekommt man auch etwas
– zum Beispiel eine gut funktio-
nierende Bürokratie“. Dass alles so
gut organisiert ist – vom öffentli-
chen Nahverkehr bis zu den Be-
hörden – freut ihn an seiner der-
zeitigen Heimat am meisten. „Ich
mag nicht, wenn Leute Vorurteile
gegen Italien haben, aber wie auch
in Frankreich ist das Staatswesen
dort längst nicht so effizient“, fin-
det Pivetal.  
Dagegen werde man im Süden
ganz anders aufgenommen: „Die
Dänen haben wenig Interesse,
neue Leute kennenzulernen. Mei-
ne Freunde hier sind ebenfalls

Ausländer, mir fehlt der offene,
herzliche Umgang miteinander,
der Plausch auf der Straße. Nicht
einmal die Nachbarn sagen Hallo
zueinander“, erzählt er. Auch das
Essen ließe ein wenig zu wün-
schen übrig. Besonders in Italien
sei das ganz anders gewesen. 
Dorthin hatte es Pivetal aus Neu-
gier gezogen, er war damals mehr-
fach bei Freunden in Rom gewe-
sen und hatte das Land schätzen
gelernt. Deshalb bewarb er sich
dort und zog im Sommer 2007
nach Rom, nach Kopenhagen ging
es exakt zwei Jahre später. 
Pivetal kommt aus einem der be-
rüchtigten Pariser banlieues (Vor-
orte). „Ich habe vier Schwestern,
komme aus einer typischen Mig-
rantenfamilie und gehöre sicher-
lich zu jenen zehn Prozent, die

von dort stammen, die am weites-
ten gekommen sind. Viele studie-
ren nicht einmal. Weil wir nicht in
die oberen französischen Schich-
ten hineingeboren werden, müs-
sen wir uns mehr anstrengen“, be-
richtet er. Pivetal studierte an einer
privaten Hochschule Wirtschaft –
das Studium hat er sich selbst fi-
nanziert.  
Während seiner Jahre im Ausland
hat Pivetal Europa gut kennenge-
lernt. „Anfangs war ich sehr posi-
tiv, was die EU angeht, heutzutage
bin ich immer noch ein Freund
des Staatenbundes, meine aber,
dass stärker diskutiert werden
muss, wie die Integration ablaufen
soll.“ Clemens Bomsdorf ❚

Der Autor ist freier Nordeuropa-
korrespondent in Kopenhagen.

Die es in die Fremde zog
VOR ORT Ein Deutscher als Superpapa Polens, vielsprachige Kinder – fünf Beispiele für ein gelebtes Europa 
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Über die Ausgangslage sind sich EU und Bel-
grad einig: Eine dauerhafte Befriedung des
westlichen Balkans ist nur mit Serbien mög-
lich. Doch wie diese Integration geschehen
soll, darüber gibt es bisher unvereinbare Mei-
nungsunterschiede. Man habe die vom UN-
Tribunal als Kriegsverbrecher angeklagten
Serben nach Den Haag ausgeliefert und müs-
se daher nun den EU-Kandidatenstatus er-
halten – so lautet die Forderung aller serbi-
scher Spitzenpolitiker. Demgegenüber hat
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) bei
ihren Besuchen in Belgrad und in Pristina im
Sommer 2011 Bedingungen gestellt, die Ser-
bien mit Blick auf seine vor vier Jahren abge-
fallene und heute fast nur noch von Alba-
nern bewohnte einstige Provinz Kosovo er-
füllen soll.
Zunächst müssten alle Barrikaden beseitigt
werden, mit denen die Serben in Nordkoso-
vo seit letzten Sommer den Verkehr lahmge-
legt haben. Dadurch sollen die NATO-ge-
führte Schutztruppe KFOR und die EU-
Rechtsstaatsmission (EULEX) „volle Bewe-
gungsfreiheit“ bekommen. Das wird bisher
von den lokalen Serben abgelehnt. Sie ma-
chen im gesamten Kosovo nur noch weniger
als zehn Prozent der Bevölkerung aus, im
Norden bilden sie jedoch die Mehrheit.
Die zweite Bedingung Deutschlands ist ein
Nachgeben Serbiens bei der Teilnahme der
albanisch geführten Kosovo-Regierung an in-
ternationalen Konferenzen. Bisher hat Bel-
grad jede multilaterale Tagung boykottiert,
auf der ein Kosovo-Minister aufgetaucht war. 

Die Lage könnte sich dort sogar noch ver-
schärfen. Denn die Serben im Nordkosovo
haben Mitte Februar in  einem Referendum
klar für den Verbleib bei Serbien und damit
gegen die kosovarische Regierung in Pristina
gestimmt. Gleichzeitig will Belgrad seine in
diesem Frühjahr geplanten Parlaments- und
Kommunalwahlen auch in Nordkosovo
durchführen. 
Demgegenüber verlangen die USA, Großbri-
tannien, Frankreich und Deutschland, dass
sich Serbien nach und nach aus dem Norden
Kosovos zurückzieht. Bisher finanziert Ser-
bien dort mit 500 Millionen Euro jährlich
die Gemeindeverwaltungen, die Polizei, die
Geheimdienste sowie den Bildungs- und Ge-
sundheitssektor. Ein Ende dieser Unterstüt-
zung hat der serbische Staatspräsident Boris
Tadic wiederholt klar abgelehnt.

Schleppende Reform Während Brüssel
beim Thema Kosovo Serbien harte Forderun-
gen stellt, lässt man dem Balkanland ausblei-
bende Reformen im Inneren durchgehen.
Das größte Problem ist die fehlgeschlagene
Neuordnung des noch aus kommunisti-
schen Zeiten stammenden Justizsystems.
„Belgrad versucht, die Europäer hinters Licht
zu führen“, analysiert der Belgrader Politik-
wissenschaftler Vladimir Pavicevic. Mit allen
Tricks werde versucht, nur Scheinreformen
im Justizapparat durchzuführen. Gerichte
„und vor allem die Staatsanwaltschaften
agieren offen nach dem Diktat der Exekuti-
ve“, kritisiert selbst die Präsidentin der staat-

lichen Antikorruptionsbehörde, Verica Barac.
Der ebenfalls vom Staat eingesetzte Bürger-
Ombudsmann, Sasa Jankovic, bezeichnet
den Hohen Gerichtsrat als eine der obersten
Instanzen der Justiz als „illegitim“. Trotzdem
hat die EU-Kommission Serbien im Dezem-
ber 2011 „enorme Fortschritte“ bei der Justiz-
reform bescheinigt.
Eine zweite große innenpolitische Baustelle
ist der Kampf gegen die weit verbreitete Kor-
ruption. Die Polizei und das Gesundheitswe-
sen gelten als besonders korrupt. Auch Bau-
genehmigungen oder Bescheide über den
Ausbau von Dachböden gibt es nur gegen Ba-

res unter dem Tisch. Serbien wird in allen in-
ternationalen Rankings stets als eines der
korruptesten Länder Europas geführt. 
Seit der demokratischen Wende im Jahr 2000
hat es keine gerichtliche, politische oder mo-
ralische Aufarbeitung der 1990er Jahre unter
dem Autokraten Slobodan Milosevic gege-
ben. Dutzende politische Morde, Bürgerkrie-
ge und groß angelegte Umleitungen staatli-
chen Vermögens in private Taschen wurden
ohne Nachspiel zu den Akten gelegt. Die vie-
len Dossiers der immer noch einflussreichen
Geheimdienste bleiben bis heute verschlos-
sen. Viele der engsten Gefolgsleute von Mi-

losevic, der noch vor einem Urteil 2006 im
UN-Kriegsverbrechertribunal einem Herzin-
farkt erlegen war, sitzen heute wieder an den
Schalthebeln der Macht. Sein einstiger Pres-
sesprecher Ivica Dacic ist Dienstherr der Po-
lizei und stellvertretender Regierungschef,
sein vormals enger Mitarbeiter Milutin
Mrkonjic steuert als Infrastrukturminister
staatliche Rieseninvestitionen. Ob in der Öl-
oder der Gasbranche – überall, wo viel Geld
im Umlauf ist, haben Gefolgsleute aus der
sozialistischen Partei von Milosevic wieder
das Sagen. 
Ein Grund für den Stillstand bei den Refor-
men und die Wiederkehr der Milosevic-Ka-
der ist der „historischen Pakt“ der Demokra-
tischen Partei (DS) von Staatschef Boris Ta-
dic mit den Sozialisten (SPS), die heute von
Ivica Dacic geführt werden. In der Zeit des
Milosevic-Regimes hatten die Demokraten
die Sozialisten an der Macht erbittert be-
kämpft. Nach der Wahl 2008 verhalf die Da-
cic-Partei  der DS mit ihren Abgeordneten zur
Mehrheit im Parlament – und damit zur Re-
gierung. Im Gegenzug hat die DS die Sozia-
listen wieder salonfähig gemacht. Wenige
DS-Politiker wie der frühere Regierungschef
Zoran Zivkovic verlangen, die DS müsse wie-
der zu ihren „ursprünglichen Werten“ zu-
rückfinden. „Die DS darf niemals wieder ei-
ne Koalition mit Partnern bilden, die unde-
mokratische, autistische und primitive Sym-
bole sind.“ Thomas Brey, Belgrad ❚

Der Autor ist Balkan-Korrespondent der dpa.

Im Krebsgang aus dem Kosovo Richtung Brüssel 
SERBIEN Ein Rückzug aus dem Norden der abgefallenen Provinz gilt als Bedingung für ein EU-Beitrittsverfahren

N
ach wochenlangen Dis-
kussionen mit Regie-
rungsvertretern platzte
Piotr Duda Ende Januar
der Kragen. „Jetzt ist
Schluss mit der Idylle“,

polterte der Chef der polnischen Dachge-
werkschaft Solidarnosc und kündigte mit-
ten im eisigen Warschauer Winter einen
„heißen Frühling“ an. Wenn sich Premier
Donald Tusk nicht bald bewege, werde er in
den kommenden Monaten Massenproteste
von Krankenschwestern, Bergarbeitern, Ge-
fängniswärtern, Grenzschützern und vielen
anderen Berufsgruppen erleben. „Sie wer-
den vor seiner Kanzlei aufmarschieren, not-
falls auch während der Fußball-Europa-
meisterschaft“, warnte Duda. Polen richtet
das Turnier im Juni gemeinsam mit der
Ukraine aus.
Was die Menschen in „rasende Wut auf den
Premierminister“ versetzt, wie es der Ge-
werkschafter formuliert, gilt in finanzpoliti-
schen Fachkreisen als viel versprechende
Strategie für einen Beitritt Polens zur Euro-
Zone im Jahr 2015. Tusk hat seinen Lands-
leuten eine harte Reform- und Sparpolitik
verordnet. Zwar bezeichnete der Premier ei-
ne Euro-Einführung 2015 zuletzt als nicht
realistisch. Sein Finanzminister Jacek Ros-
towski fügte aber hinzu: die Kriterien für ei-
ne Aufnahme in die Euro-Zone wolle man
in den kommenden drei Jahren erfüllen. In
einer Regierungserklärung nach seiner Wie-
derwahl im vergangenen Oktober hatte Tusk
angekündigt, das Renteneintrittsalter von 
60 Jahren für Frauen und 65 Jahren für Män-
ner einheitlich auf 67 Jahre anzuheben. Das
gesamte Gesundheitssystem kommt auf den
Prüfstand, ebenso viele Steuersubventionen.
Noch in diesem Jahr will die Regierung das
Staatsdefizit unter die Maastricht-Grenze
von drei Prozent drücken – und dies trotz ei-
ner zurückhaltenden Wachstumsprognose
von 2,5 Prozent, die das Finanzministerium
dem Etat zugrunde gelegt hat. Gelingt dies,
könnte sich Polen 2013 dem europäischen
Wechselkursmechanismus II anschließen
und damit ein weiteres entscheidendes Kri-
terium für den Euro-Beitritt erfüllen. Die
Landeswährung Zloty dürfte dann zwei Jah-
re lang nur noch in einem Korridor von rund
15 Prozent im Vergleich zum Euro schwan-
ken. Am Ende könnte, trotz der derzeit ab-
wägenden Worte der Regierung Tusk, der
Beitritt zur Währungsunion stehen. 
Tusks Masterplan ist ehrgeizig. Sein Land,
das viel früher als Deutschland schon 1997
eine Schuldenbremse in der Verfassung ver-
ankert hat, hält zwar mit einer Gesamtver-
schuldung von 53 Prozent die Maastrichter
60-Prozent-Grenze ein. Und auch beim In-
flationskriterium liegt Polen ordentlich im
Rennen. Das Staatsdefizit, das 2011 fast
sechs Prozent betrug, bereitet der Regierung
jedoch Probleme. Deshalb will Tusk nun ra-
dikal sparen und zugleich mit Strukturrefor-
men die Weichen für eine nachhaltige Fi-
nanzpolitik stellen. Das aber treibt die Be-
schäftigten auf die Barrikaden.

Kraftakte Nach 20 Jahren wirtschaftlicher
Transformation wollen sich die meisten
Menschen in Polen keine weiteren Kraftakte
verordnen lassen – und schon gar nicht für
den Euro. Bei der Beurteilung der polnischen
Perspektiven in Europa klafft zwischen Bür-
gern und Gewerkschaften auf der einen Sei-
te sowie Regierung, Unternehmen und Fi-
nanzexperten auf der anderen ein Abgrund.
In der Bevölkerung ist die Zustimmung zu
einem Beitritt zur Währungsunion ange-
sichts der Euro- und Schuldenkrise in den
vergangenen zwei Jahren dramatisch gesun-
ken. Umfragen zufolge möchten drei Viertel
der Polen lieber am Zloty festhalten. 2009
waren dies nur rund 50 Prozent. „Die Men-

schen wollen nicht für Griechenland und
Italien zahlen. Außerdem haben sie Angst
vor einem Euro-Teuro-Effekt“, erläutert die
EU-Expertin Agnieszka Lada vom Warschau-
er Institut für Öffentliche Angelegenheiten.
Wirtschaftsvertreter sind anderer Meinung. 
„Auf Dauer überwiegen die Vorteile der Ge-
meinschaftwährung eindeutig“, sagt etwa
der Direktor von General Motors Polen,
Andrzej Korpak. 55 Prozent der Unterneh-
mer sind für eine schnelle Euro-Einführung.
Vor allem die Manager großer Betriebe seh-
nen das Ende der Wechselkursrisiken her-
bei, gegen die sie sich bei allen Export-Im-
port-Geschäften teuer versichern müssen.
Und auch an den Finanzmärkten ist man
durchaus zufrieden mit Tusks Euro-Master-
plan. Die amerikanischen Ratingagenturen
Moody’s und Standard & Poor’s belohnten
die Reformankündigungen, indem sie Po-

lens Kreditwürdigkeit Ende 2011 gegen den
europäischen Trend heraufstuften. Sie be-
werten die Bonität Polens nun ohne Minus-
Einschränkung als „sicher“. 

Exklusiver Zirkel Für den Ministerpräsiden-
ten selbst ist der Rating-Erfolg jedoch nur ein
positiver Nebeneffekt seiner Reformpolitik.
Donald Tusk nimmt eher das große Ganze
in den Blick. Der Premier ist davon über-
zeugt, dass Polen in Europa nur dann in der
ersten Liga mitspielen kann, wenn das Land
möglichst bald der Währungsunion beitritt.
Der liberal-konservative Regierungschef hat
2011 immer wieder leidvoll erfahren müs-
sen, dass sich die Mitglieder der Euro-Zone
im exklusiven 17er-Zirkel ohne die zehn an-
deren EU-Staaten über das Management in
der Schuldenkrise abstimmten – obwohl Po-
len im zweiten Halbjahr die EU-Ratspräsi-

dentschaft innehatte. „Die Frage ist deshalb
nicht ob, sondern wie wir zu einem zentra-
len Spieler auf der europäischen Bühne wer-
den können“, sagt Tusk. 
Bei den Verhandlungen über den geplanten
Fiskalpakt erhöhte Tusk den Einsatz zuletzt
deutlich. Vor dem Gipfel Ende Januar in
Brüssel drohte er offen mit einem Bruch. Er
werde keinen Vertrag unterschreiben, der
Polen nicht ausreichenden Einfluss auf die
fiskalpolitischen Entscheidungen garantie-
re, warnte er im Vorfeld. Vor allem Frank-
reich hatte die Fiskalunion eng an die Euro-
Zone anbinden wollen. Am Ende einigte
man sich auf ein Verfahren, das es allen Sei-
ten erlaubte, das Gesicht zu wahren. Die
Nicht-Euro-Länder werden in die Beratun-
gen einbezogen – allerdings nicht, wenn es
ausschließlich um Angelegenheiten der
Währungsunion geht. 

Vor diesem Hintergrund ist es in Warschau
ein offenes Geheimnis, dass Tusk seine
zweite Amtszeit mit dem Beitritt Polens zur
Euro-Zone im Jahr 2015 krönen will. Öf-
fentlich sagen mag der 54-jährige Träger des
Aachener Karlspreises das allerdings nicht.
Zu groß sind die Unwägbarkeiten, wie sich
die Währungsunion weiterentwickelt. Zu
groß ist zudem die Furcht der Regierenden
vor dem Volkszorn. „Wir können erst mit 67
Jahren in Rente gehen, damit wir den Euro
bekommen und anschließend den Grie-
chen ihre teuren Autos bezahlen dürfen“,
lautet ein weit verbreitetes Vorurteil, das
polnische Boulevardmedien bedienen. Soli-
darnosc-Chef Duda kündigte an, mit einer
Unterschriftensammlung für ein Referen-
dum über die Tusk-Reformen zu kämpfen.
Dabei hätten Regierung und Bürger allen
Grund zu gemeinsamer Zuversicht. Die
Wirtschaft wächst seit dem EU-Beitritt 2004
jährlich um drei bis sieben Prozent. Selbst
im europaweiten Rezessionsjahr 2009
nahm das Bruttoinlandsprodukt um 1,7
Prozent zu. Polen verzeichnete damals als
einziges EU-Mitglied ein Wachstum. 2011
lag der Wert bei 4,3 Prozent. Die Arbeitslo-
sigkeit sank seit 2004 von mehr als 20 auf
derzeit rund elf Prozent fast auf die Hälfte.
„Wir sind den stärksten Volkswirtschaften
der Welt auf den Fersen“, sagt Tusk stolz. Ge-
lungen ist dies mit einer Mischung aus an-
gelsächsischen und deutschen wirtschafts-
politischen Ansätzen, die Ökonomen oft für
unvereinbar halten.

In Kauflaune Der Boom basiert vor allem
auf einer Stärke des Binnenmarktes. Die
Kauflaune in Polen ist konstant hoch. Viele
Menschen scheuen dabei nicht vor privater
Verschuldung zurück. Eine deutsche Spar-
Mentalität und Inflationsängste sind den Po-
len fremd. Vorhandenes Geld fließt – ähn-
lich wie in den USA – in den Konsum. Da-
von zeugen nicht zuletzt die gigantischen
Shopping-Malls, die in Polen in den vergan-
genen Jahren wie Pilze aus dem Boden ge-
wachsen sind.  Auch die Finanzindustrie ge-
winnt an Bedeutung. Dank einer Privatisie-
rungswelle nach dem EU-Beitritt hat sich
Warschaus Börse zum wichtigsten Handels-
platz östlich von Frankfurt entwickelt.  Der
Anteil internationaler Transaktionen am
Handelsvolumen stieg um fast sechs Punkte
auf 23,4 Prozent. Dennoch zeigt sich Tusk
offen für die deutsch-französischen Pläne ei-
ner europäischen Finanztransaktionssteuer.
„Eine solche Abgabe würde kaum eine Mas-
senflucht von Börsenhändlern aus Polen ver-
ursachen“, heißt es in Regierungskreisen.
Auf der anderen Seite resultiert das anhal-
tende polnische Wirtschaftswunder aus ei-
ner Stärke des Mittelstands, die nur mit dem
deutschen Modell vergleichbar ist. Polens
wechselnde Regierungen haben Existenz-
gründer seit den 1990er Jahren durch Steu-
ererleichterungen konsequent gefördert.
Mit Erfolg: Unternehmen wie der Posener
Familienbetrieb Solaris, der Linienbusse
produziert, haben sich längst in Westeuro-
pa etabliert. Die Diversifizierung der Wirt-
schaft macht das Land weniger anfällig für
Krisen, wie sich nicht zuletzt im Rezessions-
jahr 2009 gezeigt hat. Doch auch der Zloty
gehört zum Geheimnis des Erfolgs. 2008
und 2009 wertete Polen seine Währung um
mehr als 50 Prozent ab. Das half dem Ex-
port und kurbelte die eigene Wirtschaft an.
Ohne den Zloty, das betonen polnische Ex-
perten immer wieder, hätte das Land die
Weltwirtschaftskrise nicht so unbeschadet
bewältigen können. Für Donald Tusk macht
es das nicht leichter, sich offen für den
schnellen Abschied vom Zloty in die Bre-
sche zu werfen. Ulrich Krökel, Warschau ❚

Der Autor berichtet als freier Korrespondent.

In die erste Liga
POLEN Mit ehrgeizigen Reformen hält die Regierung Kurs auf
den Euro. Die Mehrheit der Polen will lieber am Zloty festhalten 

In der Dramatik der Euro-Rettung wäre eine
Nachricht fast zu kurz gekommen: Beim Brüs-
seler Dezember-Gipfel, bei dem die Staats-
und Regierungschefs den Fiskalpakt auf den
Weg brachten, hat Kroatien den Beitritts-
vertrag zur EU unterzeichnet. Nach sieben-
jährigem Verhandlungsmarathon ist damit
der Weg frei für die Aufnahme des inzwischen
28. Mitgliedslandes der EU.

In mehreren Erweiterungsrunden ist das Eu-
ropäische Staatenbündnis gewachsen: In den
1960er Jahren gesellten sich Großbritan-
nien, Dänemark und Irland zu den Grün-
dungsmitgliedern Belgien, Bundesrepublik
Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg
und die Niederlande. Nach der Überwindung
der Militärdikaturen in Südeuropa folgten in
den 1980er Jahren Griechenland, Spa-
nien und Portugal, und nach dem Epo-
chenwechsel von 1989 schlossen sich eine
ganze Reihe von Staaten – vor allem des ehe-
maligen Ostblocks – der EU an.

Bevor ein Land Mitglied werden kann, muss
es eine Vielzahl von wirtschaftlichen, sozialen
und rechtlichen Bedingungen erfüllen. Es
muss sozusagen mit dem Standards der EU-
Mitglieder „kompatibel“ sein. Das Prüfver-
fahren umfasst insgesamt 35 Verhand-
lungskapitel – etwa zu Justiz und Grund-
rechten, Finanz- und Haushaltsbestimmun-
gen oder zur Wettbewerbspolitik und zum
freien Warenverkehr.
Im Augenblick sind vier Länder offizielle
Beitrittskandidaten: die aus Jugoslawien
hervorgegangenen Staaten Mazedonien
und Montenegro, mit denen allerdings
noch keine Beitrittsverhandlungen aufge-
nommen worden sind, sowie die Türkei und
Island, das sich nach einer schweren Finanz-
krise 2009 für ein Beitrittsgesuch entschlos-
sen hatte. Mit der Türkei konnte seit 2005 erst
ein Kapitel unter Dach und Fach gebracht
werden. Die EU-Kommission sieht in ihrem
jüngsten Bericht zur Erweiterungsstrate-
gie zwar „erhebliche Fortschritte“ und ist
beeindruckt von der dynamischen wirtschaft-
lichen Entwicklung der Türkei, dennoch be-
dürfe es weiterer „bedeutender Anstrengun-
gen, um die Grundrechte auch in der Pra-
xis zu gewährleisten, insbesondere die freie
Meinungsäußerung, die Frauenrechte und
die Religionsfreiheit“. Hinter den lange wäh-
renden Verhandlungen steht noch eine ande-
re Frage: Ob die laizistische aber muslimisch

geprägte Türkei wirklich zu EU gehören soll,
ist quer durch die Mitgliedsländer und oft
auch quer durch die politischen Lager um-
stritten.
Neben den vier offiziellen Beitrittskandidaten
nennt die EU-Kommission noch vier weitere
„potentielle“ Kandidaten: Serbien, Alba-
nien, Bosnien-Herzegowina und Koso-
vo, das allerdings noch nicht von allen EU-
Mitgliedern als souveräner Staat anerkannt
worden ist.

Auch für die Teilnahme an der Gemein-
schaftswährung gibt es ein Beitrittsverfah-
ren. 17 EU-Länder sind Teil der Euro-Zone.
Laut Vertrag über die Europäische Wirt-
schafts- und Währungsunion (EWWU) ist je-
des EU-Mitglied verpflichtet, den Euro einzu-
führen, wenn es die sogenannten EU-Kon-
vergenz-Kriterien erfüllt: Dazu gehören
unter anderem Preisstabilität, eine Be-
grenzung des staatlichen Schuldenstan-
des auf nicht mehr als 60 Prozent des Brut-
toinlandsproduktes und eine zweijährige
Kopplung der nationalen Währung an den
Euro. Derzeit nehmen an diesem Wechsel-
kursmechanismus II genannten Verfahren
lediglich drei Länder teil, könnten also recht
schnell den Euro einführen: Litauen, Lett-
land und Dänemark. Dabei gilt für Däne-
mark, übrigens ebenso für Großbritannien
eine sogenannte „Opt-out-Klausel“ von der
EWWU, was nichts anderes heißt, als dass sie
zur Einführung des Euros nicht verpflichtet
sind. Auch beim EU-Mitglied Schweden
schaut Brüssel bei diesem Thema nicht so ge-
nau hin: Das Land  trat zu einem Zeitpunkt
der EU bei, als die EWWU noch nicht voll um-
gesetzt war, es also de facto noch nicht klar
war, dass der Euro kommt. ahe ❚

Blockade auf dem Weg nach Brüssel? Straßensperre der nordkosovarischen Serben

Finanzplatz Warschau: Für Polen als sechstgrößte Volkswirtschaft Europas ist der Euro nicht eine Frage des Ob, sondern des Wann.

BEITRITTS-KANDIDATEN
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Zwischen Asien und Europa: Istanbul
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Kroatiens wird das jüngste EU-Mitglied
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Herzlichen Glückwunsch zum Ge-
burtstag, Frau Präsidentin – vergangene
Woche konnten Sie Ihren 75. Geburtstag
feiern. Wenn Sie zurückdenken an Ihre
Kindheit – haben Sie noch Erinnerungen
an die Kriegsjahre? 
Starke Erinnerungen – etwa an die furchtba-
ren Bombennächte in Wuppertal.  Oder die
Angst um meinen Vater, der Soldat war. 

Dann kamen der Kalte Krieg und im
Westen der europäische Integrationspro-
zess. War der eher eine Lehre aus den
Weltkriegen oder mehr eine Antwort auf
den Kalten Krieg? 
Für mich war er eher eine befreiende Lehre
aus zwei Weltkriegen. Beim Kalten Krieg
ging es mehr darum, wie wir ihn überwin-
den und zu neuen Modellen finden.

Gehörte zum Bemühen um eine Über-
windung, dass Sie 1988 noch am Tag Ih-
rer Wahl  zur Bundestagspräsidentin nach
Warschau reisten?
Ich hatte mich zuvor schon engagiert um
unsere Beziehungen zu Frankreich und Isra-
el bemüht. Die Frage war nun, wie wir auch
zu einem guten nachbarschaftlichen Ver-
hältnis zu unseren polnischen Nachbarn
finden. Bei meiner ersten Reise ging es da-
rum, die Bemühungen um Entspannung

voranzubringen. Für mich war ein politisch
freundschaftliches Verhältnis mit Polen von
größter Bedeutung.  

Im Oktober 1989 reisten Sie mit
Frankreichs damaligen Parlamentspräsi-
denten Laurent Fabius nach Moskau zu
Michail Gorbatschow – eine Demonstrati-
on deutsch-französischen Zusammenhalts
als Beispiel überwundener Feindschaft?

Ja – das hat ein deutliches Zeichen gesetzt:
Dass Deutsche und Franzosen  gemeinsam
an Verständigung und Ausgleich arbeiten.
Die Mauer war ja noch nicht gefallen. Es war
wichtig, Gorbatschow zu zeigen, dass wir an
einem europäischen Strang ziehen. Wir ver-
ständigten uns, gemeinsam etwas zu be-
wirken.  

Am 4. Oktober 1990 eröffneten Sie die
erste gesamtdeutsche Bundestagssitzung –
war das der „Gipfel“ Ihrer Arbeit? 
Der „Gipfel“ war am 9. November 1989, als
mit dem Mauerfall das von den meisten Un-
erwartete eintrat. In meinen Wahlkreis Göt-
tingen, nah an der Grenze, lagen wir uns in
den Armen, mit Menschen, die ich ja gar
nicht kannte. Später begleitete der Bundes-
tag in einem deutsch-deutschen Ausschuss
die Arbeit am Einigungsvertrag. Dabei hat
es auch Fehler gegeben, doch gemessen an
dem, was uns Deutschen geschenkt worden
ist, fallen sie weniger in Betracht. 

Deutsche Einheit und europäische Ei-
nigung werden oft als zwei Seiten einer
Medaille gesehen. Konnte der Bundestag
da Akzente setzen? 
Nehmen Sie als Beispiel die Einladung an
den damaligen polnischen Außenminister
Wladyslaw Bartoszewski, 1995 im Bundes-

tag die Gedenkrede zum 50. Jahrestag des
Kriegsendes zu halten. Bartoszweski brach-
te in seine ergreifende Rede so viel Zeichen
des künftiges Miteinanders – ohne Verges-
sen – ein, dass mich dies auch emotional
sehr bewegte. Mit wichtigen anderen Soli-
darnosc-Vertretern hat er eine Zukunft in
Freiheit und Selbstbestimmung in einem
geeinten Europa vorangetrieben. Auch Bun-
deskanzler Helmut Kohl war es ganz wich-
tig, Polen, Ungarn, Tschechien und der Slo-
wakei den Weg in die EU zu öffnen. 

Wenn Sie einen Geburtstagswunsch
frei hätten... 
...wünschte ich mir, dass dieses Europa
nicht auseinanderbricht – dass die EU er-
halten bleibt und sich weiterentwickelt. Ge-
wiss: Derzeit geht es um den Euro. Es geht
aber auch darum, was Europas Herausfor-
derungen sind: Erweiterung und Integrati-
on. Europa als Idee und politische Realität
– das muss erhalten bleiben.  ❚

Das Interview führte Helmut Stoltenberg. 

Rita Süssmuth (CDU), Bundes-
familienministerin von 1985 bis 1988, war

anschließend bis 1998 Präsidentin 
des Deutschen Bundestages, dem sie von 

1987 bis 2002 angehörte.  

D
ie Zeit wird knapp. Bun-
destagspräsident Norbert
Lammert (CDU) hat
Zweifel, ob der enge Zeit-
plan für die Abstimmung
über das nächste Grie-

chenland-Finanzpaket bis zum 27. Februar
ausreicht, um alle Zweifel am Sanierungs-
willen der Griechen aus dem Weg zu räu-
men. Auf der Sondersitzung des Parlaments
zu Beginn der nächsten Sitzungswoche soll
über den deutschen Bei-
trag zu dem 130 Milliar-
den schweren Euro-Hilfs-
programm entschieden
werden. Am 1. und 2.
März ist in Brüssel der
nächste EU-Gipfel termi-
niert, der ganz im Zei-
chen der Griechenland-
Krise stehen wird, genau-
so wie das nächste EU-Fi-
nanzministertreffen mit der Euro-Gruppe
am 12. März. 
Der enge Terminkalender setzt alle Beteilig-
ten – einmal mehr – gehörig unter Druck.
„Ob die dafür vorgesehene Beratungszeit
reichen wird, wird man sehen“, sagte der
Bundestagspräsident. Das neue Hilfspaket
für Athen umfasst neue öffentliche Hilfen
von 100 Milliarden Euro, dazu kommen 30
Milliarden Euro zusätzliche Garantien zur
Absicherung des geplanten Schulden-
schnitts. Dieser soll die griechische Schul-
denlast um rund 100 Milliarden Euro ver-
ringern.

Zur Zeit sind die Abgeordneten aber noch
in den sitzungsfreien Tagen in ihren Wahl-
kreisen, während in Brüssel und vor allem
in Athen um die letzten Details des Hilfspa-
kets gerungen wird. Parallel dazu wird eben-
falls über einen Forderungsverzicht privater
Gläubiger verhandelt.  Fest steht nur ein Ter-
min: Am 20. März werden griechische An-
leihen in Höhe von 14,5 Milliarden Euro
fällig. Sollten bis dahin keine Hilfsgelder
nach Athen geflossen sein, wäre Griechen-

land bank-
rott.
Zwar hat das
griechische
Parlament in
einer drama-
tischen Ab-
s t immung,
begleitet von
s c h w e r e n
Unruhen in

Athen, die neuen Sparauflagen der Troika
aus EU-Kommission, EZB und Weltwäh-
rungsfonds akzeptiert und die Oppositions-
parteien haben sich in einem Schreiben an
die Euro-Gruppe verpflichtet, die Auflagen
auch nach einem wahrscheinlichen Regie-
rungswechsel in Athen im April einzuhal-
ten. Doch Zweifel bleiben. So ließ sich etwa
Antonis Samaras, Parteichef der konservati-
ven Nea Dimokratia, eine Hintertür offen:
Seine Partei, so schrieb er der Euro-Gruppe,
werde dem Programm verpflichtet bleiben,
wenn sie die Wahl gewinne. Er machte aber
geltend: „Politikänderungen könnten not-

wendig sein, um die vollständige Umset-
zung des Programms zu garantieren.“
Der Unmut über die sich hinziehenden Ver-
handlungen in Athen wächst in Brüssel und
Berlin. In Kreisen der Bundesregierung
zweifelt man immer mehr an der Verläss-
lichkeit der griechischen Parteien. „Wer
stellt denn sicher, dass Griechenland auch
morgen noch zu dem steht, was wir jetzt mit
Griechenland verhandeln?“, fragte Finanz-
minister Wolfgang Schäuble: „In den letzten
Monaten mussten wir feststellen, das sich
scheinbar manches leichter verspricht, als
dann umgesetzt wird. “ Ähnlich äußerte sich
auch Wirtschaftsminister Philipp Rösler
(FDP). Er schließt einen Ausschluss Grie-
chenlands aus der Eurozone inzwischen
nicht mehr aus: „Der Tag X verliert zuneh-
mend an Schrecken.“ Andere Länder wie
Portugal und Spanien seien deutlich enga-
gierter als die Kollegen in Griechenland.
CSU-Chef Horst Seehofer hatte gar vorge-
schlagen, eine Volksabstimmung über neue
Hilfen für Griechenland durchzuführen.
Bei einer bestimmten Größenordnung von
Bürgschaften für Schuldenstaaten sollte das
Volk befragt werden. 

Schrumpfende Wirtschaft Währenddes-
sen stürzt die griechische Wirtschaft immer
weiter ab. So ging das Bruttoinlandsprodukt
2011 rasant um knapp sieben Prozent im
Vergleich zum Vorjahr zurück, wie die grie-
chische Statistikbehörde Elstat mitteilte. Be-
reits 2010 war die Wirtschaft um 4,5 Prozent
geschrumpft. Die Arbeitslosenquote stieg

auf 20,9 Prozent. Ursache der Talfahrt ist
nach übereinstimmender Einschätzung von
Finanzexperten die Sparpolitik, die die
Wirtschaft abwürgt. Der Privatkonsum ist
rückläufig, die Staatsausgaben sinken.

Marshall-Plan gefordert Deshalb mehren
sich auch die kritischen Stimmen aus Rei-
hen der Opposition. So fordert der SPD-
Vorsitzende Sigmar Gabriel einen „Mar-
shall-Plan über 20, 30 Jahre für Südeuropa.
„Wir müssen neben den aktuellen Hilfen
dafür sorgen, dass Wirtschaft und Beschäfti-

gung wieder in Gang kommen“, sagte er.
Ähnlich äußerte sich der haushaltspoliti-
sche Sprecher der Bundestagsfraktion, Cars-
ten Schneider, und der frühere Finanzminis-
ter Peer Steinbrück (SPD). Die Absage des
Treffens der Finanzminister der Euro-Grup-
pe in der vergangenen Woche sei eine Eska-
lation gewesen. Kritik an der einseitigen
Sparpolitik äußerte auch die Fraktionsvor-
sitzende der Grünen, Renate Künast: „Die
Kanzlerin läßt die Frage, wie Griechenland
geholfen wird, sich zu modernisieren, voll-
kommen aus.“ Christoph Birnbaum ❚

Geburtstagskind: Rita Süssmuth

GRIECHENLAND Anfang nächster Woche berät der Bundestag über die neuen Finanzhilfen der EU

Es wird eng für die Hellenen

Assads Rücktritt
gefordert
MENSCHRECHTE Der Ausschuss für Men-
schrechte und humanitäre Hilfe hat in der
vergangenen Woche das brutale Vorgehen
der syrischen Regierung gegen die Zivilbe-
völkerung mit „Entsetzen und Abscheu“
verurteilt. In einer gemeinsamen Erklärun-
gen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD,
FDP und von Bündnis 90/Die Grünen for-
dert der Ausschuss das syrische Regime in
Damskus auf, „die schweren Menschrechts-
verletzungen sofort zu beenden und die Be-
völkerung des Landes zu schützen“. 
Der Ausschuss fordert Syriens Präsident Ba-
schar al Assad zudem zum Rücktritt auf, um
„den Weg für einen friedlichen und demo-
kratischen Wandel in Syrien“ freizumachen.
Zusammen mit anderen Mitglieder seines
Regimes, „die sich an dem syrischen Volk
schamlos bereichert und Verbrechen began-
gen haben“, habe sich Assad vor dem Inter-
nationalen Strafgerichtshof zu verantwor-
ten. Seit März vergangenen Jahres seien den
„systematischen und ausgedehnten Angrif-
fen gegen die eigene Bevölkerung“ mehr als
6.000 Menschen zum Opfer gefallen, weite-
re 60.000 würden vermisst. 
Demonstrativ befürwortete der Ausschuss
den Kurs der Bundesregierung, das Assad-
Regime international zu isolieren. Vertreter
der syrischen Opposition sollten auch wei-
terhin diplomatisch unterstützt und Ange-
hörige der syrischen Exilgemeinde in
Deutschland vor „regimetreuen Schlägern
und Spionen“ geschützt werden. aw ❚

Plädoyer für
Ratifizierung 
FISKALPAKT Die Mitglieder der deutsch-
französischen  Arbeitsgruppe zu wirtschafts-
und finanzpolitischen Fragen in Europa ha-
ben sich auf ihrem Treffen in Paris am ver-
gangenen Montag für eine schnelle Ratifi-
zierung des Fiskalpakts ausgesprochen. Die
deutschen und französischen Parlamenta-
rier begrüßten ausdrücklich die Verpflich-
tung, Schuldenbremsen verfassungsrecht-
lich oder in vergleichbarer verbindlicher
Weise in den nationalen Rechtsordnungen
zu implementieren. Dies sei ein wichtiger
Fortschritt bei der Bekämpfung der Finanz-
und Wirtschaftskrise ebenso wie die Begren-
zung der strukturellen Defizite und die Ver-
einbarung automatischer Korrekturmaß-
nahmen bei wesentlichen Abweichungen
von den vereinbarten Vorgaben.
Im Unterschied zu ihren französischen Kol-
legen hätten es die Bundestagsabgeordne-
ten vorgezogen, bei Verstößen gegen den
Fiskalpakt den Europäischen Gerichtshof
anrufen zu können. Ihnen erscheint es nicht
ausreichend, dass ein Staat einen anderen
verklagen kann, da dadurch „Beißhemmun-
gen“ entstehen könnten und ein effektiver
Sanktionsmechanismus verhindert werde.
Die deutsch-französische Arbeitsgruppe
war im Herbst vorigen Jahres ins Leben ge-
rufen worden und besteht aus insgesamt 14
Abgeordneten aller Fraktionen sowie zwei
von den jeweiligen Regierungen benannten
Sachverständigen mit beratender Funktion.
Sie ist seither viermal unter dem Vorsitz des
Präsidenten der Assemblée nationale, Ber-
nard Accoyer, und Bundestagspräsident
Norbert Lammert zusammengekommen.
Weitere Zusammenkünfte der Abgeordne-
tengruppe wird es zunächst nicht geben, da
die nun vereinbarten Reformschritte den
Vorstellungen der Parlamentarier weitge-
hend entsprächen und in Frankreich im
April der Präsident und im Juni das Parla-
ment neu gewählt werden.   sad ❚

»Ob die
Beratungszeit 
reichen wird, 
wird man sehen«
Nobert Lammert (CDU) 
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»Europa muss erhalten bleiben«  
RITA SÜSSMUTH Die langjährige Bundestagspräsidentin über ihre Erfahrungen mit Einheit und Einigungsprozess

>STICHWORT

> Sparpaket Das griechische Parlament billigte am 12. Feb-
ruar Einsparungen in Höhe von rund 14 Milliarden Euro bis
zum Jahr 2015. Allein in diesem Jahr sollen es 3,3 Milliar-
den Euro sein. Unter anderem sollen rund 150.000 Staats-
diener entlassen werden und der Mindestlohn von 751 auf
568 Euro sinken. Auch Staatsbesitz soll verkauft werden.

> Forderung der EU Die EU-Finanzminister verlangten in
der vergangenen Woche zusätzliche Einsparungen von
Athen in Höhe von 325 Millionen Euro.

> Schuldenfalle Die Staatsschulden Griechenlands beliefen
sich Ende 2011 auf über 365 Milliarden Euro. Dies entspricht
rund 160 Prozent des Bruttoinlandproduktes. Seit 2001 sind
die Schulden um 214 Milliarden Euro angewachsen.

GRIECHENLAND – Ein Staat unter Sparzwang
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Eine Volksvertretung unter Polizeischutz: Begleitet von schweren Unruhen verabschiedete das griechische Parlament in Athen das neue Sparpaket.
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> Werner Dolata
Bundestagsabgeordneter 1981-1987,
CDU
Am 23. Februar vollendet Werner Dolata sein
85. Lebensjahr. Der aus Berlin stammende
Zahnarzt trat 1946 in die CDU ein und war
von 1958 bis 1967 Bezirksverordneter in
Schöneberg. Von 1967 bis 1981 gehörte er
dem Berliner Abgeordnetenhaus an und war
von 1971 bis 1981 Mitglied des CDU-Frakti-
onsvorstands. Dolata arbeitete im Bundestag
im Ausschuss für Jugend, Familie und Ge-
sundheit.

> Albert Nehm
Bundestagsabgeordneter 1978-1990,
SPD
Albert Nehm wird am 23. Februar 80 Jahre
alt. Der aus dem hessischen Baunatal stam-
mende Stellmacher engagierte sich nach
dem Krieg in der IG Metall, war Vorsitzender
des Ortskartells Baunatal des DGB und viele
Jahre VW-Betriebsratsmitglied. 1954 wurde
er SPD-Mitglied. Nehm, 1978 in den Bundes-
tag nachgerückt und danach stets Direktkan-
didat des Wahlkreises Werra – Meißner, ar-
beitete ausschließlich im Haushaltsaus-
schuss.

> Gunter Huonker
Bundestagsabgeordneter 1972-1994,
SPD
Gunter Huonker vollendet am 24. Februar sein
75. Lebensjahr. Der aus Schwenningen gebür-
tige Rechtsanwalt amtierte von 1968 bis 1972
als Büroleiter Erhard Epplers im Bundesminis-
terium für wirtschaftliche Zusammenarbeit.
Von Dezember 1979 bis April 1982 war er
Staatsminister im Bundeskanzleramt. Danach,
bis September 1982, hatte er die Funktion als
Parlamentarischer Staatssekretär im Bundesfi-
nanzministerium inne. Huonker vertrat von
1972 bis 1976 den Wahlkreis Ludwigsburg als
Direktkandidat und wurde danach jeweils über
die SPD-Landesliste Baden-Württemberg ge-
wählt. Im Bundestag engagierte er sich haupt-
sächlich im Finanzausschuss.

> Volker Jung
Bundestagsabgeordneter 1983-2002,
SPD
Volker Jung wird am 24. Februar 70 Jahre alt.
Der aus Berlin gebürtige Diplom-Politologe
und langjährige DGB-Mitarbeiter, zuletzt Re-
feratsleiter beim Bundesvorstand, trat 1963
der SPD bei und war stellvertretender Vorsit-
zender seiner Partei in Düsseldorf. Von 1975
bis 1983 gehörte er dem Beratenden Aus-
schuss der Europäischen Gemeinschaft für
Kohle und Stahl an. Im Bundestag arbeitete
Jung, stets Direktkandidat des Wahlkreises
Düsseldorf II und langjähriger energiepoliti-
scher Sprecher der SPD, ausschließlich im
Wirtschaftsausschuss mit.

> Franz Romer
Bundestagsabgeordneter 1990-1994,
1996-2009, CDU
Am 26. Februar wird Franz Romer 70 Jahre
alt. Der Mechaniker aus Laupheim und lang-
jährige Betriebsratsvorsitzende trat 1975 der
CDU bei und gehörte von 1989 bis 1999 dem
Landesvorstand Baden-Württemberg seiner
Partei an. Von 1975 bis 2009 war er Stadtrat
in Laupheim und von 1979 bis 1996 Kreis-
tagsabgeordneter in Biberach. Romer, Direkt-
kandidat des gleichnamigen Wahlkreises, ar-
beitete in allen Wahlperioden im Ausschuss
für Arbeit und Sozialordnung mit.

> Anni Brandt-Elsweier
Bundestagsabgeordnete 1990-2002,
SPD
Anni Brandt-Elsweier vollendet am 2. März
ihr 80. Lebensjahr. Die Richterin aus Neuss
trat 1963 der SPD bei, war von 1969 bis 1993
Ratsfrau in ihrer Heimatstadt und von 1984
bis 1993 stellvertretende Bürgermeisterin.
Zwei Jahrzehnte gehörte sie dem Kreistag in
Neuss an und amtierte von 1984 bis 1991 als
erste stellvertretende Landrätin. Brandt-Els-
weier engagierte sich im Bundestag in allen
drei Wahlperioden im Ausschuss für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend sowie im Aus-
schuss für Wahlprüfung, Immunität und Ge-
schäftsordnung. bmh ❚

Die Gewinnerin des Weihnachtsrätsels 2011 steht fest:
Sibylle Weber aus Wildberg hat die Reise nach Berlin
mit zwei Übernachtungen und einem Besuch beim
Bundestag gewonnen. Herzlichen Glückwunsch! 

Die Fragen und Antworten, die sie zum Sieg geführt
haben:

1. Wie oft dürfen Tankstellen in Österreich die Benzinprei-
se an einem Tag erhöhen?
Einmal

2. Bis wann möchte die SPD die Rente mit 67 aussetzen?
Bis die Erwerbstätigenquote bei den 60- bis 65-Jähri-
gen mindestens 50 Prozent beträgt

3. Um wie viel Prozent soll bis 2020 im Vergleich zu 2008
der Schienenlärm reduziert werden?
50 Prozent

4. Welche Spitzenbeamten werden künftig im Fall einer
Versetzung in den einstweiligen Ruhestand besser gestellt?
Unter anderem Staatssekretäre,Abteilungsleiter, Bot-
schafter und der Generalbundesanwalt.

5. Wie hoch ist die Gesamtzahl der ab Februar 2012 in Af-
ghanistan eingesetzten Soldaten? 
4.900

6. In welchem Alter gehen in der EU Frauen im Durch-
schnitt in Rente?
Mit 61 Jahren

7. Welches Land hat kürzlich sein Ausscheiden aus dem
Kyoto-Protokoll verkündet?
Kanada

8. Wie hoch war 2009 der Frauenanteil bei universitären
Abschlüssen?
52,3 Prozent

9. Auf wie viel Prozent möchte die Linksfraktion die 
Umlage der Modernisierungskosten auf die Miete begren-
zen?
Fünf Prozent

10. Welche Folge hat das Veto Großbritanniens 
beim Brüsseler Gipfel vom 9. Dezember für die „Fiskaluni-
on“?
Sie kann nur außerhalb des EU-Vertrags vereinbart
werden (auf dem Weg eines zwischenstaatlichen Ver-
trages).

11. Seit wann ist das Unesco-Übereinkommen zur Bewah-
rung des immateriellen Kulturerbes in Kraft?
Seit dem 20. April 2006

12. Wann feiert die serbisch-orthodoxe Kirche Weihnach-
ten?
Am 6. Januar

Zwölf Antworten zum Sieg

AUFLÖSUNG DES WEIHNACHTSRÄTSELS

Lob vor dem
Bundestag
28. Februar 2002: Annan im Plenum Ei-
ne Rede im Plenarsaal des Bundestages zu
halten ist ein Privileg. Und dass Nichtpar-
lamentarier vor den deutschen Volksver-
tretern sprechen dürfen, eine Ausnahme.
Nur 33 ausgewählten Persönlichkeiten
wurde diese Ehre bislang zuteil. François
Mitterand zum Beispiel, oder Papst Bene-
dikt XVI. Am 28. Februar 2002 sprach mit
Kofi Annan erstmals ein UN-Generalse-
kretär vor dem Hohen Haus.
Unter dem Eindruck des noch jungen Af-
ghanistan-Einsatzes machte Annan das

Thema Friedenssicherung zum Mittel-
punkt seiner Rede. Dabei lobte der Gha-
naer zwei Dinge: Das deutsche Engage-
ment am Balkan, und dass Deutschland
die Führungsrolle beim Aufbau einer pro-
fessionellen Polizei für Afghanistan über-
nehme. Es habe ihn beeindruckt, sagte
Annan weiter, „wie Sie über die in Ihrer
Geschichte begründeten Hemmungen
bezüglich Ihrer Rolle in der Welt, und das
gilt auch für die Entsendung von Trup-
pen, hinausgewachsen sind und eine Mit-
verantwortung für die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicher-
heit übernommen haben“.
Gleichzeitig warb der Friedensnobel-
preisträger für eine Verlängerung des Isaf-
Mandats in Afghanistan, das im Juni
2002 ausgelaufen wäre. Ein Abzug der
UN-Truppen sei erst dann denkbar, wenn
es eine Perspektive für das Land gebe. Ein
Zeitfenster für einen Abzug formulierte
Annan nicht, war sich aber bewusst:
„Kein Staat will seine Truppen auf unbe-
grenzte Zeit in einem fremden Land sta-
tioniert wissen, ohne dass ein politisches
Ergebnis in Sicht wäre.“ Dass auch zehn
Jahre später internationale Truppen am
Hindukusch stationiert sind, konnte er
nicht ahnen. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1,11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wider. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 5. März.

Was wäre Europa ohne seine vie-
len Staaten, mit all ihren Ei-
genarten? Zum Beispiel Liech-
tenstein. Der Zwergstaat am

Alpenrhein, letztes territoriales Überbleib-
sel des 1806 untergegangenen Heiligen Rö-
mischen Reiches Deutscher Nation, gehört
zu den wenigen Rest-Monarchien auf dem
alten Kontinent. Freilich ist dort der Fürst
kein „Grüßaugust“ der Politiker, sondern
laut Verfassung zweiter Souverän neben
dem Volk. Der Erbmonarch ist nicht nur
Staatsoberhaupt, er kann per Veto alle
Volksabstimmungen oder vom Parlament
beschlossenen Gesetze aushebeln. Der
letzte Wille im Steuerparadies liegt bei Erb-
prinz Alois von und zu Liechtenstein. Ab-
solutismus im 21. Jahrhundert, schäumen
Kritiker. Jetzt ist im wohlhabenden „Länd-
le“ zwischen Österreich und der Schweiz
der Aufstand ausgebrochen. Eine Volksini-
tiative „Ja – damit Deine Stimme zählt“
will das uralte fürstliche Vetorecht bei
Volksabstimmungen abschaffen. 
In einem halben Jahr soll das Volk ent-
scheiden. Das ganze riecht nach Revanche
für das gescheiterte Plebiszit im Herbst
2011 über die Legalisierung der Abtreibung,
als der widerstrebende Katholik Prinz Alois
dem Volk mitgeteilt hatte, er werde ein er-
folgreiches Votum sowieso ablehnen. Am
Ende stimmten 52 Prozent gegen die Lega-
lisierung des Schwangerschaftsabbruchs;
viele meinen, wegen Alois’ Intervention.
Was macht das Haus Liechtenstein nun?
Beinhart verteidigen Fürst Hans-Adam II.
und sein regierender Stellvertreter Sohn
Alois ihre Stellung im Land. Der Entzug ih-
rer Veto-Rechte sei nur möglich bei Ab-
schaffung der Monarchie. Womöglich
kehrt die Familie auf ihre österreichischen
Güter bei Wien zurück, von wo aus man
vor 300 Jahren die Ländereien am südli-
chen Rhein erworben hatte. Wie sagte noch
Sachsens letzter König Friedrich August III.
bei seiner Abdankung 1918 zum revoltie-
renden Volk: „Macht euern Dreck alleene.“
So weit aber ist es im gemächlichen Liech-
tenstein noch lange nicht. Hans Krump ❚

Revolte im
Zwergstaat

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 10 JAHREN ...

Der damalige UN-Generalsekretär Kofi
Annan am Rednerpult im Bundestag

Hauptpreis des Weihnachtsrätsels ist eine Reise nach Berlin: Dabei wird auch das Reichstagsgebäude – hier Besucher auf der Kuppel – besucht.
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BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 27.2-.2.3.2012
Europäischer Rat (Do), Kostenfallen
im Internet (Fr)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Zur Ausgabe 5/6 vom 30. Januar 2012,
„Linke fordert Entschädigung wegen
‘Radikalenerlasses’“, Seite 6
Mit Ihrer innenpolitische Meldung über-
nehmen Sie die in den 1970er Jahren als
„Kampfbegriff“ eingeführte Bezeichnung
des „Radikalenerlasses“ für den durch die
Ministerpräsidenten der Länder und dem
damaligen Bundeskanzler Willy Brandt un-
terzeichneten „Extremistenbeschluss“ für
Angehörige des öffentlichen Dienstes. 
Auch wenn Sie den Begriff in der Überschrift
in Anführungszeichen setzen, so fehlt zu-
mindest in der weiteren Berichterstattung
der Hinweis auf die Bezeichnung als Extre-
mistenbeschluss, der ja immer im Zusam-
menhang mit den Entscheidungen des Bun-
desverfassungsgerichts in den 1950er Jahren
zum Verbot der Sozialisti-
schen Reichspartei Deutsch-
lands (SRP) und der Kom-
munistischen Partei
Deutschlands (KPD) zu se-
hen ist. 
Danach sind (vereinfacht
gesagt) „radikale Metho-
den“ zur Veränderung der
politischen Landschaft in-
nerhalb des Rahmens des
Grundgesetzes zulässig,
während „extremistische
Methoden“ der Beseitigung
der freiheitlich demokrati-
schen Grundordnung die-
nen und deshalb als verfas-
sungsfeindlich unzulässig
sind. Diese Unterscheidung
hat ja in der seinerzeitigen
Diskussion auch im euro-
päischen Ausland für Ver-
wirrung und Unwillen ge-
sorgt, da diese Länder mit
„radikalen“ Parteien übli-
cherweise keine Probleme
hatten und sie sogar in den
jeweiligen nationalen Parla-
menten vertreten waren
(zum Beispiel Kommunisti-
sche Partei Italiens, franzö-
sischer Front National). 
Im Übrigen empfinde ich
diese mangelnde klare und
präzise Bezeichnung in den
Medien noch heute als Är-
gernis, zumal wenn in Be-

zug auf die jüngst bekannt gewordenen Ver-
brechen der NSU mal von „radikalen Tä-
tern“ und mal von „Terroristen“ gesprochen
wird. Wie soll ein junger Mensch politisch
„sauber“ (nicht unbedingt „korrekt“) den-
ken lernen, wenn schon die „Profis“ dies
nicht vermögen und deshalb nicht vorle-
ben?

Hans-Jürgen Honsa, 
Salzgitter

Zur Ausgabe 51/52 vom 19. Dezember
2012, „Hilfe unter Bedingungen“, Seite 7
Im Vorfeld der Afghanistan-Konferenz in
Bonn Anfang Dezember hat es Proteste mit
der Forderung „Truppen raus aus Afghanis-
tan“ gegeben. Was bewirkt ein sofortiger Ab-

zug in diesem Land, in dem Armut, Korrup-
tion und Warlords herrschen und das viele
Jahre Krieg mit vielen Opfern hinter sich ge-
bracht hat?
Dass die Aufgabe besteht, eigene Ordnungs-
kräfte von Polizei und Heer aufzubauen
und die Infrastruktur des Landes zu verbes-
sern, ist allgemein bekannt. Die missglück-
te Wahl des Präsidenten Karsai hat das Ver-
trauen in die Regierung geschwächt. Be-
kannt ist auch, dass die Taliban im Grenz-
land Pakistans ein gutes Rückzugsgebiet
haben. 
Es besteht die Frage, ob der Westen nicht
gänzlich überfordert ist, wenn er meint, er
müsste ein Land, in dem weithin noch mit-
telalterliche Strukturen herrschen, inner-
halb weniger Jahre demokratisieren. Wie

viele Jahrhunderte haben wir dazu ge-
braucht? Die These, dass wir unsere Freiheit
am Hindukusch verteidigen, ist doch sehr
fraglich. Die Sicherheitslage für die westli-
chen Truppenverbände hat sich dramatisch
verschlechtert. Zudem sind Berichte, wo-
nach der Bruder des Präsidentenen Karsai,
der mit Drogen handelt, Gelder von CIA be-
kommt, nicht gerade vertrauenerweckend.
Es fragt sich, ob die Amerikaner auf die rich-
tigen Leute setzen. 
Außerdem zeigen die demografischen Ent-
wicklungen in Afghanistan, dass dort eine
Familie durchschnittlich sieben Kinder hat
und der Nachwuchs an neuen Kämpfern
unwahrscheinlich groß ist – während im
Westen die Bereitschaft, Söhne im Krieg ge-
gen den Terror kämpfen und eventuell ster-

ben zu sehen, verschwin-
dend gering ist. Wahrlich
keine leichte Aufgabe für die
Verteidigungsminister der
Nato. 
Wir könnten von großem
Glück sprechen, wenn es ge-
länge, uns von dort – inner-
halb eines Zeitraumes von
wenigen Jahren – etappen-
weise zurückzuziehen, ohne
dass das Land und die ge-
samte Region in Chaos ver-
sinken.

Dieter Loest, 
Rot am See

SEITENBLICKE

Zur Ausgabe 7 vom 
13. Februar 2012
Bei dem Interview „Mit allen
Szenarien rechnen“ auf Seite
zwei fehlt bei der siebten
Frage die Maßeinheit. Rich-
tig muss es heißen, dass
„47.000 Kubikmeter
schwach- und mittelradio-
aktive Abfälle“ in der Asse
eingelagert wurden.
In der Debattendokumenta-
tion wird der Abgeordnete
Heinz Paula versehentlich
der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen zugeordnet.
Paula ist aber seit 1975 Mit-
glied der SPD.

PANNENMELDER


